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Arbeitsplätze contra Umweltschutz? 

Wie kaum ein anderer Industriezweig hat die 
Stahlbranche bisher vom Emissionshandel pro¬ 
fitiert. 
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Shakespeare - zeitlos 

William Shakespeare starb vor 400 Jahren. Sei¬ 
ne Gestalten und Werke passen in unsere Zeit, 
meint Dietmar Dath. 

Seite 13 
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Thema der Woche 


Freihandel in der 
Geschichte 

War und ist der Freihandel - wie der eng¬ 
lische Ökonom Ricardo einst glaubte - ein 
Garant für den Wohlstand aller Nationen? 
Die Geschichte zeigt, dass bei einem solchen 
Abkommen zwischen Ländern mit unter¬ 
schiedlichem wirtschaftlichem Niveau im¬ 
mer der ökonomisch und politisch Stärkere 
profitiert, die Schwächeren unterliegen. Und 
oft setzten die Stärkeren einen „Freihandel“ 
in ihrem Interesse mit Waffengewalt durch. 
Seite 8 


Die große Freiheit für das Kapital 

Obama und Merkel werben auf der Hannover-Messe für TTIP 



A m 25. April beginnt in Han¬ 
nover die diesjährige Indus¬ 
triemesse. „Die ganze Welt der 
Technologie“ wird „unter einem Dach“ 
präsentiert - von Forschung und Ent¬ 
wicklung, Industrieautomation und IT 
über Zulieferung, Produktionstechno¬ 
logien und Dienstleistungen bis hin zu 
Energie und Mobilitätstechnologien. 

Zum Messeauftakt kommen Bun¬ 
deskanzlerin Merkel und US-Präsi- 
dent Obama. Auch um für TTIP die 
Werbetrommel zu rühren. Globalisie¬ 
rungskritische Organisationen, Um¬ 
weltverbände, aber auch ver.di sowie 
regionale Gewerkschaftsgliederun¬ 
gen, DIDF und Parteien wie die Links¬ 
partei und viele andere rufen dazu auf, 
am Sonnabend davor in Hannover ge¬ 
gen TTIP zu demonstrieren. 

Die Verhandlungen zwischen den 
USA und der EU über ein Freihan¬ 
delsabkommen (TTIP) laufen weiter. 
Nachdem die bisherige Geheimhal¬ 
tungspolitik jedoch nicht mehr völlig 
durchzuhalten war, werben die regie¬ 
renden Politiker beiderseits des Atlan¬ 
tiks heftig und mit allen Tricks für die 
Verträge und für Vertrauen. 

Der US-Präsident ist in diesem Zu¬ 
sammenhang zwar offenbar ebenso 
wie die Bundeskanzlerin dafür, dass 
bis Ende 2016 ein politisches Rah¬ 


menabkommen steht. Aber in den 
USA wächst angesichts der Stimmung 
im Vorwahlkampf die Vorsicht. Beim 
Brussels Forum des German Marshall 
Fund (GMF) Mitte März äußerte bei¬ 
spielsweise Jeff Sessions, republika¬ 
nischer US-Senator, der früher ein An¬ 
hänger des Freihandels war, Zweifel: Er 
selbst sei skeptisch, ob er das Transpa¬ 
zifische Freihandelsabkommen (TTIP) 
unterstützen solle, und er glaube auch 
nicht, dass es 2016 eine Mehrheit im 
Senat finde („Tagesspiegel“, 19.3.2016). 

Frank Friedman, Vorstandsmit¬ 
glied des internationalen Wirtschafts- 
prüfungs- und Beratungskonzerns 
Deloitte, sieht angesichts der katego¬ 
rischen Kritik an Freihandelsabkom¬ 
men von rechts (Donald Trump) wie 
links (Bernie Sanders) keine Chance 
für irgendein solches Projekt in abseh¬ 
barer Zeit, auch nicht für das Transat¬ 
lantische Abkommen. 

Jetzt drängen offenbar in Europa 
Unternehmerverbände wie die Regie¬ 
rungen der führenden EU-Staaten da¬ 
rauf, TTIP so schnell wie möglich abzu¬ 
schließen. Denn die EU hat im letzten 
Jahrzehnt nicht nur weitere Vorausset¬ 
zungen für mehr „Wettbewerbsfähig¬ 
keit“ geschaffen. Dies findet seinen 
Niederschlag in „Partnerschaftskom¬ 
plexen“. Die etwa 1 300 Abkommen 


(bilateral und im Block mit mehreren 
Ländern abgeschlossen) enthalten alle 
die „Liberalisierung“ der Märkte, den 
Abbau nichttarifärer Hemmnisse, den 
Investorenschutz. Das Kapital will 
aber noch mehr „Freiheiten“ - auch, 
um die weitere Deregulierung der Ar- 
beits- und Lebensverhältnisse voran¬ 
zutreiben und den Abbau von Arbei¬ 
terrechten durchzusetzen (siehe Ko¬ 
lumne auf Seite 9). 

Und nach wie vor werden wesent¬ 
liche Teile des Abkommens der Öf¬ 
fentlichkeit vorenthalten - selbst Ab¬ 
geordneten wie denen des Bundes¬ 
tages, die nur Teile des Dokuments 
einsehen können: Ein direkter An¬ 
griff der Konzerne und Regierungen 
auf die Demokratie. 

Die Vorsitzende der Partei „Die 
Linke“ und Bundestagsabgeordne¬ 
te Katja Kipping schrieb am 4. Feb¬ 
ruar: „Die Verantwortlichen scheuen 
das Licht der Öffentlichkeit ... Wirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel, der ja 
laut für das TTIP wirbt, hat nun seit 
Anfang Februar in seinem Ministeri¬ 
um einen Leseraum eingerichtet. Ab¬ 
geordnete des Bundestages können 
jeweils zwei Stunden lang Einblick 
nehmen in die Dokumente, über die 
bereits Einigkeit besteht. Nach einem 
langen und zähen Ringen mit der 


Bundesregierung dürfen nun wenigs¬ 
tens die Abgeordneten den Text lesen, 
aber nur sie.... Zugang wird gewährt - 
parlamentarische Kontrolle als Gna¬ 
denrecht (bei Kaffee und Plätzchen). 
Allein das Prozedere der Anmeldung 
für den Leseraum ist entlarvend.“ 

Mit der Losung „Klare Regeln - 
echte Chancen: Ein starkes TTIP für 
Deutschland“ wirbt der BDI - im In¬ 
ternet auf der Webseite „Industrie- 
ProTTIP“ für das Freihandelsabkom¬ 
men mit den USA. Viel flache Agi¬ 
tation, wenig Offenheit. Schließlich 
gehören die großen deutschen Indus¬ 
trieunternehmen wie die Banken und 
Versicherungen zu den Nutznießern 
eines solchen Abkommens. Anlässlich 
des Besuches von Barack Obama auf 
der Hannover-Messe wollen die Un¬ 
ternehmerverbände - wie zur Anti- 
TTIP-Demo in Berlin am 10. Okto¬ 
ber 2015 - mit Plakaten in Hannover 
„erneut ein Zeichen für ein starkes 
TTIP“ setzen. 

Doch es geht mit TTIP gegen die 
Interessen der Mehrheit der Men¬ 
schen auf beiden Seiten des Atlan¬ 
tiks. Lasst uns also in Hannover mit 
der Demonstration ein deutliches Zei¬ 
chen des Protestes und Widerstands 
setzen! 

Nina Hager 


Demonstration 
gegen TTIP 

23. April, Hannover 

Treffpunkt für den DKP-Block 
11.00 Uhr, Kröpcke (Uhr), Nähe 
Hbf. und Opernplatz 


Siehe auch www.ttip-demo.de 



Nur noch 

10 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und wir freuen uns natürlich 
schon auf Kai Degenhardt. „Ich 
bin politischer Liedermacher- 
was sonst“, sagt Kai Degenhardt 
übersieh selbst. 

Der 1964 geborene Liedermacher 
ist nicht nur aufgrund der Zu¬ 
sammenarbeit mit seinem 2011 
viel zu früh verstorbenen Vater, 
dem legendären Liedermacher 
Franz Josef Degenhardt, mit dem 
er über 20 Jahre lang als Arran¬ 
geur und Gitarrist zusammenar¬ 
beitete, allen Linken ein Begriff. 
Sondern genießt über mancher¬ 
orts vorhandene politische Mei¬ 
nungsverschiedenheiten hinweg 
bei ihnen ein überdurchschnitt¬ 
lich hohes Ansehen - sowohl als 
Künstler, aber auch als politi¬ 
scher Mensch. 

Bis zum Pressefest, lieber Kai! 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktualisier¬ 
ten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 


Gegen das Turbo-Abitur an den Gymnasien 

NRW: Regieren gegen 79 Prozent geht auf Dauer nicht gut 


Die Landesschülerinnenvertretung 
(LSV) von Nordrhein-Westfalen setz¬ 
te die Freudenbotschaft auf Platz 1 
ihrer Positionsmeldungen: „Eltern 
wollen zurück zu G9“. Seit mehr als 
fünf Jahren kämpfen kluge Schüler, 
engagierte Lehrer und verantwor¬ 
tungsbewusste Eltern dafür, dass 
das so genannte Turbo-Abi mit einer 
Schulzeit von acht Jahren (G8) wieder 
rückgängig gemacht wird und diesem 
Bildungsgang wieder neun Jahre (G9) 
eingeräumt werden. 

In vorauseilendem Gehorsam ge¬ 
genüber vermeintlichen Bildungs¬ 
eliten, konservativen Philologenver¬ 
bandsfunktionären, und „Warnern“ 
aus der Wirtschaftswelt hatte die 
NRW-Landesregierung die Schulzeit¬ 


verkürzung eingeführt. Jedenfalls für 
die Schlauen an den Gymnasien. Für 
die vermeintlich suboptimal Schlauen 
an den Gesamtschulen durfte es bei 
neun Jahren bleiben. 

Nach dem unpädagogischen Fra- 
cking der Schuldauer gab es zunächst 
Beifallsstürme von interessierter Sei¬ 
te: Endlich können man im internati¬ 
onalen Vergleich bestehen. Überflüs¬ 
sige Bildungsaltlasten können über 
Bord geworfen werden. Schmalspur¬ 
abiturienten fänden fixer den Weg in 
schlanke und reglementierte univer¬ 
sitäre Ausbildungen. Und: sie ständen 
dem Erwartungshorizont des Kapitals 
schneller zur Verfügung. Herrlich! 

Das war aber merda (lat. Scheiße)! 
Denn die verdünnten Ausbildungs¬ 


gänge wurden ergänzt durch einen 
deutlich gesteigerten Druck auf die 
Schülerinnen und Schüler, weil ja das 
fehlenden Jahr ausgeglichen werden 
musste. Auch auf die Eltern wuchs der 
Druck. Wer konnte mit seinen eige¬ 
nen Kindern Goethes Faust angemes¬ 
sen interpretieren? Wer hatte die Zeit, 
in die Tiefen der Oberstufen-Mathe- 
matik einzutauchen? Ökonomischer 
Nebeneffekt: Nachhilfestudios kamen 
zu immer mehr „Kunden“. Ein Wahn¬ 
sinnsmarkt: Eine Million Kinder be¬ 
scheren nach dem „Handelsblatt“ ei¬ 
nen Umsatz von rund 2 Milliarden 
Euro. 

Das System wurde ergänzt - man 
muss ja alles im Griff haben ... - durch 
das Zentralabitur. Peinlich nur, wenn 


die Konstrukteure der Abiklausuren 
sich selber bei der Konzipierung der 
Aufgaben mehrfach verrechneten. 
Und das nicht nur in Mathe. 

★ 

So konnte es also nicht funktionieren. 
Es dämmerte. Ganz langsam. Und 
dann kam der Erkenntnisgewinn 
auch bei den Gymnasialeltern an: 
79 Prozent wollen inzwischen zurück 
zu G9. Die LSV frohlockte: „Selbst 
die Direktorinnen von Gymnasien 
wollen offensichtlich den Ausstieg 
aus dem Turbo-Abitur - 70 % von 
ihnen sprechen sich für G9 aus.“ Die 
Datenbasis war beeindruckend, denn 
50 000 Eltern beteiligten sich. Bei ei¬ 


ner parallel durchgeführten Online- 
Umfrage forderten sogar 88 Prozent 
der Beteiligten das G9. Die Eltern¬ 
initiative „G9 jetzt in NRW“ hatte 
im vergangenen Jahr 100 000 Unter¬ 
schriften für eine Volksinitiative auf 
den Tisch gelegt. Es folgte die Ableh¬ 
nung durch SPD, Grüne und FDP - 
bei Enthaltung der CDU und Zustim¬ 
mung der Piraten. 

Schulministerin Sylvia Löhrmann 
(Grüne) hatte ihre eigenen Lösungs¬ 
vorschläge: weniger Nachmittagsstun¬ 
den, weniger Hausaufgaben, weniger 
Klassenarbeiten. Wie die neuen Un¬ 
tersuchungen zeigen, kommt das nicht 
an. Sie möchte sich durchsetzen. Sie 
wird es nicht können. 

Uwe Koopmann 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kolumne von Lars Mörking 

Das bekannte Elend 



Tarifabschluss bei der Telekom 


Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen verlängert 


Es gibt Gruppen, die sich der politi¬ 
schen Linken zuordnen und sich über 
unseren Protest gegen TTIP & Co. 
lauthals lustig machen, weil sie dahin¬ 
ter dumpfen Antiamerikanismus am 
Werk sehen. So etwas wird gerne auf¬ 
gegriffen, wie Alexander Neubacher 
im Spiegel bewies. Frei nach dem Mot¬ 
to: Wenn sich schon nichts Gutes über 
TTIP & Co. sagen lässt, dann machen 
wir wenigstens deren Gegner schlecht. 
In diesem Zusammenhang erleben wir 
immer wieder die Auferstehung des 
Chlorhühnchens - in der Form von Kri¬ 
tik an den Kritikern des sogenannten 
„Freihandels“. 

Klar, jemand, der regelmäßig 
Fleisch aus deutschen Landen ver¬ 
zehrt, hat genug Antibiotika im Kör¬ 
per, um gegen jegliche Schweinereien 
der US-amerikanischen Lebensmit¬ 
telindustrie gewappnet zu sein. Klar 
ist auch, wer die Bedingungen kennt, 
unter denen das Massentier in Vechta 
vegetiert, der sollte mit Chlorhühnchen 
aus Georgia seinen Frieden schließen, 
oder? Es ist ja auch nicht so, als ob wir 
es in Deutschland nur in der Lebens¬ 
mittelproduktion mit dem organisier¬ 
ten Skandal zu tun haben. 

Zum Beispiel dürfte sich die ein 
oder andere in Deutschland tätige 
Leiharbeiterin fragen, was sie denn nun 
konkret noch zu fürchten hätte, wenn es 
durch Freihandelsabkommen wirklich 
eine Angleichung des Arbeitsrechts 
gäbe. Schließlich sind Kündigungs¬ 
schutz und Tariflohn, Mitbestimmung 
in den Betrieben und ein Einkommen, 
das auch ein Auskommen sichert (bis 
ins Alter), in Deutschland überhaupt 
nicht mehr selbstverständlich. 

Wenn die Kritik an den Protes¬ 
ten gegen TTIP also lautet, dass wir 


Provokation I: 
Bauhauptgewerbe 

Die Industriegewerkschaft Bauen-Ag- 
rar-Umwelt (IG BAU) und die beiden 
Arbeitgeberverbände Hauptverband 
der Deutschen Bauindustrie (HDB) 
und Zentralverband des Deutschen 
Baugewerbes (ZDB) trennten sich 
letzte Woche zu Tarifverhandlungen. 
Bei dieser zweiten Verhandlungsrun¬ 
de legten die Arbeitgeber ein Ange¬ 
bot in Höhe von zwei Mal 1,3 Prozent 
im Westen und zwei Mal zwei Prozent 
im Osten vor. Einen Monat lang sollen 
die Bauarbeiter leer ausgehen, insge¬ 
samt soll der Tarifvertrag 24 Monate 
laufen. 

Die IG BAU forderte für die rund 
785 000 Beschäftigten am Bau ein 
Lohnplus von 5,9 Prozent. Der stell¬ 
vertretende IG BAU-Bundesvorsit- 
zende und Verhandlungsführer Diet¬ 
mar Schäfers wertete das Angebot 
von HDB und ZDB angesichts der 
Lage der Bauwirtschaft als Provo¬ 
kation: „Die Bauwirtschaft brummt. 
Bauarbeiter erleben das jeden Tag 
auf den Baustellen, und die Arbeit¬ 
geber brüsten sich sogar selbst mit 
wachsenden Umsatzerwartungen“, 
sagte Schäfers nach den Verhandlun¬ 
gen. Beschäftigte in dieser Situation 
mit Almosen abspeisen zu wollen, sei 
eine Zumutung. 

Ein weiterer Schwerpunkt der 
Gespräche war die Übernahme der 
Fahrt- und Übernachtungskosten im 
Zusammenhang mit ihrem Berufs¬ 
schulunterricht. Außerdem fordert die 
IG BAU für die Auszubildenden mo¬ 
natlich hundert Euro mehr je Ausbil¬ 
dungsjahr. „Es ist enttäuschend, dass 
ausgerechnet für den Nachwuchs bei 
den Arbeitgebern kein ernsthafter 
Wille zu erkennen ist, die Kosten im 
Rahmen des Berufsschulunterrichts 
zu übernehmen“, sagte Schäfers. „Das 
belastet die jungen Menschen und 
trägt nicht dazu bei, dass die Bran¬ 
che für sie attraktiver wird“, sagte er 
in Hinblick auf den oft beschworenen 
Fachkräftemangel. 

Die nächste Verhandlung findet am 
kommenden Montag in Frankfurt am 
Main statt. 


uns mehr dem bekannten Elend vor 
unserer Haustür widmen sollten, an¬ 
statt uns eine Bedrohung von außen 
einzureden, dann bin ich dabei. Wir 
sollten uns aber nicht erzählen las¬ 
sen, dass irgendetwas Gutes dabei 
herauskommen könnte, wenn sich 
die Ausschüsse der europäischen 
und US-amerikanischen Monopo¬ 
le treffen, um über „Freihandel“ zu 
reden. 

Dass es bei der Verhinderung 
von TTIP, CETA und anderen Vor¬ 
haben nicht darum geht, vermeint¬ 
lich hohe europäische Standards vor 
dem Eindringen des bösen Einflus¬ 
ses US-amerikanischer Kapitalisten 
zu schützen, heißt doch nicht, dass 
wir uns nicht mit aller Kraft dagegen 
wehren, wenn sich Monopole über 
Geheimverhandlungen zu Freihan¬ 
delsabkommen noch mehr Einfluss 
auf unser Leben sichern wollen. Da¬ 
bei dürfte die Wunschliste der eu¬ 
ropäischen „Verhandlungspartner“ 
den Kolleginnen und Kollegen in 
den USA ebensowenig gefallen wie 
uns - weder als Verbraucherinnen 
(Konsument), noch als Verbrauchte 
(Arbeitskraft). 

Es gibt zwischen den Völkern eini¬ 
ges, was zu besprechen wäre: Vermei¬ 
dung von Steuerflucht und Besteue¬ 
rung von Reichtum (wie wäre es mit 
einer Obergrenze für Reichtum?), 
Bekämpfung von Fluchtgründen (z.B. 
durch Abbau von Subventionen für 
die eigenen Wirtschaft), Abrüstung 
und Verbot von Rüstungsexporten, 
Klimawandel, Verbot von Fracking, 
Atomausstieg ... 

Wir haben so viel zu besprechen. 
Sorgen wir dafür, dass wir in unserem 
Land etwas zu sagen haben. 


Provokation II: 

Metall- und Elektroindustrie 

Das Angebot der Arbeitgeber für die Be¬ 
schäftigten der bayerischen Metall- und 
Elektroindustrie von 0,9 Prozent mehr 
Geld und einer Einmalzahlung von 0,3 
Prozent bewertet die IG Metall Bayern als 
viel zu niedrig und bewusste Provokation. 

Jürgen Wechsler, Bezirksleiter der 
IG Metall Bayern, beendete die zweite 
Verhandlung am heutigen Donnerstag in 
München mit einer entsprechend knap¬ 
pen Erwiderung: „Das ist eine Kampf¬ 
ansage an die gesamte IG Metall. Die¬ 
ses Angebot ist eigentlich ein Witz, aber 
leider kann man darüber nicht lachen. 
Nach unseren Aufzeichnungen hat es 
ein derart niedriges Angebot bislang nie 
gegeben.“ 

Wechsler warf den Arbeitgebern 
vor, „Die Beschäftigten haben zuneh¬ 
mend das Gefühl, dass es immer mehr 
um Marge, statt um Menschen geht.“ Be¬ 
zogen auf die Entgeltgruppe 5 (Fachar¬ 
beiter) beträgt der „Erfolgsbonus“ nicht 
mal 10 Euro im Monat. Da drängt sich 
der Gedanke an so manchen Manager- 
Bonus auf. 

Wechsler beendete nach wenigen 
Sätzen die Verhandlung: „Sie provozie¬ 
ren einen Großkonflikt und das Gegen¬ 
teil von Vernunft. Wir werden nun darü¬ 
ber beraten, wie wir als IG Metall wei¬ 
termachen.“ 

Im Vorfeld der Verhandlung beteilig¬ 
ten sich mehr Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter als erwartet an einer 
Demonstration und Kundgebung. Über 
2500 Metaller und Metallerinnen waren 
es, die ihre Erwartungshaltung für mehr 
Entgelt und mehr Tarifbindung vor dem 
Verhandlungslokal, dem „Haus der bay¬ 
erischen Wirtschaft“, bekundeten. 

Die IG Metall fordert in der lau¬ 
fenden Tarifbewegung fünf Prozent 
mehr Geld für zwölf Monate. Die Frie¬ 
denspflicht endet am Donnerstag, dem 
28. April 2016 um 24:00 Uhr. Somit kann 
ab 29. April 2016 ab Null Uhr zu Warn¬ 
streiks aufgerufen werden. 

In der Branche in Bayern arbeiten 
derzeit rund 810 000 Beschäftigte. In den 
tarifgebundenen Betrieben mit VBM- 
Mitgliedschaft arbeiten ca. 460 000 Be¬ 
schäftigte. 


In der Tarifrunde für rund 63 000 Tarif¬ 
angestellte und Auszubildende bei der 
Deutschen Telekom haben sich die Ta¬ 
rifparteien in der vierten Verhandlungs¬ 
runde am 13. April auf einen Abschluss 
geeinigt. Der betrifft aber nur einen Teil 
des Konzerns, in dem es keinen Kon¬ 
zern-, geschweige denn einen Flächen¬ 
tarifvertrag gibt. Bei der T-Systems z. B. 
läuft die Tarifrunde noch. Aus diesem 
Anlass sprach Werner Sarbok für die 
UZ mit Volker Metzroth. 

UZ: Wie sieht der Abschluss im Einzel¬ 
nen aus? 

Volker Metzroth: Gefordert waren u.a. 
5 Prozent auf 12 Monate und eine stär¬ 
kere Anhebung der unteren Einkom¬ 
mensgruppen. Nach zwei Leermonaten 
im Februar und März in diesem Jahr gibt 
es nun eine erste Lohnerhöhung um 2,2 
Prozent, ab dem 1. Februar 2017 noch¬ 
mals 2,1 Prozent. Die von den Medien 
verkündeten 4,3 Prozent relativieren sich 
nach der Westrick-Formel auf 2 Prozent 
jährliche Erhöhung ab Februar 2016. Bei 
den unteren Lohngruppen ist es etwas 
mehr, da deren erste Erhöhung 2,6 Pro¬ 
zent beträgt. 

Die Erhöhungen der Ausbildungsver¬ 
gütungen und Vergütungen der Dualen 
Studenten betragen 35 Euro ab 1. April 

2016 und weitere 25 Euro ab 1. April 2017. 
Gefordert waren 60 Euro, womit hier 
die Hälfte durchgesetzt wurde. Der Aus¬ 
schluss betriebsbedingter Beendigungs¬ 
kündigungen wurde auf den 31. Dezem¬ 
ber 2018 verlängert. Für ehrenamtliche 
ver.di-Funktionsträger in regionalen oder 
zentralen Gremien gibt es zusätzliche 
weitere fünf Arbeitstage bezahlten Son¬ 
derurlaub jährlich. Der „Rest“ ist nicht 
unwichtig, wegen seiner Telekomspezifik 
hier aber nicht kurz darstellbar. 

UZ: ver.di-Verhandlungsführer Michael 
Halberstadt sieht mit dem Abschluss eine 
deutliche Reallohnsteigerung. Sehen die 
Kolleginnen das auch so? 

Volker Metzroth: Was ist denn eine deut¬ 
liche Reallohnsteigerung? Der Reallohn 
misst sich am Nettoeinkommen, das auf¬ 
grund der kalten Progression bei der 
Lohn- und Einkommenssteuer prozen¬ 
tual immer etwas weniger als das Brutto 
ist. Legt man die auszugleichende Infla¬ 
tion des letzten Jahres mit 0,9 Prozent 
oder die für 2016 zu erwartende mit 0,5 
Prozent zugrunde, dann bleiben je nach 
individueller Steuerlast von den 2,2 bzw. 

2.6 Prozent zwischen 1 und 1,5 Prozent 
in diesem Jahr übrig. Das ist eine Real¬ 
lohnsteigerung. Gemessen an den plus 
10 Prozent bei den Dividenden (von 0,50 
auf 0,55 Euro pro Aktie) aber doch wohl 
eher bescheiden. Bei einem derzeit pro¬ 
gnostizierten Wirtschaftswachstum von 

1.6 Prozent in 2016 und 1,5 Prozent für 

2017 ändert der Abschluss im besten Fall 
nichts an den Verteilungsverhältnissen. 
Dennoch sind in meinem Umfeld nach 
ersten Gesprächen viele Kolleginnen zu¬ 
frieden, hatten doch viele nach eigener 
Aussage hier nicht viel mehr erwartet. 

Positiv ist jedenfalls, dass es in der 
vierten Tarifrunde hintereinander ge¬ 
lang, für die unteren Einkommensgrup¬ 


pen etwas mehr durchzusetzen. Das ist 
gar nicht nach dem Geschmack der Te¬ 
lekom-Manager, die immer wieder an¬ 
deuten, dass sich z.B. einige Callcenter¬ 
bereiche dann nicht mehr rechnen wür¬ 
den und man die Arbeit dann an Dritte 
vergeben müsse, wo tatsächlich wesent¬ 
lich schlechter bezahlt wird. An der Stel¬ 
le wird deutlich, wie mangels Kampfkraft 
schlechter oder gar nicht tarifierte Be¬ 
reiche auf gut organisierte drücken. Hier 
hat der von den Gewerkschaften mit er¬ 
kämpfte Mindestlohn etwas Druck ge¬ 
nommen. Es wird deutlich, wie verzahnt 
unterschiedliche Kampffelder sind und 
dass ein höherer Mindestlohn im Inter¬ 
esse aller Kolleginnen ist. 



Volker Metzroth war über 40 Jahre 
bei der Bundespost und der Telekom 
als Fernmeldehandwerker beschäftigt 
und u.a. von 2006 bis 2014 in der 
örtlichen Arbeitskampfleitung seines 
ver.di-Fachbereichs in Bad Kreuznach 
ehrenamtlich tätig. 

UZ: Welche Bedeutung hatte der verein¬ 
barte Kündigungsschutz in dem Arbeits¬ 
kampf? Vereinbart wurde ja auch die 
Verlängerung des Ausschlusses betriebs¬ 
bedingter Beendigungskündigungen bis 
zum 31. Dezember 2018 für alle Beschäf¬ 
tigten bei den T- Service-Gesellschaften, 
TDG und D TAG und für Beschäftigte der 
RSS GmbH. 

Volker Metzroth: Dieser Punkt ist den 
meisten Kolleginnen wichtiger als eini¬ 
ge Zehntel Lohnprozente, weshalb vie¬ 
le mit dem Abschluss zufrieden sind. 
Zwar sind die Vermutungen über den 
Zeitpunkt unterschiedlich, aber Fakt ist, 
dass die Telekom den Netzausbau in na¬ 
her Zukunft für im Wesentlichen been¬ 
det ansieht und dann glaubt, auf einige 
zehntausend Beschäftigte verzichten zu 
können. Diese Regelung bedeutet auch 
einen gewissen Schutz gegen Fremdver¬ 
gabe von Arbeiten, die sich ja nur rech¬ 
net, wenn man eigene Leute loswerden 
kann. Ein absoluter Schutz ist sie nicht; 
denn das Kapital entscheidet auch hier 
über die Betriebsorganisation. Wer im 
Zuge von Konzentrationsprozessen sei¬ 
nen Arbeitsplatz plötzlich statt 50 nun 
150 Kilometer vom Wohnort entfernt 
vorfindet, wirft dann auch mal von selbst 
das Handtuch, falls es auch noch eine 
Abfindung gibt. Das betrifft überwie¬ 
gend Kolleginnen, da sie z.B. das Gros 
der Teilzeitbeschäftigten stellen. 

UZ: Kann ver. di mit der Mobilisierungs¬ 
fähigkeit der Kolleginnen bei der Tele¬ 


kom zufrieden sein? Wie hast du selbst 
die Streikaktionen erlebt? 

Volker Metzroth: Bei uns in Bad Kreuz¬ 
nach wurde zunächst zwei, dann vier 
Stunden gestreikt. Die zur Streikver¬ 
sammlung geladene örtliche Presse be¬ 
richtete ausführlich. Danach wurde ein 
Tag voll gestreikt, mit Streikgeld, und 
letzte Woche noch einmal. Man traf sich 
dann aus ganz Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland in Ludwigshafen und demons¬ 
trierte mit rund 1 000 Streikenden durch 
die Stadt. Bei uns beteiligten sich fast alle 
Tarifkräfte am Streik, lediglich die Team¬ 
leiter, die allerunterste Managementebe¬ 
ne, verhält sich da wie überall überwie¬ 
gend unsolidarisch. Organisiert wird der 
Streik vor Ort ehrenamtlich. Wann und 
wo gestreikt wird beruht auf zentralen 
Entscheidungen. 

Bundesweit waren es vor allem die 
Beschäftigten in den T-Servicegesell- 
schaften, die das Gros der Streikenden 
bildeten. Das gilt auch uneingeschränkt 
für die Auszubildenden der bestreikten 
Bereiche, die voll in die Betriebsabläufe 
integriert sind. Seit einigen Jahren lässt 
sich das fast in Echtzeit in Facebook-Fo- 
ren mit Berichten, Bildern und Filmen 
verfolgen. Für sie selbst kontraproduk¬ 
tiv wirkte auch die Aussage der Telekom, 
man könne nicht viel geben, da das gute 
Geschäftsergebnis im Wesentlichen in 
Amerika erzielt worden sei. Unvergessen 
war nämlich, dass es vor wenigen Jahren 
nichts geben sollte, weil das Amerikage¬ 
schäft damals schlecht lief. 

Nicht erstmals umstritten bleibt, ob 
mit weiteren Arbeitskampfmaßnahmen 
nicht mehr drin gewesen wäre. Wobei 
die Erfahrung von sechseinhalb Wo¬ 
chen Vollstreik 2007 ist, dass mit einem 
solchen dieser Konzern nicht zu weite¬ 
ren Zugeständnissen zu zwingen war. 
Das kann aber wegen seiner Komple¬ 
xität an dieser Stelle nicht weiter erör¬ 
tert werden. Zwar werden immer wieder 
Möglichkeiten ausgelotet, wie man die 
Telekom mit gezielten Aktionen auch 
kleinerer Beschäftigtengruppen zu un¬ 
terschiedlichen Zeiten und an wechseln¬ 
den Orten und neuralgischen Punkten zu 
mehr Zugeständnissen zwingen könnte, 
was dann über längere Zeiten durchge¬ 
halten werden müsste. 

Bis dato kam es aber nicht zum 
Schwur. Stattdessen stand wieder der 
bekannte Ablauf von fast Scheitern in 
der letzten Verhandlungsrunde, langen 
Sondierungen im kleinsten Kreis und al¬ 
lerletzten Angeboten auf der Tagesord¬ 
nung und die Versicherung, dass auch 
mit einer Schlichtung und einem weite¬ 
ren Kampf nicht mehr zu holen gewesen 
sei. Regionalkonferenzen werden das Er¬ 
gebnis dieser Tage diskutieren und dann 
die personell im Wesentlichen mit dem 
Bundesfachbereichsvorstand neun iden¬ 
tische Große Tarifkommission wohl ei¬ 
ner Annahme zustimmen. 

Gewerkschaften als Sozialpartner 
oder Gegenmacht, Tarifrunden als mitt¬ 
lerweile zweijährige Routine oder als 
einer der Hebel zur Veränderung zu¬ 
mindest der immer ungleicheren Ein¬ 
kommens- und Vermögensverteilung? 
Die Diskussion ist alt und brandaktuell 
zugleich. 
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Probleme satt für die Weltwirtschaft 

Finanzmister Schäuble wehrt Vorschläge zur Stimulierung der Nachfrage ab 


K eine Lösung in Sicht für die Pro¬ 
bleme der Weltwirtschaft. Der 
Internationale Währungsfonds 
(IWF), gegründet 1944 als ein Steu¬ 
er- und Koordinierungsinstrument 
zwischen den kapitalistischen Staaten, 
lädt zwei Mal im Jahr zum Treffen sei¬ 
ner Aufsichtsorgane ein. Das Treffen im 
Frühjahr findet immer in Washington, 
dem Sitz der Behörde, statt. Geladen 
sind die Finanzminister und Noten¬ 
bankgouverneure der Anteilseigner- 
Staaten. Sie beraten nicht nur über 
die Kredite, die der IWF an bedürftige 
Staaten aushändigt, sondern vor allem 
über die aktuellen Probleme der Welt¬ 
wirtschaft. 

Den Ton setzt die volkswirtschaft¬ 
liche Abteilung des IWF selbst. Sie 
liefert eine Lagebeurteilung, die bei 
diesem Treffen am vergangenen Wo¬ 
chenende düsterer als gewöhnlich aus¬ 
fiel. Das Wachstum der Weltwirtschaft 
nehme weiter ab, wird konstatiert. Das 
treffe aktuell besonders auf die so ge¬ 


nannten großen Schwellenländer zu 
(die so heißen, weil sie angeblich an 
der Schwelle zum voll entwickelten 
Kapitalismus stehen), also vornehm¬ 
lich China, Indien, Brasilien, Russland 
etc. Der IWF-Ausblick macht keinen 
Hehl daraus, dass die alten, etablier¬ 
ten kapitalistischen Länder schon seit 
der Finanzkrise 2007/08 langsamer 
wachsen als zuvor. Die Schwellenlän¬ 
der hätten sich zunächst diesem Trend 
entziehen können und ein paar Jahre 
lang auch nach der Finanzkrise hohe 
Wachstumsraten aufgewiesen. Mitt¬ 
lerweile aber mache die nicht ausrei¬ 
chende Nachfrage in den entwickelten 
Industrieländern auch den Schwellen¬ 
ländern zu schaffen. Chinas Wachstum 
gehe erheblich zurück. Brasilien und 
Russland befinden sich bereits in der 
Rezession, das heißt ihre Wirtschaft 
schrumpft. 

Dass die Wachstumsrate der Welt¬ 
wirtschaft mit 3 bis 3,5 Prozent zu ge¬ 
ring sein soll, kommt einem in Euro¬ 


pa/Deutschland zunächst sonderbar 
vor. Schließlich lag in der Eurozone/ 
Deutschland das Wachstum der volks¬ 
wirtschaftlichen Gesamtleistung in 
den Jahren seit der Finanzkrise im 
Durchschnitt der Länder zwischen 
minus ein und plus zwei Prozent, kam 
also der Stagnation ziemlich nahe. 
Aber in Europa wächst die Bevölke¬ 
rung kaum, während sie in den meis¬ 
ten Schwellenländern, aber auch in 
den USA, noch erheblich zunimmt. 
Insgesamt reicht ein Wachstum von 
3,5 Prozent weltweit nicht aus, um den 
jährlichen Produktivitätszuwachs plus 
Bevölkerungswachstum auszuglei¬ 
chen. Das heißt: Pro Kopf gerechnet 
wird die Menschheit zur Zeit ärmer. 
Oder anders ausgedrückt: der Kapi¬ 
talismus befindet sich weltweit in ei¬ 
ner Krise. 

So drückte sich allerdings keiner 
der in Washington tagenden Finanz¬ 
minister aus. Die düstere Lagebeurtei¬ 
lung aber machten sich viele zu eigen. 


Als Lösungsvorschlag für die Misere 
hat sich ein Washingtoner Konsens 
herausgebildet, der überall geduldig 
vorgetragen wird. Er besteht aus drei 
Teilen: Erstens müsse die Geldpolitik 
weiter locker bleiben. Zweitens soll¬ 
ten die weniger hoch verschuldeten 
Staaten (wie zum Beispiel Deutsch¬ 
land) Investitionsprogramme finanzie¬ 
ren und damit die darniederliegende 
Nachfrage stimulieren. Drittens sollen 
alle Staaten weitere „Strukturrefor¬ 
men“ durchführen. Damit ist gemeint, 
was Deutsche in Form der Schröder- 
schen Agenda 2000 zu hassen gelernt 
haben, nämlich eine Lohn- und So¬ 
zialkostensenkung auf breiter Front. 
Wie bei niedrigeren Löhnen weltweit 
die Nachfrage stimuliert werden soll, 
bleibt das Geheimnis der Washingto¬ 
ner Konsensualisten. 

Nur einer machte sich die düste¬ 
re Lagebeurteilung nicht zu eigen. 
Es war unser ureigener Finanzmi¬ 
nister, der tapfere Wolfgang Schäub¬ 


le. Er wandte sich „vehement“, wie 
es in bewundernden Korresponden¬ 
tenberichten in deutschen Zeitungen 
heißt, gegen das Ansinnen, Deutsch¬ 
land müsse - im Interesse der Welt¬ 
wirtschaft - fiskalische Spielräume 
zur Finanzierung eines Infrastruktur¬ 
programms nutzen. Dergleichen wird 
links von der SPD auch in Deutsch¬ 
land selbst gefordert. Tatsächlich ist 
der Überschuss Deutschlands in der 
Leistungsbilanz 2015 auf einen neu¬ 
en Rekordwert von 250 Mrd. Euro 
geklettert. Das entspricht mehr als 8 
Prozent, gemessen am BIP (Bruttoin¬ 
landsprodukt). So viel Sachverstand 
kann man sogar den Finanzministern 
der Welt Zutrauen, dass sie Herrn 
Schäuble darauf hingewiesen haben, 
dass mehr Importe nach Deutsch¬ 
land nicht nur diesem Land, sondern 
auch anderen wohltun könnten. Mit 
Vernunft allein allerdings kann man 
Schäuble nicht überzeugen. 

Lucas Zeise 


De-Industrialisierung beim deutschen Stahl? 

Überkapazitäten in Europa von 30 bis 40 Millionen Tonnen 



Ohne Witz: Mit dem Sultan 
ist nicht zu spaßen 

Verhaftung nach Friedensaufruf-Gewerkschaftliche 
Solidarität gegen Repressionen 


Mehr als die Hälfte der deutschen 
Stahlarbeiter waren am 11. April auf 
den Beinen. Ihre Gewerkschaft, die IG 
Metall, hatte sie für den bundesweiten 
Aktionstag „Stahl ist Zukunft“ mo¬ 
bilisiert, an dem die Arbeiter mit Se¬ 
gen der Wirtschaftsvereinigung Stahl 
und mit Hilfe der Konzerne für „fai¬ 
re“ Wirtschaftsbedingungen kämpfen 
sollten. 

Wie üblich durfte es an einem sol¬ 
chen Tag nicht an Symbolen und mar¬ 
kigen Worten fehlen. Da wurden mit 
einem Sarg die angeblich europaweit 
bedrohten 380 000 Arbeitsplätze zu 
Grabe getragen, ganz so, als stünde das 
Aus der gesamten europäischen Stahl¬ 
produktion kurz bevor. Politiker, füh¬ 
rende Gewerkschafter und Konzern¬ 
vertreter warnen einstimmig vor einer 
bevorstehenden De-Industrialisierung 
des Landes und versprechen, diese ver¬ 
hindern zu wollen. Die Arbeiter wer¬ 
den bei dem ganzen Spektakel mit 
flachen Argumenten abgespeist: Ihre 
Arbeitsplätze würden von zwei Seiten 
bedroht - von der Flut von Billigstahl 
aus China und von den Brüsseler Be¬ 
amten, die das Klima schützen wollen. 
Und die Arbeiter klatschen, wie man 
es von ihnen erwartet, aber die Poli¬ 
tiker, führenden Gewerkschafter und 
Konzernvertreter wissen sehr wohl, 
dass alles nur Theater ist. 

Arbeitsplätze gegen 
Klimaschutz 

Probleme hat die Stahlbranche mit 
Sicherheit. Branchenprimus Arcelor- 
Mittal hat erst kürzlich einen Rekord¬ 
verlust von sieben Milliarden Euro 
bekannt gegeben und deshalb ein 
Sparprogramm aufgelegt, das auch die 
deutschen Standorte treffen wird: Ähn¬ 
lich wie bei Thyssen-Krupp schon seit 
Jahren praktiziert, soll die Arbeitszeit 
verkürzt und an den Gehältern gespart 
werden. 

Nun diskutiert die EU-Kommis- 
sion, wie der europäische Emissions¬ 
handel reformiert und zu einem wir¬ 
kungsvollen Instrument gemacht wer¬ 
den kann. Betroffen wäre dann nach 
2020 freilich auch die Stahlbranche. 
Die IG Metall fürchtet dadurch allein 
für die deutschen Unternehmen eine 
Mehrbelastung von einer Milliarde 
Euro pro Jahr. Bundeswirtschaftsmi¬ 
nister Sigmar Gabriel (SPD) nannte 
das dann auch vor den Stahlarbeitern 
eine „Dummheit“. Dass er ebendiese 
Reform aber selbst immer wieder ge¬ 
fordert hat, behielt er dann doch lieber 
für sich. 

Scheinheilig nannte das dann auch 
Hubert Weiger, Vorsitzender des 
Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND). Wie kaum 
ein anderer Industriezweig habe die 
Stahlbranche bisher vom Emissions- 


Thyssen-Stahlwerk in Duisburg 1988 

handel profitiert. Das hängt mit der 
Vergabe der Emissionszertifikate 
zusammen. Die Industrie bekommt 
jährlich eine bestimmte Menge von 
ihnen kostenlos zugeteilt. Bläst ein 
Unternehmen dann mehr Kohlendi¬ 
oxid in die Luft, als durch die Zertifi¬ 
kate gedeckt ist, muss es welche über 
den Markt dazukaufen. Stößt ein Un¬ 
ternehmen weniger aus, kann es die 
überschüssigen Papiere verkaufen. 
Nun habe, so der BUND in einer Mit¬ 
teilung, eine Auswertung der Daten 
der Deutschen Emissionshandelsstel¬ 
le gezeigt, dass die deutsche Eisen- 
und Stahlindustrie „bislang stets alle 
Emissionen mit kostenlosen Zertifi¬ 
katen decken“ konnte. Mehr noch: 
Die Branche konnte durch den Ver¬ 
kauf überschüssiger Zertifikate „zu¬ 
sätzliche Profite in Milliardenhöhe 
erwirtschaften“. Damit aber immer 
noch nicht genug: „Anders als in den 
meisten anderen EU-Staaten wer¬ 
den energieintensiven Unternehmen 
in Deutschland zusätzlich die C0 2 - 
Kosten im Strombezug erstattet - aus 
Mitteln für den Klimaschutz“, kriti¬ 
sierte Weiger. Allein die Eisen- und 
Stahlindustrie habe so im Jahr 2014 
etwa 77 Millionen Euro und im Jahr 
2015 weitere 45 Millionen Euro er¬ 
halten. 

Die Umweltorganisation Ger- 
manwatch widerspricht ebenfalls den 
Darstellungen der Stahllobby. Auch 
die Behauptung, die chinesische Kon¬ 
kurrenz zahle keine Klimaabgabe, sei 
falsch. „Der Preis in den chinesischen 
C0 2 -Handelssystemen liegt ähnlich 
hoch wie in der EU - und wird sehr 
wahrscheinlich weiter steigen“, heißt es 
in einer Mitteilung. 


Überkapazitäten 

Unbestritten ist allerdings, dass es welt¬ 
weit Überkapazitäten in der Stahlpro¬ 
duktion gibt und es deshalb zu einem 
verschärften Preiskampf kommt. Wolf¬ 
gang Eder, Präsident des Weltstahlver¬ 
bandes und Chef des österreichischen 
Stahlkonzerns VoestAlpine, beziffer¬ 
te im September letzten Jahres laut 
einem Bericht des Handelsblatts die 
Überkapazitäten in Europa auf „30 bis 
40 Millionen Tonnen“. Von der vorhan¬ 
denen Gesamtkapazität von rund 210 
Millionen Tonnen werde vermutlich 
nur ein Anteil von etwa 170 Millionen 
Tonnen tatsächlich gebraucht. 

Neuordnung 

Um sich dem härter werdenden Kon¬ 
kurrenzkampf stellen zu können, wird 
eine Neuordnung der europäischen 
Stahlindustrie ins Auge gefasst. Thys- 
sen-Krupp-Chef Heinrich Hiesinger 
bestätigte einem Bericht des „Handels¬ 
blatts“ zufolge, dass er über eine Fusion 
seiner Stahlsparte mit einem Konkur¬ 
renten verhandelt. Neben Tata Steel 
und Salzgitter ist auch Weltmarktfüh¬ 
rer Arcelor-Mittal im Rennen. 

Aber, so das Handelsblatt in seiner 
Ausgabe vom 15. April, „auch Thys¬ 
sen-Krupp wird bei einem Zusam¬ 
menschluss Produktionsstätten opfern 
müssen“. Als gefährdet gelten demnach 
vor allem kleinere Standorte wie Bo¬ 
chum, Siegen und Dortmund. Ob sie 
gerettet werden könnten, wenn Zölle 
gegen chinesische Importe verhängt 
oder die Reform des Emissionshandels 
verschoben wird, ist unwahrscheinlich 
angesichts der ohnehin bestehenden 
Überkapazitäten in Europa. 

Bernd Müller 


Gewerkschafter verschiedener Einzel¬ 
gewerkschaften führten in Deutsch¬ 
land erfolgreich eine Solidaritäts- und 
Unterschriftenkampagne durch. Sie 
bekundeten damit ihre Solidarität mit 
den Gewerkschaftern aus der Türkei, 
die sich wiederum mit den türkischen 
Wissenschaftlern und Akademikern in 
der Türkei solidarisieren. Diese hatten 
zuvor öffentlich einen Friedensaufruf 
in der Türkei gemacht. Die Repressa¬ 
lien des Erdogan-Regimes machten 
dann auch vor ihnen keinen Halt. Vie¬ 
le von ihnen wurden inhaftiert. 

In dem Aufruf, der jetzt auch im 
DGB-Haus in Düsseldorf vorgestellt 
wurde, heißt es: „Vor wenigen Wochen 
wandten sich über 2 200 Wissenschaft- 
lerlnnen und Akademikerlnnen des 
Landes mit einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung an die Öffentlichkeit. Sie fordern 
das sofortige Ende des Bürgerkrie¬ 
ges in den kurdischen Gebieten und 
die Wiederaufnahme der Friedens¬ 
verhandlungen. Eine Aktion, wie sie 
in einem demokratischen Land ganz 
selbstverständlich ist. Aber nicht so in 
der Türkei. Bereits nach wenigen Ta¬ 
gen wurden 19 Akademiker von der 
Universität Kocaeli festgenommen 
und warten auf ihre Verurteilung. Viele 
andere Unterzeichner erhielten Mord¬ 
drohungen, Kündigungen und Berufs¬ 
verbote. Die AKP-Regierung führt 
eine politische Lynchkampagne gegen 
die Akademiker für Frieden.“ 

Mit den Wissenschaftlern solidari¬ 
sierten sich 257 haupt- und ehrenamt¬ 
liche Gewerkschafter der Organisatio¬ 
nen Türk-IS, DISK, KESK und aus un¬ 
abhängigen Verbänden. In dem Aufruf 
„Wir wollen Frieden und eine gemein¬ 
same Zukunft“ werden Einschüchte¬ 
rungen, Einschränkungen der Mei¬ 


nungsfreiheit, Gewalt der Regierung 
verurteilt. 

Detailliert stellte Suleyman Ates 
die Kriegsfolgen im Osten der Türkei 
vor: Hunderttausende Schüler sind 
ohne Unterricht, Tausende Lehrer 
dürfen nicht unterrichten, über tau¬ 
send Schulen sind geschlossen, Schüler 
verlassen ohne Abschluss die Schulen. 
Eine international zusammengesetzte 
Delegation wollte sich einen Einblick 
in die Verhältnisse verschaffen. Sie ka¬ 
men aber nicht in das Kurdengebiet, 
da ihnen Lebensgefahr drohte. Statt- 
dessen gab es Gespräche auf diploma¬ 
tischer Ebene. Sogar der Botschafter 
wurde kontaktiert. 

Die Gewerkschafter führten ein 
klares Wort. Scharfe Kritik gab es an 
Bundeskanzlerin Angela Merkel, die 
zumindest öffentliche Kritik an Staats¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan of¬ 
fensichtlich scheue. Der Eindruck, sie 
lasse sich wegen der Deportation von 
Flüchtlingen erpressen, komme immer 
wieder auf. Kritisiert wurde, dass die 
„europäischen Werte“, demokratische 
und gewerkschaftliche Rechte nicht 
eingefordert würden. 

Mit Nachdruck unterstrichen die 
Gewerkschafter ihre Forderungen 
nach einem Abzug der türkischen Waf¬ 
fen aus dem Osten des Landes, nach 
Friedensverhandlungen, Beendigung 
der Verfolgungen, Aufdeckung der Re¬ 
gierungskriminalität und Freiheit für 
alle politischen Gefangenen. 

Am Freitag, dem 22. April, stehen 
wieder Gewerkschafter und Journalis¬ 
ten in der Türkei vor Gericht. Das Aus¬ 
land wurde mit Nachdruck auf gef or¬ 
dert, mit eigenen Aktivitäten auf den 
„neuen Sultan“ einzuwirken. 

Uwe Koopmann 


Jetzt bestellen! 

UZ für den 1. Mai mit Pressefest-Beilage 

Viele aktive Gewerkschafterlnnen und andere linke und fortschrittliche 
Menschen kennen die UZ noch nicht oder nur aus ferner Erinnerung. Das 
möchten wir am 1. Mai ändern ... 

Damit alle Gruppen/Kreise/Bezirke der DKP am 1. Mai offensiv für unse¬ 
re Politik und unser Pressefest werben können, stellen wir die UZ gegen 
eine Spende-oder sogar kostenlos - zur Verfügung. Dieser Ausgabe liegt 
eine 8-seitige Pressefest-Farbbeilage mit den neuesten Programm-Infos 
bei! Entscheidet selbst, was eure Kasse hergibt und bestellt die UZ in ei¬ 
ner möglichst hohen Stückzahl. Spendenempfehlung: 10 Euro je 100 UZ. 

Keine Demo oder Mai-Veranstaltung ohne UZ... und den Verkauf der Pres¬ 
sefest-Buttons bitte nicht vergessen! 

Bestellungen bitte bis 24.4.2016 an vertrieb@unsere-zeit.de | Telefon: 
020117788923 | Fax: 0201 i7788 928oderGustl Ballin 0911 8019991 1 0176 
45 503 975 
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Glosse von Guntram Hasselkamp 

Die Wippe auf der Kippe 


Aktionen gegen 
die AfD am 23. und 
30. April 

In Baden-Württemberg finden an die¬ 
sem und am kommenden Sonnabend 
Demonstrationen und andere Akti¬ 
onen gegen den AfD-Landespartei¬ 
tag ( 23.4.16, in Waiblingen ) bzw. 
den AfD-Bundesprogrammparteitag 
(30.4.16, 13.00 Uhr; Lautenschla¬ 
gerstraße, Stuttgart) statt. 

Die DKP ruft - wie viele andere -zur 
Teilnahme auf In einer Erklärung der 
DKP Baden-Württemberg heißt es un¬ 
ter anderem : 

„Mittlerweile hat die AfD den Sprung 
in drei Landesparlamente geschafft. 
Es ist ihr gelungen, sich als vermeint¬ 
liche Interessenvertreterin der klei¬ 
nen Leute zu präsentieren. Ihr größ¬ 
tes Wählerpotential findet sie un¬ 
ter Arbeitern und Arbeitslosen. Sie 
hat die berechtigten Existenzängste 
und Sorgen dieser Menschen in eine 
Angst vor Flüchtlingen umgedeutet, 
die auch von den bürgerlichen Par¬ 
teien und den Medien fleißig mit ge¬ 
schürt wurde. (...) 

Ist die AfD wirklich eine Partei 
der „kleinen Leute“? 

Nein, ganz im Gegenteil! In ihrem 
Programmentwurf wurde vorgeschla¬ 
gen, die Arbeitslosenversicherung 
und die gesetzliche Unfallversiche¬ 
rung abzuschaffen. Die Folge wäre, 
dass gerade Menschen mit wenig 
Einkommen auch diese Absicherun¬ 
gen noch entzogen werden würden, 
während die Versicherungskonzerne 
satte Gewinne einstreichen könnten. 

Die AfD ist auch nicht gegen 
Leiharbeit, die Millionen arbeiten¬ 
der Menschen in Deutschland zu ei¬ 
nem Leben in Armut und Unsicher¬ 
heit verurteilt, sondern sie tritt für 
ihre „sachgerechte Weiterentwick¬ 
lung“ ein. 

In ihrem Landtagswahlprogramm 
für Baden-Württemberg verteidigt 
sie die „Schuldenbremse“, die in 
Wirklichkeit nichts anderes als ein 
Instrument ist, um soziale Sicherun¬ 
gen abzubauen und den Kommunen 
noch mehr Geld zu streichen, das sie 
für soziale, kulturelle, sportliche und 
andere Programme zum Nutzen der 
Bevölkerung ausgeben könnten. 

Bildung soll laut der AfD wieder 
„leistungsorientiert“ sein, was nichts 
anderes heißt, als den bildungs- und 
gesundheitsschädlichen Leistungster¬ 
ror an den Schulen und Hochschulen 
(Stichwort G8, Bachelor und Master) 
noch weiter zu verschärfen. (...) 

Aber auch auf anderen Gebieten 
will die AfD den gesellschaftlichen 
Fortschritt zurückdrehen. Sie hetzt 
nicht nur permanent gegen Migran¬ 
ten und Flüchtlinge, die laut AfD 
angeblich für so gut wie alles ver¬ 
antwortlich sein sollen, was in dieser 
Gesellschaft schlecht läuft. 

Sie ist außerdem gegen das Recht 
auf Abtreibung und will im Bildungs¬ 
system einseitig die Förderung von 
Jungs ausweiten. Maßnahmen für die 
Gleichstellung an den Universitäten 
lehnt sie ab. Die AfD redet zudem 
eine angebliche „Überhöhung“ von 
Homosexualität im Bildungswesen 
herbei - über die Rechte von Homo¬ 
sexuellen soll man also am besten gar 
nicht mehr sprechen. Mit all diesen 
Forderungen spaltet die AfD die Ar¬ 
beiterklasse: in Migranten und Deut¬ 
sche, in Männer und Frauen, Homo¬ 
sexuelle und Heterosexuelle usw. 

Das ständige Gerede über „Schutz 
der Familie“ lenkt zudem von den 
wirklich entscheidenden Fragen ab: 
Nämlich dass die Familien nicht etwa 
durch Homosexualität bedroht sind, 
sondern durch Armut, Ausgrenzung 
und Perspektivlosigkeit. 

(...) Die AfD macht ihre Politik in 
Wirklichkeit also allein im Interesse 
der Großkonzerne, gegen die Inter¬ 
essen der Lohnabhängigen und Ar¬ 
beitslosen sowie der kommenden Ge¬ 
nerationen. Sie propagiert ein rück¬ 
ständiges Frauen- und Familienbild 
und betreibt rassistische Hetze gegen 
Geflüchtete und andere Migranten. 
(...)“ 

DKP Baden-Württemberg 


„Ausgeschaukelt“, (FAZ). Die 
„Einheitswippe“ auf dem Berliner 
Schlossplatz ist beerdigt. Wie schade. 
Der Versuch eines Nachrufs: 

Jeder Staat bastelt so gut er kann, ob 
in voller Absicht oder ob, infolge der 
subversiven Wirklichkeit eher unbe¬ 
wusst, an seiner Symbolik. Imperiale 
Staaten verfolgen dieses Anliegen mit 
besonderem Interesse. Mit dem Ent¬ 
stehen der Klassengesellschaften ent¬ 
steht auch die Herrschaftsarchitektur. 
Ob Ägypten, Athen, Rom, London, 
Paris oder Washington, die alten Im¬ 
ponier- und Protzbauten erfreuen sich 
beim andachtseifrigen Kleinbürgertum 
größter Beliebtheit. Und natürlich hat¬ 
te sich die deutsche Elite vorgenom¬ 
men, damals, als es ihr möglich schien, 
das alles weit in den Schatten zu stel¬ 
len: „Germania - die Hauptstadt der 
Welt“ hätte die Pilgerscharen vermut¬ 
lich angezogen wie der Kuhfladen die 
Schmeißfliegen. 

Nun hat allerdings die Rote Armee, 
nein, korrekt die Antihitlerkoalition, 


D ie Brandenburger Landesre¬ 
gierung einigte sich mit den 
Initiatoren des Volksbegehrens 
„Stoppt Massentierhaltung“ auf einen 
Kompromiss. Am 19. April (nach Re¬ 
daktionsschluss) sollte er vom Land¬ 
tag angenommen werden. Damit wur¬ 


de der Volksentscheid, der für Anfang 
Juli vorgesehen war, abgewendet. 

Die Brandenburger Initiativen ge¬ 
gen Megaställe haben dabei nicht nur 
ihre eigentliche Kernforderung nach 
einem Klagerecht für Umweltverbän¬ 
de beim Neubau von Megaställen auf¬ 
gegeben. Sie könnten sich auch leicht¬ 
fertig um einen Sieg gebracht haben. 
Denn sollte die Landesregierung den 
Kompromiss nicht umsetzen, stünden 
die Umweltgruppen vor dem Nichts 
und müssten im Zweifelsfall wieder 
ganz von vorn mit einer Volksinitia¬ 
tive starten. Axel Kruschat, Landes¬ 
geschäftsführer des Bundes für Um¬ 
welt und Naturschutz Deutschland 
(BUND), sagte nach Angaben der 


diesem ambitionierten Bauvorhaben 
die Geschäftsgrundlage entzogen. Da¬ 
nach blieb nur der Rückeroberungsan¬ 
spruch. Er hieß Bonn. Ein Provisorium. 

Nun aber steht das, was als ver¬ 
meintlich zusammengehörig zusam¬ 
mengewachsen ist, noch immer ohne 
baulichen Ausdruck da. Nicht ganz. 
Geklappt hat es mit dem Abriss des 
Palastes und mit dem Stelenfeld. Der 
Abriss war Ehrensache. Das Stelen¬ 
feld war gewissermaßen die Antwort 
auf die Vorbehalte von Maggie That¬ 
cher und Frangois Mitterrand. Es de¬ 
monstriert die neue deutsche Groß¬ 
erzählung: Faschismus, das war Hitler, 
und Hitler wollte die Juden ermorden. 
Da war zwar noch mehr, aber darum 
geht es nicht. Auschwitz war ein un¬ 
erklärbares Menschheitsverbrechen. 
Wir befreien uns davon, indem wir uns 
dazu bekennen. Hitler, das sind nicht 
wir, sondern je nach Bedarf Saddam, 
Gaddafi, Milosevic oder Putin. Das Ste¬ 
lenfeld war das Eintrittsbillett für den 
Club der Guten, der Global Player. 


„Potsdamer Neueste(n) Nachrich¬ 
ten“: „Wenn es nicht klappt, stehen 
wir 2017 wieder auf der Straße.“ Mi¬ 
chael Wimmer vom Bündnis Agrar¬ 
wende erklärte dem Bericht zufolge, 
Rot-Rot genieße nun einen Vertrau¬ 
ensvorschuss. Kritiker meinten aller¬ 


dings, es sei nicht unwahrscheinlich, 
dass Bauernlobby und Sozialdemo¬ 
kraten „in den Verhandlungen über 
die weitere Ausgestaltung auf die 
Bremse treten oder die Gespräche 
ins Leere laufen lassen“. Ob die Ini¬ 
tiatoren des Volksbegehrens aber im 
Ernstfall wieder vergleichbar großen 
Zuspruch aus der Bevölkerung be¬ 
kommen, bleibt abzuwarten: Mit den 
etwas mehr als 100 000 abgegebenen 
Stimmen war „Stoppt Massentier¬ 
haltung“ erst das zweite erfolgreiche 
Volksbegehren in Brandenburg über¬ 
haupt. 

Geeinigt hatten sich Regierungs¬ 
koalition und Tierschützer darauf, 
dass die Förderung für Megaställe 


Nun hat es dank Guido Knopp & 
Co. recht ordentlich mit der Vergangen¬ 
heitsentsorgung geklappt. Was aber ist 
mit der Zukunftsperspektive? Hell, 
licht und klar wie der junge Morgen? 
Nicht so ganz. Das Symbol für Größe, 
Zukunft und für Weltoffenheit heißt 
heute Flughafen. Also BER. 

Nun, beim BER ist vor allem der 
subversive Maulwurf Realität am 
Werk. Das Bauwerk ist vor allem ein 
Mahnmal für den Kompetenzverlust 
des unter die neoliberalen Räuber ge¬ 
fallenen „schlanken Staates“. Großpro¬ 
jekte, siehe „Elbphilharmonie“, schei¬ 
nen nur noch zu funktionieren, wenn 
die beteiligten Großunternehmen den 
10-fachen Ansatz kassieren können. 

★ 

Und jetzt die Imitation des Stadtschlos¬ 
ses plus davorliegender „Einheitswip¬ 
pe“. Eine bestechende Idee. Aber wer 
braucht so etwas? Nun gut, mit dem 
Preußen-Disney kann man die Kom¬ 
munisten der Kulturbarbarei anklagen 


zurückgefahren werden soll. Neben 
ein paar Forderungen zum Tier- und 
Umweltschutz, die inhaltlich noch be¬ 
stimmt werden müssen, ist vor allem 
ein Dialogverfahren verabredet wor¬ 
den. Im Zuge dessen wollen die Geg¬ 
ner der Massentierhaltung vor allem 


Landwirte zu Zugeständnissen bewe¬ 
gen und in der Bevölkerung Überzeu¬ 
gungsarbeit leisten. 

Wenngleich der geschlossene 
Kompromiss recht unspektakulär 
und lasch wirkt, sieht ihn das Ak¬ 
tionsbündnis Agrarwende Berlin- 
Brandenburg laut einer Pressemit¬ 
teilung „als substantiell für mehr 
Tierwohl und als Signal gegen über¬ 
dimensionierte Anlagen industrieller 
Tierhaltung“. Die Erarbeitung eines 
Tierschutzplanes Brandenburg unter¬ 
streiche dabei die Überzeugung des 
Aktionsbündnisses, „dass der Be¬ 
rufsstand die Diskussion um eine zu¬ 
kunftsfähige Landwirtschaft nun mit 
der Zivilgesellschaft führen muss“. 


und die imperialen Ambitionen des 
neuen-alten Deutschland tiefstapeln; 
aber mit der „Einheitswippe“? An die 
„friedliche Revolution“ erinnern? (Die 
ja nur deswegen friedlich war, weil „die 
Kommunisten“, im Unterschied zu al¬ 
len anderen, ihre Kalaschnikows, als 
sie sie noch hatten, im Schrank gelas¬ 
sen haben.) Die Wippe bleibt beim An¬ 
blick von Pegida, AfD und brennenden 
Flüchtlingsunterkünften ein Unterfan¬ 
gen von recht zweifelhafter Dialektik. 
Wie es aussieht waren da die Fleder¬ 
mäuse dann doch wichtiger. 

Nein, es ist schade um die „Wippe“. 
Zu dem albernen Preußen-Pop passt 
eine ebenso lächerliche „Salatschüs¬ 
sel“ hervorragend. Und einen besse¬ 
ren Platz als den alten Denkmalsockel 
hätte man gar nicht finden können. 
So bleibt zu fürchten, landet dort am 
Ende, wie, dank Herrn Scharping, auf 
dem deutschesten aller Ecken, in Kob¬ 
lenz, der „alte Esel Wilhelm“ (Engels) 
wieder auf seinem Gaul. Am Sedans¬ 
tag, wann sonst? 


Damit wird es allerdings schwierig. 
Der Bauernbund als Vertreter der Fa¬ 
milienbetriebe lehnt die Einigung als 
„faulen Kompromiss“ ab. „Vereinbart 
sind ein Tierschutzplan, Vorschriften 
und Verbote, mit denen der Staat uns 
normalen Bauern künftig noch mehr 
in die Produktion reinreden kann“ 
monierte Bauernbund-Vorstand 
Reinhard Benke laut Presseberich¬ 
ten. Was er mit den Verboten meinte, 
sind unter anderem das Abschneiden 
der Schwänze von Schweinen und das 


Verstümmeln von Schnäbeln, was ab 
2019 untersagt sein soll. 

Der Landesbauernverband rief 
zu einer Demonstration vor dem 
Landtag in Potsdam auf. Der Kom¬ 
promiss zeige, heißt es in einer Er¬ 
klärung, „dass die Politik vor den er¬ 
klärten Gegnern der Landwirtschaft 
eingeknickt ist“. Der Branche wer¬ 
de damit nachhaltig schwerer Scha¬ 
den zugefügt. Der Vize-Präsident des 
Verbandes, Heiko Terno, hatte zuvor 
auf Facebook geschrieben, wie beim 
Schach hätte die Regierungskoalition 
die Bauern geopfert, „um die Lügner 
und Betrüger vom Volksbegehren“ 
ruhig zu stellen. 

Bernd Müller 


Brandenburger Kompromiss 

Volksentscheid gegen Massentierhaltung abgesagt 



Die Brandenburger Landesregierung einigte sich mit den Initiatoren des Volksbegehrens „Stoppt Massentierhaltung“, die mit vielfältigen Aktionen im Land für 
ihr Anliegen geworben hatten, jetzt auf einen Kompromiss. 
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unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 22. April 2016 


Das Integrationsgesetz schafft „Schuldige“ 

Einigung auf den Gesetzentwurf im Koalitionsausschuss 


D er Koalitionsausschuss der Re¬ 
gierungsparteien hat sich am 
14. April auf 15 Eckpunkte ei¬ 
nes Integrationsgesetzes geeinigt. De 
Maiziere will am 22. April einen Ent¬ 
wurf vorlegen. Am 24. Mai soll das 
Bundeskabinett ihn verabschieden. 

★ 

Tatsächlich haben es Flüchtlinge 
schwer, sich ins hiesige Leben einzu¬ 
fügen. Was sind die Gründe? 

Zunächst versäumt es das Bun¬ 
desamt für Migration und Flücht¬ 
linge (BAMF), die ankommenden 
Flüchtlinge zügig zu registrieren. Sie 
warten monatelang untätig in unwür¬ 
digen Massenunterkünften, bis sie als 
Flüchtlinge anerkannt werden und 
über einen Status verfügen, aus dem 
sich die Rechte aus der Genfer Flücht- 
lingskonvention ableiten lassen. PRO 
ASYL geht von einem Rückstand von 
mehr als 700 000 Asylverfahren aus. 
Mehr als 90 000 Altfälle stehen schon 
länger als ein Jahr in der Warteschlan¬ 
ge. Afghanen warten 20,5 Monate 
auf einen Bescheid, bei somalischen 
Flüchtlingen sind es sogar 23 Mona¬ 
te. Bei beiden Gruppen hegt die An¬ 
erkennungsquote bei 78 Prozent und 
mehr (Afghanen 78, Somalis 82 Pro¬ 
zent). Dennoch ist ihnen während die¬ 
ser Zeit die Teilnahme an Integrati¬ 
onskursen verwehrt. 

Die Flüchtlinge haben häufig eine 
dramatische Flucht hinter sich. An ih¬ 
nen wird ein undurchschaubares Re¬ 
gelwerk vollstreckt. An Arbeit oder ei¬ 
ner sonstwie ersprießlichen Aneignung 
der fremden Realität sind sie gehindert. 
Die Wartestellung und ungewisse Per¬ 
spektive lähmt. Gewohnte soziale Be¬ 
züge fehlen und ihre Regeln gelten 
nicht mehr. Das führt selbst bei nicht 
traumatisierten Flüchtlingen zu Irrita¬ 
tionen bisheriger Einstellungen sowie 
hohen Belastungen ihrer sozialen Fä¬ 
higkeiten. 

Laut Innenministerium wurden 
bis Ende März in diesem Jahr 95 000 
Flüchtlinge bzw. Schutzbedürftige an¬ 
erkannt. 2015 waren es rund 141 000. 
Das sind schon mal 230 000, die das 
Recht auf Integrationsmaßnahmen 
haben. Es warten aber noch mehre¬ 
re Hunderttausend Asylanträge auf 
ihre Bearbeitung. Bei einer Anerken¬ 
nungsquote von 60 Prozent ist der Be¬ 
darf leicht zu errechnen. Er hegt sehr 
viel höher als die vom Innenministeri¬ 
um kalkulierten 300 000 Plätze in In¬ 
tegrationskursen. Schon hier wäre eine 
Verdoppelung des Haushaltsansatzes 
fällig. 

Aber just zu diesem Zeitpunkt dient 
uns der Innenminister eine Aufklärung 
über das Phänomen der Integrations¬ 
verweigerung an. Gibt es so was? 

Im Prinzip ja. Aber sie besteht si¬ 
cher nicht in der mangelnden Bereit¬ 


schaft der Betroffenen. Das Etikett 
gehört vielmehr auf die behördlichen 
Pflichtversäumnisse. Das wird einer 
kritischen Öffentlichkeit zunehmend 
bewusst. Dem zum Trotz macht das 
geplante Integrationsgesetz die Op¬ 
fer einer unmenschlichen Kriegs- und 
Asylpolitik zu Tätern. 

Nicht nur das Schlagwort „For¬ 
dern und fördern“ stammt aus dem 


Lebensperspektive sei ein ordentlicher 
Aufenthaltstitel Voraussetzung. Eine 
Duldung reiche nicht, denn sie bedeu¬ 
te, dass die Abschiebung nur vorüber¬ 
gehend ausgesetzt ist. DIDF weist die 
Behauptung einer Integrationsunwil- 
ligkeit der Migrantlnnen zurück. Viel¬ 
mehr würden die hier ankommenden 
Menschen so schnell wie möglich die 
Sprache lernen wollen, und seien offen 


Geschäftsführer Günter Burkhardt 
von PRO ASYL kritisiert das Vor¬ 
haben, Flüchtlinge zu zwingen, auch 
nach der Anerkennung an einem ih¬ 
nen zufällig zugewiesenen Wohnort 
zu bleiben: „Jobs findet man aus der 
Nähe, durch Netzwerke und direkte 
Kontakte. Die Wohnsitzauflage für 
Anerkannte wird sie in die soziale 
Abhängigkeit treiben und desinte- 
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Der Bundesinnenminister setzt auf repressive Maßnahmen - seine Koalitionskolleginnen und -kollegen haben den 
vorgelegten Eckpunkten zugestimmt 


Umfeld der Diskussion von Hartz 
IV, sondern auch jener Trick, die Ur¬ 
sache gesellschaftlicher Konflikte in 
den individuellen Unzulänglichkei¬ 
ten der Opfer zu suchen und diese für 
jene haftbar zu machen. Das Gesetz 
löst die Probleme nicht, schafft aber 
Schuldige. 

Der DIDF-Bundesvorstand kriti¬ 
siert: Das geplante Integrationsgesetz 
enthalte zu viele repressive Maßnah¬ 
men wie Leistungskürzungen, Frei¬ 
heitsbeschränkungen, Sanktionen und 
den Zwang zu billiger Arbeit. Eine zeit¬ 
liche Begrenzung der Ausbildungsför¬ 
derung bis 2018 sei unsinnig, weil auch 
danach noch Bedarf bestehe. Asylsu¬ 
chenden, die keine „gute Bleibeper¬ 
spektive“ hätten, wolle die Koalition 
eine Ausbildungsförderung vorenthal¬ 
ten. Die Regelung von Aufenthaltsti¬ 
teln sei völlig ungenügend. Für eine 


für die Angebote, die für ihre Orientie¬ 
rung hier relevant seien. Aber just die¬ 
se Angebote seien nicht ausreichend 
vorhanden und fehlten vielerorts völ¬ 
lig. Bekanntlich würde seit Jahren über 
Mangel an Lehrerinnen und ungenü¬ 
gende Ausstattung geklagt. 

Die kirchlichen Sozialverbände Dia¬ 
konie und Caritas sehen zwar Verbes¬ 
serungen für Flüchtlinge, die vorgese¬ 
henen Leistungskürzungen lehnen sie 
aber ab. Die Caritas erklärt, Integra¬ 
tionsbereitschaft gelinge nicht über 
Sanktionen. 

Bei der Linkspartei stoßen ins¬ 
besondere die geplanten Sanktions- 
möglichkeiten auf Ablehnung. Der 
Vorsitzende Bernd Riexinger warnt: 
„Grundsatz für Integrationsgesetz: 
Fordern und fördern. Von Hartz IV 
wissen wir, was das für die Menschen 
heißt: Sanktionen, Unrecht, Schmach.“ 


grativ wirken.“ PRO ASYL ist auch 
gegen die vorgesehenen 100 000 Ein- 
Euro-Jobs für Flüchtlinge. Sprung¬ 
brett in den regulären Arbeitsmarkt 
seien solche Jobs fast nie. PRO ASYL 
kritisiert die Leiharbeit, nicht nur bei 
Flüchtlingen, und plädiert für ihre Ab¬ 
schaffung, da sie zu einer Ungleichbe¬ 
handlung von Arbeitnehmern führe 
und Tarifverträge unterlaufe. Asyl¬ 
suchende und Geduldete seien noch¬ 
mals anfälliger für Ausbeutung als an¬ 
dere Arbeitnehmer, da sie aufgrund 
ihres prekären Aufenthalts leichter er¬ 
pressbar seien und eine Organisierung 
scheuten. Zur vorgesehenen Kürzung 
der Höhe der Asylbewerberleistun¬ 
gen um 34 Euro meint PRO ASYL: 
„Es ist nicht nachvollziehbar, was eine 
Leistungskürzung mit Integration zu 
tun hat.“ 

Klaus Stein 


Militärisches 
Training für die 
Polizei 

EU-Projekt in NRW 

Die deutsche Polizei erhält militäri¬ 
sches Training durch die Hintertür. Da¬ 
rauf macht der Europapolitische Spre¬ 
cher der Linksfraktion im Bundestag, 
Andrej Hunko, in einer Presseerklä¬ 
rung aufmerksam. 

Am vergangenen Donnerstag ende¬ 
te in Weeze/Nordrhein-Westfalen ein 
von der Europäischen Union finanzier¬ 
tes Training europäischer Polizeien (In¬ 
nenministerien) und Gendarmen (Ver¬ 
teidigungsministerien). An der Vorbe¬ 
reitung in der Bundespolizeiakademie 
Lübeck nahmen Behörden aus Tune¬ 
sien und der Türkei teil, auf der Web¬ 
seite des EU-Projektes ist zudem die 
Rede von Kamerun. Zu diesem Euro¬ 
pean Police Services Training (EUPST) 
erklärt Andrej Hunko: „Das EUPST 
wird von der Europäischen Union fi¬ 
nanziert. Als Europapolitischer Spre¬ 
cher, Zuständiger für den Bereich eu¬ 
ropäische Polizeizusammenarbeit und 
als Abgeordneter aus NRW wollte ich 
mir ein Bild davon machen. 2010 be¬ 
gleitete ich ein ähnliches Training der 
EU-Kommission in Potsdam parla¬ 
mentarisch. Auch damals übten Gen¬ 
darmen und Polizisten gemeinsam, das 
Training wurde von der Bundespolizei 
ausgerichtet. 

Trotz vieler Anstrengungen war es 
unmöglich, die Veranstaltung in Weeze 
als parlamentarischer Beobachter zu 
besuchen. Für die Durchführung des 
EUPST wurde die niederländische 
Gendarmerie (Marechaussee) beauf¬ 
tragt. In einem Telefonat mit dem zu¬ 
ständigen Colonel des Verteidigungs¬ 
ministeriums erklärte dieser das EU- 
Training zu einer Privatveranstaltung 
der Marechaussee. Auch bei der Eu¬ 
ropäischen Kommission stieß ich auf 
Granit, dort ist der Dienst Außenpo¬ 
litische Instrumente’ für das EUPST 
zuständig. 

Es geht bei dem EUPST wie bei 
früheren EU-Trainings unter anderem 
um die Handhabung von Protesten 
und Demonstrationen. Entsprechende 
Kenntnisse können am Rande von Bür¬ 
gerkriegen genauso wie bei politischen 
Versammlungen eingesetzt werden. Ich 
befürchte, dass die Trainings eher zur 
Brutalisierung als zur Deeskalation 
der Polizeiarbeit beitragen. 2010 wa¬ 
ren Gendarmen aus der Ukraine ein¬ 
geladen, stolz hatten Angehörige der 
berüchtigten Berkut-Einheit für Erin¬ 
nerungsfotos in deutschen Wasserwer¬ 
fern posiert. 

Über das EUPST erhalten die teil¬ 
nehmenden deutschen Polizeien Ein¬ 
blicke in die als ,robust 4 bezeichnete 
Praxis militärischer Gendarmerien. 
Diese Militarisierung durch die Hin¬ 
tertür ist höchst besorgniserregend und 
verstößt in Deutschland gegen das Ge¬ 
bot der Trennung von Polizei und Mi¬ 
litär.“ 


Kommentor von Lucos Zeise 


Die Verursacher umsteuern 


Linke, Grüne und Sozialdemokra¬ 
ten haben einen „Appell zum Um¬ 
steuern“ im „Flüchtlingsdrama“ lan¬ 
ciert. Unterschrieben haben den Text 
auch einige wichtige Wissenschaft¬ 
ler und Gewerkschaftsvorstände wie 
zum Beispiel Annelie Buntenbach 
(DGB), Frank Bsirske (ver.di), Hart¬ 
mut Meine und Hans-Jürgen Urban 
(beide IG Metall). Schon das spricht 
dafür, dass der Aufruf für eine andere 
Politik in die richtige Richtung zielt 
und dazu geeignet ist, die Immigration 
nicht mehr vorwiegend als kulturel¬ 
le oder nationale, sondern als soziale 
Frage zu begreifen, die sie dem Wesen 
nach schließlich ist. 

So kritisieren die Autoren des Ap¬ 
pells, dass die gegenwärtige Politik ein 
Klima fördert, „in dem Sorgen in Ängs¬ 
te verwandelt werden: vor Überforde¬ 
rung, Überfremdung, Übervorteilung“. 
Sie kritisieren die EU dafür, dass sie 


„die Mitgliedsländer zu Konkurrenten 
untereinander gemacht und zwischen 
Stärkeren und Schwächeren gespalten 
hat“. Beklagt wird in Deutschland eine 
Politik, der „die ,schwarze Null 4 wichti¬ 
ger ist als ein zukunftsfähiges Gemein¬ 
wesen“. Konsequenterweise fordert der 
Aufruf den „Ausbruch aus der Sack¬ 
gasse der Austerität“ und aus den Re¬ 
geln des „Fiskalpaktes“, um in der EU 
ein „Sonderprogramm für Wohnungen, 
Schulen, Krankenhäuser und Arbeits¬ 
plätze“ zu initiieren. Für Deutschland 
werden ein Ausbau des Bildungssys¬ 
tems, besser bezahlte Fachkräfte im 
Öffentlichen Dienst und „mehr be¬ 
zahlbarer Wohnraum“ gefordert. 

Der Appell warnt davor, dass die 
„Flüchtlingskrise für eine Absenkung 
von sozialen Standards wie dem ge¬ 
setzlichen Mindestlohn missbraucht 
wird“. Wie um das zu illustrieren, haben 
die drei Regierungsparteien in Berlin 


sich in der vorigen Woche auf ein „In¬ 
tegrationsgesetz“ geeinigt, das auch die 
Wiedervermehrung der „Ein-Euro- 
Jobs“ für Personen vorsieht, die Asyl 
beantragt, aber noch nicht erhalten ha¬ 
ben. Wer einen Asylbewerber für einen 
Euro in der Stunde beschäftigt, muss 
einem ansonsten prekär Beschäftigten 
nicht 8,50 Euro Mindestlohn zahlen. 
Massenhaft angewandt wirkt das wie 
eine Lohnsenkung auf breiter Front. 

Der Missbrauch ist also Realität. 
Er bedarf dazu übrigens keiner Miss¬ 
brauchshilfe aus Berlin. Der kapita¬ 
listische Arbeitsmarkt funktioniert 
schließlich so. Die Zuwanderung von 
Arbeitskräften erhöht die Konkurrenz 
um den Arbeitsplatz und wirkt tenden¬ 
ziell lohnsenkend. Das ist der soziale 
Kern des Problems. Man hätte anneh¬ 
men können, dass die gestandenen Ge¬ 
werkschafter diesen Zusammenhang 
deutlicher heraussteilen. 


Wenn man völlig zu Recht for¬ 
dert, dass die EU „kein Bollwerk ge¬ 
gen Menschen“ errichten darf, so muss 
man klar angeben, welche Maßnah¬ 
men zur Verteidigung der Interessen 
aller Lohnabhängigen, alter und neuer 
Bürger, zu ergreifen sind.Hier pflegen 
die Autoren einen sonderbaren Mythos 
von den „eouropäischen Werten“. Sie 
nennen ihren Aufruf „Europa neu be¬ 
gründen“, als benötige das Aufstehen 
für die Interessen der Armen und Un¬ 
terdrückten eine europäische Recht¬ 
fertigung. 

Lyrisch und vage werden die Auto¬ 
ren des Aufrufs, wenn sie auf die Flucht¬ 
ursachen zu sprechen kommen und ihre 
„Bekämpfung“. Sie klingen dann nicht 
anders als Frau Merkel selber. Kein 
Wort davon, dass Deutschland und die 
anderen Nato-Staaten gegen Syrien seit 
2011 einen nur kümmerlich verdeckten 
Krieg führen. Es ist nicht der einzige 
Grund für die massenhafte Immigra¬ 
tion. Diesen Krieg sofort zu beenden 
muss dennoch die erste und wichtigste 
Forderung zu diesem Thema sein. 


AfD: Geistiger Brandstifter 

„Die AfD führt eine Scheindebatte 
und betätigt sich als geistiger Brand¬ 
stifter 44 erklärte Christine Buchholz, 
religionspolitische Sprecherin der 
Bundestagsfraktin der Partei „Die 
Linke“., in einer Presseerkärung. 
„Das Problem in Deutschland sind 
nicht Minarette, Schleier oder Muez¬ 
zin-Rufe, sondern der Rassismus ge¬ 
gen eine religiöse Minderheit. Damit 
kanalisiert die AfD soziale Unzufrie¬ 
denheit und Abstiegsängste in rassis¬ 
tische Hetze und lenkt von der sozi¬ 
alen Spaltung und der ungerechten 
Verteilung des wachsenden Reich¬ 
tums ab. 

Muslimische Gemeinden leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Inte¬ 
gration. Muslimische Verbände müs¬ 
sen endlich mit anderen Religionsge¬ 
meinschaften gleichbehandelt und als 
Körperschaften öffentlichen Rechts 
anerkannt werden. 

Es ist Wasser auf die Mühlen der 
AfD-Islamhasser, wenn CSU-Gene- 
ralsekretär Scheuer ein Sondergesetz 
für Muslime fordert und ihre Religi¬ 
onsfreiheit einschränken will.“ 
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7. Parteitag der KP Kubas 

Vor etwa tausend Delegierten hat am 
16. April in Havanna der 7. Parteitag der 
Kommunistischen Partei Kubas begon¬ 
nen. Sie vertreten 670 000 Parteimitglie¬ 
der aus 54 500 Grundeinheiten. Während 
der Debatten, die am 19. April endeten, 
wurde über vier Eckpunkte gesprochen: 
die Entwicklung der Wirtschaft im Be¬ 
richtszeitraum 2011-2015 und die Um¬ 
setzung der Leitlinien des 6. Parteitags 
vor fünf Jahren, die Grundlagen eines 
nationalen Plans zur gesellschaftlichen 
Entwicklung bis 2030, einen kubanischen 
Weg zum Sozialismus und die Parteiar¬ 
beit zur Zielverwirklichung der Vorga¬ 
ben der Nationalkonferenz nach dem 
letzten Parteitag. Auch wurden die Par¬ 
teigremien neu bestimmt. Die UZ wird 
in der nächsten Ausgabe über die Ergeb¬ 
nisse berichten. 

Präsidentin Rousseff 
vor dem Sturz 

In Brasilien hat das Parlament der 
Amtsenthebung der Präsidentin Dilma 
Rousseff mit der notwendigen Zwei- 
Drittel-Mehrheit zugestimmt: 367 Ab¬ 
geordnete stimmten dafür, 137 dage¬ 
gen, 7 enthielten sich. Damit muss nun 
der Senat in den kommenden Wochen 
mit einfacher Mehrheit über das weite¬ 
re Schicksal der Politikerin der Arbei¬ 
terpartei entscheiden. Ihr wird von der 
Rechten Korruption vorgeworfen, aber 
die schlechte Wirtschaftslage führte auch 
zu immer geringerer Unterstützung im 
Volk. Die Regierung sieht sich dagegen 
einem parlamentarischen Putsch ausge¬ 
setzt. 

Für Rückkehr und Amnestie 

Zehntausende demonstrierten am letz¬ 
ten Sonntag in Bilbao für die Rückkehr 
baskischer Gefangener, die der bewaff¬ 
neten Untergrundorganisation ETA 
(Baskenland und Freiheit) zugerechnet 
werden, in ihre Heimat. Unter den De¬ 
monstranten war auch der erst Anfang 
März aus der Haft entlassene Arnaldo 
Otegi. Er war für sechs Jahre für den Ver¬ 
such eingesperrt worden, die verbotene 
Partei Batasuna (Einheit) reorganisieren 
zu wollen. 

Es geht um rund 400 Inhaftierte, die 
verstreut über Spanien und Frankreich 
außerhalb des Baskenlandes eingesperrt 
sind. Teilweise beträgt die Entfernung 
der Inhaftierten von ihren Familien über 
1000 Kilometer, wie bei German Urizar, 
der in andalusischen Stadt Algeciras im 
Gefängnis sitzt. 

ETA hatte 2011 einseitig ein Ende 
der bewaffneten Aktivitäten verkündet 
und Verhandlungen mit den Regierun¬ 
gen Spaniens und Frankreichs gefordert, 
was diese jedoch verweigern. 

Spanien vor Neuwahlen 

Die spanische „Linkspartei“ Podemos 
wird einem Bündnis von Sozialisten und 
Liberalen im Parlament nicht zu einer 
Mehrheit verhelfen. Die Mitglieder der 
Partei billigten mit großer Mehrheit den 
von Podemos-Chef Pablo Iglesias ein¬ 
geschlagenen Kurs. Wie das Vorstands¬ 
mitglied Pablo Echenique am Montag in 
Saragossa mitteilte, lehnten bei einer Be¬ 
fragung 88,2 Prozent der Teilnehmer die 
Unterstützung eines solchen Bündnisses 
ab. 91,8 Prozent sprachen sich dafür aus, 
dass Podemos eine Koalition mit den So¬ 
zialisten (PSOE) und regionalen links¬ 
gerichteten Parteien unter Ausschluß 
der neoliberalen Ciudadanos eingehen 
solle. Der PSOE-Parteichef Pedro Sän- 
chez lehnt ein solches Bündnis jedoch ab. 
An Neuwahlen führt nun kaum noch ein 
Weg vorbei. 

EU vor neuer Intervention 

Die EU bereitet sich auf militärische und 
zivile Einsätze in Libyen vor. Die Außen¬ 
minister der Mitgliedstaaten trafen sich 
am Montag in Luxemburg, um die Pla¬ 
nung für eine deutlich stärkere Einmi¬ 
schung voranzutreiben. Im Gespräch ist 
unter anderem eine Ausweitung des EU- 
Marineeinsatzes vor der libyschen Küs¬ 
te. Die EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini erklärte, es gehe nun darum, 
konkrete Projekte festzulegen. Zur Un¬ 
terstützung der neuen „Einheitsregie¬ 
rung“ in Libyen, von der die EU eine of¬ 
fizielle „Einladung“ für ein militärisches 
Eingreifen erwartet, hatte sie bereits 
vor Monaten Soforthilfen in Höhe von 
100 Millionen Euro in Aussicht gestellt. 


Stopp Doel und Tihange! 

Über eine Viertelmillion Unterschriften gegen den Neustart der Schrottreaktoren 



Unter reger Beteiligung der Lütticher 
Genossinnen und Genossen der Par¬ 
tei der Arbeit Belgiens (PvdA-PTB) 
startete am vergangenen Sonntag 
um 14 Uhr vor dem Bahnhof Liege- 
Guillemins eine Demonstration. Sie 
zog durch die Innenstadt von Lüttich 
bis zum Place St. Lambert. An der 
Abschlusskundgebung nahmen über 
2 000 Menschen teil(l 600 nach Anga¬ 
ben der Polizei). Angesichts der Tatsa¬ 
che, dass zeitgleich in Brüssel zum lan¬ 
desweiten „Marsch gegen Terror und 
Hass“ aufgerufen worden war, eine be¬ 
achtliche Anzahl. Mehr als fünf Jahre 
nach der Katastrophe von Fukushima 
forderten die Teilnehmer die Stillle¬ 
gung der Reaktoren Tihange 2 und 
von Doel 3. 

Leo Tubackx, Sprecher des belgi¬ 
schen „Atomstopp-Netzwerks“ sagte: 
„ Es ist unverantwortlich seit weit über 
30 Jahren Reaktoren zu verwenden, 
die so nah an Großstädten wie Lüttich, 
Namur, Maastricht, Aachen (Tihange) 
oder Antwerpen (Doel) liegen!“ 

Demonstranten aus allen Nach¬ 
barländern waren gekommen, Deut¬ 
sche, Niederländer und sogar Japaner 
befanden sich in den Reihen der De¬ 
monstranten. Eine der Teilnehmerin¬ 
nen meinte: „Allein wegen Fukushima 
ist es wichtig, an solchen Veranstaltun¬ 
gen teilzunehmen!“ „Die radioaktive 
Wolke macht nicht an Landesgrenzen 
halt!“, sagte ein Demonstrant. „Wir 
müssen endlich auf erneuerbare Ener¬ 
gien setzen, als sich vermeintlich kom¬ 
fortabel mit der Kernkraft abzufinden.“, 
so eine andere Teilnehmerin. 

Anlass zu großer Sorge geben 
nach wie vor Tausende von Haarris¬ 
sen an den Reaktoren. Leo Tubackx 
fasste dies in der Formel zusammen: 


„Auch wenn nukleare Unfälle sel¬ 
ten sind, die Auswirkungen sind so 
schwerwiegend, dass wir den Weiter¬ 
betrieb dieser Reaktoren nicht akzep¬ 
tieren können.“ 

Die Entscheidung der belgischen 
Atomaufsicht (FANC), die Wiederin- 
betriebnahme der Rissereaktoren zu 
genehmigen, die über 20 Monate au¬ 
ßerplanmäßig abgeschaltet waren, hat 
einen Sturm der Entrüstung ausge¬ 
löst. Im Verlauf mehrerer Monate hat¬ 
te ein Netzwerk von Bürgerinitiativen 
in Belgien, Niederlande und Deutsch¬ 


land bis Anfang November über 65 000 
Unterschriften gegen den Neustart ge¬ 
sammelt. Nach Veröffentlichung der 
FANC-Entscheidung am 17.11.2015 ex¬ 
plodierte die Zahl der Unterzeichner 
auf mittlerweile über 265 000 bei der 
Online-Petition. Hinzu kommen über 
20 000 Unterschriften, die über Listen 
auf Papier gesammelt wurden. Und täg¬ 
lich werden es mehr. Im Petitionstext 
lauten die Kernsätze: „Solange 
★ die Ursache der Risse in den beiden 
Reaktordruckbehältern (RDB) nicht 
zweifelsfrei geklärt ist und eine Verän¬ 


derung der Rissgrößen im laufenden 
Betrieb nicht definitiv ausgeschlossen 
werden kann, 

★ die Bestrahlungsversuche befürch¬ 
ten lassen, dass die Versprödung des 
rissigen Stahls der RDB nach über 30 
Betriebsjahren die zulässigen Grenz¬ 
werte bereits überschritten hat, kein 
Nachweis existiert, dass „Reaktoren 
mit Rissen“ ein gleiches Sicherheitsni¬ 
veau wie „Reaktoren ohne Risse“ be¬ 
sitzen, dürfen Tihange 2 und Doel 3 - 
nicht wieder ans Netz.“ 

Wolfgang Reinicke-Abel 


Aggressive Manöver 

US-amerikanische Provokationen haben eine 
lange Tradition 


Der Parteitag der kubanischen Kom¬ 
munisten erinnerte an eine Reihe ge¬ 
fährlicher Versuche der USA, den Auf¬ 
bau des Sozialismus in der westlichen 
Hemisphäre mit politischen, wirtschaft¬ 
lichen, geheimdienstlichen und militä¬ 
rischen Mitteln zu verhindern. Eine der 
ersten derartigen Aktionen war die In¬ 
vasion an der Küste von Playa Girön 
vor genau 55 Jahren, die innerhalb von 
weniger als drei Tagen zurückgeschla¬ 
gen werden konnte. In diesem Zusam¬ 
menhang kann man nicht oft genug da¬ 
rauf hinweisen, dass der als „Schwei¬ 
nebucht“ bekannte Uferstreifen diesen 
Namen schon trug, bevor die von der 
CIA bezahlten, ausgebildeten und aus¬ 
gerüsteten Söldner dort kubanischen 
Boden zu besetzen versuchten. 

Zum langfristigen Schutz wand¬ 
te sich die kubanische Führung da¬ 
mals mit der Bitte um Unterstützung 
an die Sowjetunion. Daraufhin wurde 
entschieden, Abwehrraketen auf Kuba 
zu stationieren. Sowjetische Raketen 
auf Kuba, mit sowjetischen Militärein¬ 
heiten zu deren Bedienung, 90 Meilen 
von der Küste der USA entfernt, führ¬ 
ten jedoch zu einer ernsthaften politi¬ 
schen Krise. Nach Meinung führender 
Politiker und Militärs der USA und der 
NATO stand die Welt im Oktober 1962 
vor einem neuen Weltkrieg. Einige von 
ihnen zogen sogar ernsthaft den Ein¬ 
satz von Atomwaffen gegen Kuba in 
Erwägung. Nur in langwierigen Ver¬ 
handlungen konnte eine Lösung ge¬ 
funden werden. 

Die Raketen wurden abgezogen, je¬ 
doch die Folgen der feindseligen Hal¬ 
tung der USA gegen Kuba - vor allem 
die damals von Präsident Kennedy ver¬ 
hängte Blockade - sind bis heute spür¬ 
bar. Auch darüber hinaus haben die Po¬ 
litiker und Militärs der USA und der 
NATO ihre aggressive Strategie beibe¬ 
halten und weiter ausgebaut. Nach der 
Zerschlagung der sozialistischen Ge¬ 
sellschaftssysteme in der Sowjetunion 
und in den Ländern Europas wurden 


die Grenzen des westlichen Kriegs¬ 
bündnisses immer weiter nach Osten 
ausgedehnt. Die NATO steht heute 
unmittelbar an der Grenze Russlands, 
in unmittelbarer Reichweite wichtiger 
Städte und Wirtschaftszentren. In die¬ 
sen Tagen beginnt ein neues Manöver 
der NATO - quasi in Sichtweite der 
russischen Grenze. 

Und direkt vor den Grenzen Russ¬ 
lands starten die USA immer neue Pro¬ 
vokationen. Erst in der vergangenen 
Woche wurde ein Spionageflugzeug 
der USA über der Ostsee abgefangen, 
das sich mit hoher Geschwindigkeit in 
Richtung Russland bewegte. Nachdem 
russische Kampfpiloten das Flugzeug 
identifiziert und die gegnerische Be¬ 
satzung auf sich aufmerksam gemacht 
hatten, drehte der Spion bei. 

Jedoch: Statt sich für das unge¬ 
bührliche Verhalten zu entschuldigen 
oder zumindest Stillschweigen über 
den Vorfall zu bewahren, lamentiert 
das USA-Kriegsministerium über ein 
angeblich „aggressives Verhalten“ der 
russischen Flieger. Und erinnert oben¬ 
drein daran, dass erst wenige Tage zu¬ 
vor ebenfalls in der Ostsee ein Kriegs¬ 
schiff der USA durch russische Kampf¬ 
flugzeuge auf seiner Fahrt in Richtung 
Russland „gestört“ worden war. Ähnli¬ 
ches passierte in der letzten Zeit auch 
im Schwarzen Meer. Die Russen hät¬ 
ten „aggressive Manöver“ geflogen und 
sich „unprofessionell“ verhalten, klag¬ 
ten nun USA-Militärs. Außenminister 
Kerry erdreistete sich sogar, laut darü¬ 
ber nachzudenken, dass man den rus¬ 
sischen Flieger auch hätte abschießen 
können ... 

Vielleicht sollten die Herren in Wa¬ 
shington mal wieder einen Grundkurs 
in Geographie belegen. Da könnten sie 
lernen, dass Russland ein Anliegerstaat 
der Ostsee und des Schwarzen Meeres 
ist, während sich die Küsten der USA - 
weit mehr als 90 Meilen entfernt - an 
ganz anderen Meeren befinden. 

Uli Brockmeyer 


Die Krise in Russland trifft 
selbst die Oligarchen 

Die meisten sind „ärmer“ einige noch reicher geworden 


Die russische Wirtschaftskrise hat auch 
die Oligarchen nicht völlig ungescho¬ 
ren gelassen. Der Absturz des Rubel¬ 
kurses und das Sinken der Aktienwerte 
haben ihre Vermögen dahinschmelzen 
lassen. Darüber berichtete die russische 
Agentur IA Regnum am 17. April un¬ 
ter Berufung auf die russische Versi¬ 
on der US-amerikanischen Zeitschrift 
„Forbes“. Diese schreibt, dass die Zahl 
der Oligarchen mit einem Kapital von 
mindestens einer Milliarde US-Dollar 
im vergangenen Jahr von 88 auf 77 ge¬ 
sunken ist und die zusammengefassten 
Aktiva der 200 reichsten Russen sich 
im gleichen Zeitraum von 408 auf 360 
Milliarden Dollar vermindert haben. 

Allerdings konnten zugleich eini¬ 
ge der russischen Superreichen den¬ 
noch weiter in schwindelnde Höhen 
treiben. Ihre Zahl wird mit 19 angege¬ 
ben. Der Spitzenreiter unter ihnen ist 
der Mitbesitzer des zweitgrößten rus¬ 
sischen Gaskonzerns „Novatek“ sowie 


der chemotechnischen Holding „Sibur“ 
Leonid Michelson. Nach „Forbes“ er¬ 
höhte er sein Vermögen zwischen 2014 
und 2015 von 11,7 auf 14,4 Milliarden 
Dollar. Michelson konnte auf der Lis¬ 
te der reichsten russischen Oligarchen 
den Metallurgie-Magnaten Wladimir 
Potanin, Michael Friedman und sogar 
Alischer Usmanow überholen. 

Außerdem hat es auch der „vermut¬ 
liche Schwiegersohn“ Präsident Wladi¬ 
mir Putins, der 34-jährige Kirill Scha- 
malow geschafft, mit 1,2 Milliarden 
Dollar auf die Forbes-Liste zu kom¬ 
men. Der in der Emigration lebende 
Kreml-Gegner Michail Chodorkowski 
hat dies dagegen noch nicht wieder er¬ 
reicht. Allerdings ist er in diesem Jahr 
schon in die Reihen der reichsten Rus¬ 
sen mit einem Vermögen von mindes¬ 
tens 500 Millionen Dollar zurückge¬ 
kehrt, wie die in der Schweiz erschei¬ 
nende „Handelszeitung“ berichtet. 

Willi Gerns 



Der britische Erstligaklub Chelsea spielt und siegt zu Ruhm und Ehre des 
russischen Multimilliardärs Roman Abramovich. 
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Gegen „Austerity“ 


Brutale Zensur in Ankara 

Strafprozesse, Senderabschaltungen, Exekutionen: 
Erdogans Türkei geht mit aller Härte gegen Kritiker vor 


A n diesem Freitag sitzt der tür¬ 
kische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan wieder zu Gericht. Er 
ist Nebenkläger im Strafprozess gegen 
den Chefredakteur der Cumhuriyet 
und den Leiter des Hauptstadtbüros 
der regierungskritischen Tageszeitung, 
Erdern Gül. Den beiden droht lebens¬ 
längliche Haftstrafe, nicht weil sie den 
Staatschef etwa beleidigt haben - dafür 
müssen sich rund 2 000 andere Bürger 
des EU-Beitrittskandidaten vor Ge¬ 
richten verantworten und mit dem 
ZDF-Satiriker Jan Böhmermann dem¬ 
nächst auch einer vor dem deutschen 
Kadi. Can Dündar und Erdern Gül 
sind angeklagt wegen Spionage, Lan¬ 
desverrat und Umsturzversuch. Terror¬ 
unterstützung kommt noch obendrauf. 
Grund: Die beiden haben vor rund ei¬ 
nem Jahr in ihrem Blatt Waffenhilfe 
des türkischen Geheimdienstes MIT 
an islamistische Terrormilizen in Syri¬ 
en aufgedeckt. 

Erdogan hat für den „Verrat“ Ra¬ 
che geschworen und die Journalisten 
persönlich angezeigt. Sie saßen zwi¬ 
schenzeitlich drei Monate in Untersu¬ 
chungshaft, erst auf Weisung des Ver¬ 
fassungsgerichts kamen sie frei. Kurz 
vor Prozessauftakt im März übernah¬ 
men Erdogan-freundliche Richter den 
Vorsitz im „Spionageprozess“ - in ei¬ 
ner ihrer ersten Amtshandlungen lie¬ 
ßen sie den Staatschef und seinen Ge¬ 
heimdienst als Nebenkläger zu und sie 
schlossen die Öffentlichkeit vom wei¬ 
teren Verfahren aus. 


Im Gegensatz zu den ZDF-Oberen, 
die ein „Schmähgedicht“ auf Erdogan 
in vorauseilendem Gehorsam aus der 
Mediathek des Senders entfernt ha¬ 
ben und Moderator Böhmermann, 
der nach reichlich verursachtem Wir¬ 
bel erst mal auf Tauchstation gegangen 
ist, lässt sich die Redaktion der Cum¬ 
huriyet vom Strafverfolgungswahn des 
türkischen Staatschefs nicht beeindru¬ 
cken. (s. Kommentar auf Seite 11) In 
der vergangenen Woche deckte das 
Blatt einen weiteren Geheimdienst¬ 
skandal in ihrem Land aus. Erdogans 
Sicherheitsbehörden haben demnach 
die Anschlagpläne der Terrormiliz IS 
auf eine Friedenskundgebung linker 
und kurdischer Gruppen am 10. Okto¬ 
ber im Zentrum von Ankara gekannt. 
Mehr als 100 Menschen wurden damals 
getötet. Es war einer der schlimmsten 
Terrorakte in der jüngeren Geschichte 
der Türkei. 

Am Tag des Anschlags soll den 
Behörden sogar der Name eines der 
beiden Selbstmordattentäter bekannt 
gewesen sein, berichtete Cumhuriyet 
unter Berufung auf einen internen Un¬ 
tersuchungsbericht. Wichtige Hinweise 
wurden demnach nicht weitergegeben 
worden. Über verantwortliche Poli¬ 
zisten und Geheimdienstbeamte hat 
der Gouverneur von Ankara eine Art 
Schutzschirm gespannt. Er hat die Ein¬ 
leitung von Ermittlungen in dem Fall 
verhindert. 

In der Grenzstadt Gaziantep wur¬ 
de derweil in der vergangenen Woche 


der aus Syrien stammende Journalist 
Mohammed Sahir Al-Scherkat getö¬ 
tet. Das Mordkommando verwendete 
Presseberichten zufolge eine Pistole 
mit Schalldämpfer, um den 36-Jährigen 
wegen seiner IS-kritischen Berichter¬ 
stattung hinzurichten. Erst vor dreiein¬ 
halb Monaten war der oppositionel¬ 
le Filmemacher Nadschi Al-Dscherf 
ebenfalls in Gaziantep erschossen wor¬ 
den. Zuletzt hatte er einen Film pro¬ 
duziert, der Gräueltaten des IS in der 
nordsyrischen Stadt Aleppo zeigt. Im 
vergangenen Oktober waren zwei syri¬ 
sche Journalisten in der südtürkischen 
Stadt Sanliurfa getötet. 

Welche eigenen Erkenntnisse die 
Bundesregierung über diese und weite¬ 
re ungeklärte Mordüberfälle auf Jour¬ 
nalisten in der Türkei hat, will sie par¬ 
tout nicht sagen. Die Beantwortung ei¬ 
ner Anfrage der Linke-Abgeordneten 
Sevim Dagdelen verzögert das Kabi¬ 
nett von Kanzlerin Angela Merkel seit 
Wochen. Um den Partner in Ankara, 
der für die EU den Türsteher bei der 
Flüchtlingsabwehr spielen soll, nicht zu 
verstimmen, scheint jedes Wort noch 
einmal extra auf die Goldwaage gelegt 
werden zu müssen. 

Wohl wegen Majestätsbeleidigung ist 
von den türkischen Behörden der Zu¬ 
gang zur Webseite der Nachrichtenagen¬ 
tur und Rundfunkanstalt Sputnik ge¬ 
sperrt geworden. Beim Besuch der eng¬ 
lischsprachigen Webseite sputniknews. 
com sowie ihrer Versionen in anderen 
Sprachen, bekommen türkische Nutzer 


keine Informationen, sondern den Anka- 
ra-Ukas, dass „wegen technischer Über¬ 
prüfungen und rechtlicher Einschätzung, 
gemäß dem Gesetz 5651, nach Beschluss 
490.05.01.2016.-56 092 vom 14.4.2016 der 
Verwaltung für Telekommunikation und 
Netzwerke administrative Maßnahmen 
bezüglich dieser Webseite (sputniknews. 
com) getroffen werden“. 

Sputnik-Chefin Margarita Simonjan 
fand für den Angriff auf die Presse in 
der Türkei klare Worte: „Der Beschluss 
der türkischen Behörden, den Zugang 
zu unserem Sputnik einzuschränken, ist 
ein weiterer Akt einer harten Zensur 
im Lande, in dem es keine Meinungs¬ 
freiheit mehr gibt. Es gibt sie einfach 
nicht. Besonders absurd ist dieser Be¬ 
schluss angesichts der Tatsache, dass 
Sputnik vor einigen Tagen eine Aus¬ 
zeichnung des Journalistenverbandes 
in der Türkei erhielt.“ 

Die Sputnik-Seiten wurden wenige 
Stunden nach der TV-Fragerunde „Der 
heiße Draht“ gesperrt. In der mehr¬ 
stündigen Sendung hatte sich der rus¬ 
sische Präsident Wladimir Putin unter 
anderem kritisch zu den russisch-tür¬ 
kischen Beziehungen geäußert - ohne 
seinen Amtskollegen in Ankara na¬ 
mentlich zu nennen. Die Türkei sei ein 
Freund Russlands, so Putin, allerdings 
gebe es Probleme mit einzelnen Politi¬ 
kern, deren Verhalten Russland inad¬ 
äquat sei. So sei es ein Problem, dass 
die türkische Führung nicht gegen den 
IS kämpfe, sondern mit ihm kooperiere. 

Rüdiger Göbel 


150 000 Demonstranten 
in London 

Zehntausende Menschen haben am 
Samstag in London gegen die Kür¬ 
zungspolitik der britischen Regierung 
demonstriert. Nach Schätzungen der 
Tageszeitung „Morning Star“ zogen 
150 000 Teilnehmer zum Trafalgar 
Square im Zentrum der Hauptstadt. 

„Der Kampf gegen die Austerität ist 
ein Kampf unserer Zeit“, sagte die La- 
bour-Politikerin Diane Abbott. Die Po¬ 
litik von Camerons Regierung bedrohe 
das britische Gesundheitssystem, den 
kommunalen Wohnungsbau und die 
Zukunft junger Menschen. Zu dem 
Protest hatte die unabhängige Orga¬ 
nisation People‘s Assembly, die gegen 
Kürzungen im Sozialbereich kämpft, 
aufgerufen. Zu den Teilnehmern ge¬ 
hörten Anhänger der oppositionellen 
Labour-Partei und linker Organisatio¬ 
nen, Gewerkschafter sowie Mitglieder 
der Friedensbewegung. Bei der Kund¬ 
gebung wurden Rufe nach dem Rück¬ 
tritt des konservativen Regierungschefs 
laut. 

Differenzen innerhalb der regieren¬ 
den Konservativen in der Sozialpolitik 
hatte im vergangenen Monat der Rück¬ 
tritt von Arbeitsminister Iain Duncan 
Smith offenbart. Dabei ging es um Plä¬ 
ne, Leistungen für Langzeitkranke so¬ 
wie die Unterstützungszahlungen für 
Behinderte zu kürzen. Nach dem Rück¬ 
tritt des Ministers kündigte Cameron 
einen Verzicht auf diese Einschnitte an. 
Der Premier steht wegen der bevorste¬ 
henden Volksabstimmung über einen 
Austritt Großbritanniens aus der EU 
unter Druck, die am 23. Juni abgehal¬ 
ten wird. 

ZLV 


Der Drogenkrieg in Mexiko - ein Vorwand zur Aufstandsbekämpfung 

Von Marco Vinicio Dävila Juärez, Mitglied des ZK der KP Mexikos 


Über Mexiko ist in den Auslandsnachrichten nicht sehr oft zu lesen und zu hören. 
Falls es doch vorkommt, sind die Nachrichten meistens schlecht. Oftmals hängen 
sie mit dem sogenannten Drogenkrieg zusammen, der in den mexikanischen Me¬ 
dien ständig präsent ist. In 2014 machten das Verschwinden und die mutmaßliche 
Ermordung von 43 Lehramtsstudierenden Schlagzeilen, die auf dem Weg zu einer 
Demonstration von der örtlichen Polizei festgenommen und von dieser den Kil¬ 
lern eines Drogenkartells ausgeliefert wurden. UZ hat auf Bitte der Redaktion an 
die KP Mexikos einen exklusiven Beitrag erhalten, der das Zusammenspiel von 
Verbrechen und Staat beleuchtet. 


Drogenhandel und -Schmuggel sind 
in Mexiko kein neues Problem. Es 
trat nicht erst auf, als 2000 die rech¬ 
te Partei der Nationalen Tat (PAN) 
erstmals gegen die Partei der Institu¬ 
tioneilen Revolution (PRI) die Prä¬ 
sidentschaftswahlen gewann und die 
über 70-jährige Vorherrschaft der Vor¬ 
gängerin brach. Das Problem nahm be¬ 
reits in den 1950er-Jahren seinen Lauf, 
als weite Landstriche zunächst für den 
Marihuana- und dann den Mohnanbau 
verwendet wurden. Aktuell schließt es 
auch die Herstellung verschiedener 
synthetischer Drogen ein und hat sich 
auf deren Umschlag und Absatz erwei¬ 
tert. Aber obwohl dieses gesellschaft¬ 
liche Problem ständig größer wurde, 
konnte es durch eine Politik der „To¬ 
leranz“ seitens der PRI-Regierungen 
eingedämmt werden, die überborden¬ 
de Gewalt vermied. 

In 2000 errang Vicente Fox (PAN) 
die Präsidentschaft - zusammen mit 
dem kolumbianischen Präsidenten Äl- 
varo Uribe ein bedingungsloser Part¬ 
ner der US-Regierung -, der vor seiner 
Wahl Generalmanager für Coca-Cola 
in Lateinamerika war. Mit ihm wurde 
in den Landesteilen, in denen als Fol¬ 
ge neoliberaler Strukturreformen der 
1990er Jahre die Unzufriedenheit be¬ 
sonders groß war, eine Aufstandsbe¬ 
kämpfungsstrategie aufgenommen. 

Zu deren ersten Maßnahmen ge¬ 
hörte die Verschärfung der Widersprü¬ 
che zwischen den verschiedenen Dro¬ 
genkartellen, indem zugunsten der ei¬ 
nen Schläge gegen andere ausgeführt 
wurden. Dies brachte die Gewalt zum 
Überlaufen, bis sie die gesamte Gesell¬ 
schaft erreichte, der dieser Mechanis¬ 
mus jedoch verborgen blieb. Die Regie¬ 
rung unternahm einen weiteren Schritt 
zur Eskalation der von ihr gesteuerten 


Gewalt, indem sie Heer und Marine 
einsetzte. Bei Intellektuellen und sozi¬ 
alen Bewegungen führte dies zu Kritik, 
da die Streitkräfte verfassungsgemäß 
ausschließlich zwecks Verteidigung der 
nationalen Souveränität bei Gefahr ei¬ 
ner ausländischen Invasion ausrücken 
dürfen. Sie warnten auch, der Militär¬ 
einsatz könnte über den Verfassungs¬ 
bruch hinaus zu einer unterschiedslo¬ 
sen Verfolgung breiter Massen führen, 
die sich der unpopulären Regierungs¬ 
politik entgegenstellten. 

Als der rechte Präsident Felipe Cal- 
derön (PAN) am 11. Dezember 2006 
„seinen Krieg“ gegen Drogenhandel 
und organisiertes Verbrechen ausrief, 
war er kaum zwei Wochen im Amt. Er 
hatte eine fragwürdige Wahl knapp ge¬ 
wonnen, bei der die Wahlenthaltung je 
nach Quelle zwischen 41 Prozent und 

59 Prozent lag, was ihn allein bereits de- 
legimierte. Es ist hinzuzufügen, dass die 
parlamentarische Linke seinen Wahl¬ 
sieg nie anerkannte, so dass der Ruch 
des Betrugs Calderön durch seine ge¬ 
samte Amtszeit begleitete. Er musste 
sich daher auf andere Weise Legitimati¬ 
on verschaffen. So begann er, als Ober¬ 
kommandierender der Streitkräfte ka¬ 
rikaturhaft in Felduniform auftretend, 
die Militäroffensive gegen Drogenhan¬ 
del und organisiertes Verbrechen. 

Seine Amtszeit endete mit einer 
blutigen Bilanz von offiziell 30 000 bis 

60 000 Toten. Tiefer gehende wissen¬ 
schaftliche Studien schätzen bis zu 110 
000 Opfer. Die Regierung unterstreicht, 
dass es sich durchweg um Verbrecher 
handelte. Seriöse Wissenschaftler ge¬ 
hen hingegen von einem hohen An¬ 
teil ziviler Opfer aus, die im Kreuzfeu¬ 
er gestorben oder dem organisierten 
Verbrechen zum Opfer gefallen sind, 
darunter hauptsächlich mittellose An¬ 



gehörige der Arbeiterklasse. Die wich¬ 
tigsten Drogenkartelle erfreuten sich 
jedoch weiterhin bester Gesundheit 
und setzten ihre Auseinandersetzung 
um Herrschaftsbereiche, Handelswe¬ 
ge und Märkte fort. Nicht nur, dass sie 
nicht erfolgreich bekämpft wurden. Sie 
konsolidierten sich im gesamten Land, 
technisierten ihre Drogenproduktion 
weiter, korrumpierten die Streitkräfte 
und drangen in Regierungskreise vor. 

Unter Enrique Pena Nieto (PRI, 
Präsident seit 2012) liegen die wahren 
Ziele unverschleiert offen. Es handelt 
sich nicht um einen Krieg niedriger 
Intensität, sondern um einen heißen 
Krieg gegen die mexikanische Bevöl¬ 
kerung. Der berüchtigte kolumbiani¬ 
sche Experte für Aufstandsbekämp¬ 
fung Oscar Naranjo hinterließ als Re¬ 
gierungsberater seine Spur. Von ihm 
übernahm Pena Nieto zwei Ziele: Ei¬ 
nes ist die bestmögliche Nutzung von 
militärischer Aufklärung und Geheim¬ 
polizei, um größere Gewalt über ver¬ 
brecherische Gruppen zu errei¬ 
chen und diese durch 
die Schaffung 
von Verbin 
düngen zwi¬ 
schen politi¬ 
scher Macht 
und orga¬ 
nisiertem 
Verbrechen 
für eigene 
Zwecke zu 
nutzen. 

Zweitens 
begegnet 
er so der ge 
sellschaftli- 
chen Wut, die 
den institutio 
nellen Rahmen 
zu sprengen droht, 
um soziale Kämpfe 
als Drogenterrorismus 
oder organisiertes Ver¬ 
brechen zu verleumden. 

Die Streitkräfte verhal¬ 
ten sich wie eine Besatzungsar¬ 
mee gegen die Bevölkerung. Die 
Aufstandsbekämpfungsstrategie 
vereint drei strategische Ele¬ 


mente, um jeden Ausdruck von breiter 
Unzufriedenheit mit der Regierung 
niederzuschlagen. Eines davon sind die 
Streitkräfte. Die anderen beiden sind 
die Kartelle des organisierten Verbre¬ 
chens und die zivilen bewaffneten so¬ 
genannten „Selbstverteidigungsgrup¬ 
pen“, bei denen es sich de facto um pa¬ 
ramilitärische Gruppierungen handelt. 

Daher ist seit Beginn der Amtszeit 
Pena Nietos ein koordiniertes Vorge¬ 
hen von Polizeikräften, Gendarmerie, 
Heer und Marine gegen die arbeiten¬ 
de Bevölkerung zu beobachten. Dies 
führt zu alltäglicher Schikane gegen 
die Kleinstunternehmer, zur Verlet¬ 
zung der Menschenrechte der nor¬ 
malen Bevölkerung, zur Ermordung 
von Kindern und unbewaffneten Zi¬ 
vilisten durch die Armee, zu Patrouil¬ 
len und Kontrollposten der Marine 
im Landesinneren, wo weder Küsten 
noch Gewässer zu schützen sind, und 
zur Propaganda der Regierung, 
dass alle Streitkräfte zur Be¬ 
kämpfung des organisier¬ 
ten Verbrechens und zum 
Schutz der Bevölkerung auf 
der Straße seien. 

Dieses Vorgehen der 
Streitkräfte darf nicht 
überraschen, denn sie 
dienen den Monopo¬ 
len. Für sie bedeutet 
die „Verteidigung 
des Vaterlandes“ 
in Wirklichkeit die 
Verteidigung des 
Privateigentums. 

Das orga¬ 
nisierte Ver¬ 
brechen spielt 
in dieser Auf- 
standsbe- 
kämpfungs- 
strategie eine 
Schlüssel¬ 
rolle, denn 
ihm kommt 
die Aufga¬ 
be zu, un¬ 
ter der Be¬ 
völkerung 
, Terror zu 
i säen, um 


die Militarisierung des Landes und 
das Aufkommen der bewaffneten 
„Selbstverteidigungskräfte“ zu recht- 
fertigen. Deshalb handeln sie völlig 
straflos, werden vom Staat toleriert 
und gehegt und können wie Parami¬ 
litärs auftreten. 

Die Teilhabe von Militär und orga¬ 
nisiertem Verbrechen an diesem Krieg 
gegen die Arbeiterklasse ist offen¬ 
sichtlich. Bei den bewaffneten zivilen 
Gruppen, die als „Selbstverteidigungs¬ 
kräfte“ auftreten, ist dies schwieriger 
zu erkennen. Obwohl ihre Klassenzu¬ 
sammensetzung und ihre Herkunft sie 
mit dem Staat verknüpfen, könnten sie 
äußerlich auch als eine Gemeinschafts-, 
Volks-, Bürger- oder revolutionäre Be¬ 
wegung erscheinen. Hinsichtlich ihrer 
Klassenzusammensetzung sind sie aber 
lokalen Machthabern oder Grundbesit¬ 
zern verbunden, welche sie bewaffnen 
und finanzieren, und sie organisieren 
den Schutz deren Eigentums. So gin¬ 
gen etwa Avocadozüchter vor, die sol¬ 
che Gruppen zum Schutz ihrer Interes¬ 
sen bewaffnet und sich dabei auch ge¬ 
gen die indigenen Purepecha gerichtet 
haben, welche gegen die illegale Was¬ 
serentnahme aus einem in ihrem Terri¬ 
torium gelegenen See für die Bewässe¬ 
rung der Avocadofelder vorgingen. An¬ 
dernorts wurden diese Kräfte gegen die 
indigene Gemeinde Nahua de Ostula 
eingesetzt, die von den mit dem Staat 
verbundenen Kartellen und Gruppen 
des organisierten Verbrechens mittels 
örtlicher, Staats- und Bundespolizei 
verfolgt und bedrängt wurden, da sie 
sich gegen den Drogentransport durch 
ihr Gebiet wehrten und Hunderte Hek¬ 
tar Landes zurückerobert hatten, das 
ihnen von Hotelketten entrissen wor¬ 
den war. 

Heute kann eine direkte Verbin¬ 
dung zwischen dem Aufkommen be¬ 
waffneter Gruppen von Zivilisten un¬ 
ter unterschiedlichen Namen mit dem 
Ziel der Verteidigung monopolistischer 
Projekte vor dem Volkswiderstand her¬ 
gestellt werden. Es ist daher zu schlie¬ 
ßen, dass der Drogenkrieg ein Vorwand 
des Staates zur Eindämmung von Wi- 
derständigkeit ist. 

Übersetzung und red. Bearbeitung: CS 
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Ein Garant für den Wohlstand aller Nationen? 

Freihandel in der Geschichte 



„Freihandel“ gab es - entsprechend ei¬ 
niger historischer Quellen - erstmals im 
14. Jahrhundert: 1353 einigten sich Eng¬ 
land und Portugal auf wechselseitige 
Handelsfreiheit für Kaufleute. Vorherr¬ 
schend aber war in jener Zeit die Praxis, 


an jeder Brücke, an jedem Stadttor und 
Pass Zoll auf Waren zu erheben - eine 
der wichtigsten Einnahmequellen. 

Vom 16. bis zum 18. Jahrhundert 
bestimmte in den frühkapitalistischen 
Staaten Europas der Merkantilismus 
das wirtschaftspolitische Handeln. Leit¬ 
bild war das Streben nach Ausdehnung 
der politischen und militärischen Macht 
des Staates durch Förderung der hei¬ 
mischen Unternehmen und der Redu¬ 
zierung der Importe von Fertiggütern 


durch eine entsprechende Zollpoli¬ 
tik. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
wurde die Theorie des Merkantilismus 
durch die klassische Nationalökono¬ 
mie des schottischen Ökonomen Adam 
Smith verdrängt. 


David Ricardo entwickelte die 
Smithschen Auffassungen weiter und 
meinte, dass der Handel zwischen zwei 
Staaten selbst dann sinnvoll sei, wenn 
ein Land dem anderen bei den Produk¬ 
tionskosten aller in Frage kommenden 
Güter unterlegen sei. Jedes Land sol¬ 
le sich auf die Produktion der Güter 
konzentrieren, die es relativ günstiger 
als andere hersteilen könne, um die 
durch Produktion und Tausch insge¬ 
samt verfügbare Gesamtgütermenge 


zu erhöhen. Es produziere dann vor¬ 
teilhaft, wenn die Kosten des Verzichts 
auf ein Gut durch die Produktion eines 
anderen niedriger seien als bei seinem 
Handelspartner. Für Ricardo war Frei¬ 
handel für alle Beteiligten von Vorteil. 
Aber die Realität zeigt bis zum heuti¬ 
gen Tag, dass „Freihandel“ nur den öko¬ 
nomisch Stärkeren nutzt. 

Die britischen Ökonomen Adam 
Smith und David Ricardo schufen die 
Grundlage der Freihandelslehre. Der 
Freihandel, für die Entwicklung des Ka¬ 
pitalismus und die Herausbildung eines 
kapitalistischen Weltmarktes fördernd, 
blieb in der Praxis aber noch Jahrzehn¬ 
te nur Theorie. Im 19. Jahrhundert ent¬ 
wickelt sich die Freihandelsbewegung 
zuerst in England mit der Anti-Corn 
Law League, der Bewegung der Indus¬ 
triellen gegen die Getreidezölle. Erste 
Erfolge waren die Aufhebung der Na¬ 
vigation Acts 1849 und der britischen 
Einfuhrzölle auf Getreide 1846. 

Das Königreich, das im 18. und im 
19. Jahrhundert die wirtschaftlich und 
technisch-technologisch fortgeschrit¬ 
tenste Nation war, erhob noch 1848 
Zölle auf 1 146 verschiedene Güter, 
1860 waren es nur noch 48. Zwischen 
England und Frankreich wurde 1860 
der erste internationale Vertrag abge¬ 
schlossen, der in Artikel V die Meistbe¬ 
günstigung zwischen den Vertragspar¬ 
teien vorsah. 

Um den Vorsprung aufzuholen und 
die eigene Industrie zu schützen setz¬ 
ten andere europäische Länder sowie 
die USA dagegen noch lange auf Pro¬ 
tektionismus, d.h. hohe Zollschranken 
für Importgüter oder schafften - wie 
das Deutsche Reich 1876 - in ökono¬ 
mischen und politischen Krisenzeiten 
entsprechende Regelungen für den 
Freihandel wieder ab. Dabei schuf der 
Deutsche Zollverein 1834, der der Auf¬ 
hebung der Zölle zwischen den deut¬ 
schen Staaten diente, doch im Grunde 
mit die Voraussetzung für die Reichs¬ 
gründung 1871. Doch auch diese Zoll¬ 
verträge dienten vor allem den wirt¬ 
schaftlich stärksten deutschen Ländern 
Preußen und Sachsen. 

Besonders hoch waren übrigens die 
Zölle in den USA, die im Durchschnitt 
zwischen 35 und 50 Prozent lagen - und 
zwar von 1820 bis zum Zweiten Welt¬ 
krieg. Erst ab 1950 sanken sie kontinu¬ 
ierlich. Die USA bauten die Zölle erst 
ab, als sie unangefochten die weltweit 
führende ökonomische Macht waren 
und Konkurrenz nicht mehr fürchten 
mussten. 

Und wenn es darum ging, neue 
Märkte zu erobern, den eigenen Macht¬ 
bereich zu erweitern, Kolonien zu er¬ 
richten, dann wurde „Freihandel“ oft 
auch - von den europäischen Mäch¬ 
ten, vor allem von England, sowie von 
den USA - mittels militärischer Gewalt 


durchgesetzt. In zwei Opiumkriegen 
zwischen 1839 und 1860 zwang England 
China zur Öffnung seiner Märkte für in¬ 
disches Opium. China wurde innerhalb 
kurzer Zeit zur europäischen Halbkolo¬ 
nie. 1853 öffneten die USA die japani¬ 
schen Häfen gewaltsam für den Handel 
und schlossen asymmetrische Verträge 
mit Japan ab. Auch die Abschaffung des 
Handelsmonopols der britischen Ost¬ 
indienkompanie durch den India Act 


von 1833 unter dem Vorzeichen des 
Freihandels trug zur Verstärkung der 
Abhängigkeit und zur Kolonialisierung 
Indiens bei. 

★ 

Der Lehrsatz, dass der Freihandel „Ga¬ 
rant für den Wohlstand aller Nationen“ 
sei, wird im Interesse der großen Kon¬ 
zerne und ihrer Profite genutzt, um sich 
neuen Bedingungen anzupassen: 

So bezieht sich auch die WTO mit 
ihren 160 Mitgliedsländern auf die 


Freihandelsdoktrin. Sie verliert aber 
gegenwärtig an Bedeutung. China (seit 
2001 Mitglied), Indien, Brasilien und 
andere Staaten lassen sich nicht mehr 
alles durch die bislang führenden kapi¬ 
talistischen Industriestaaten diktieren. 

Diese haben daraus die Konsequenz 
gezogen, ihre handelspolitischen und 
expansionistischen Interessen stärker 
über bilaterale und ausgewählte multi¬ 
laterale Abkommen durchzusetzen, wie 


z.B. das Nordatlantische Freihandels¬ 
abkommen NAFTA von 1994 zwischen 
USA, Kanada, Mexiko. Es kam zu Pro¬ 
duktionsverlagerungen. Mexiko wurde 
mit billigem Gen-Mais überschwemmt, 
erlebte aber kein „Wohlstandswachs¬ 
tum“. 

Bei einem solchen Abkommen zwi¬ 
schen Ländern mit unterschiedlichem 
wirtschaftlichem Niveau profitiert im¬ 
mer der ökonomisch und politisch Stär¬ 
kere, die Schwächeren unterliegen. 

nh 


Ein Schiff der britischen East India Company 
zerstört chinesische Dschunken 
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Warnung vor neuem Verfassungsbruch 

Sehr viel Gemeinsamkeit von Bundestagsparteien in der Frage 
der Bundeswehreinsätze im Innern • Von Ulrich Sander 


Kommentar von Olaf Harms 

ÜberTTIP hinaus... 


Die CDU hält seit Jahren Schubladen¬ 
pläne zum Einsatz der Soldaten im In¬ 
neren bereit, geschaffen von Militärs. 
Vorige Woche wurde die Schublade mal 
wieder geöffnet. Die SPD-Minister sag¬ 
ten: Wir verteidigen unsere Freiheit am 
Hindukusch, und die CDU echote: Und 
wir auch in Hindelang. 

Für Einsätze wie am Hindukusch 
wurde im März 2014 vom Bundestag 
eine Kommission unter Feitung des 
ehemaligen Verteidigungsministers 
Volker Rühe (CDU) geschaffen, die 
der Überprüfung der Parlamentsrech¬ 
te - sprich: ihrer Abschaffung - dient. 
Vorerst bei Auslandseinsätzen. Aber 
wenn Eile geboten ist, wird sicherlich 
ein Weg gefunden, um auch ohne Än¬ 
derung des Grundgesetzes, nur in An¬ 
wendung des Artikels 35 mit all seinen 
Gummiformulierungen und BVG-In- 
terpretationen die Bundeswehr im In¬ 
nern einzusetzen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
im Jahre 2012 den bewaffneten Einsatz 
der Bundeswehr im Landesinneren für 
verfassungsgemäß erklärt, wenn es „ka- 
tastrofische“ Entwicklungen gäbe und 
wenn - etwa beim Abschuss von an¬ 
geblich mit Terroristen besetzen Flug¬ 
zeugen - vorher die Regierung gefragt 
wird. Das Gericht überschritt seine 
Kompetenzen, denn die Verfassungs¬ 
änderung - und dies ist eine - ist dem 
Bundestag mit zwei Drittel Mehrheit 
Vorbehalten. Nun verlangt die CDU 
dennoch eine Verfassungsänderung 
bzw. noch militärfreundlichere Ausle¬ 
gungen. Denn offenbar ging das Ge¬ 
richt den Unionspolitikern und den 
hinter ihm stehenden Generälen - den 
Autoren der geplanten neuen Vertei¬ 
digungspolitischen Richtlinien - nicht 
weit genug. Doch schon seit Jahren ok¬ 
kupiert die Bundeswehr illegal Aufga¬ 
ben, die mit der Verfassung nicht im 
Einklang stehen. 

Es begann vor elf Jahren. Am 17. Fe¬ 
bruar 2005 wurde das Gesetz über die 
Neuordnung der Reserve der Streitkräf¬ 
te beschlossen. Kern des Gesetzes: Das 
Alter, bis zu dem Reservisten einberu¬ 
fen werden können, steigt von 45 auf 
60 Jahre. Geregelt wird darin auch der 
Einsatz von Reservisten im Krieg und 
im Inneren des Landes. Petra Pau von 
der Linkspartei PDS führte aus: „Reser- 
vistinnen und Reservisten sollen in den 
Umbau der Bundeswehr von einer Ver¬ 
teidigungsarmee zu einer weltweit agie¬ 
renden Interventionsarmee aktiv ein¬ 
bezogen werden.“ Es handelt sich laut 
Bundeswehr um mindestens 550 000 
einsatzbereite Reservisten, und ihre 
Zahl wächst Jahr um Jahr. Pau: Mit dem 
Gesetz will man den „Einsatz der Bun¬ 
deswehr im Inneren der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland vorbereiten.“ Die Regie¬ 
rung weise „Reservistinnen und Reser¬ 
visten entsprechende Aufgaben zu.“ 


Sämtliche organisatorischen und 
infrastrukturellen Voraussetzungen 
für den militärischen Einsatz im In¬ 
neren sind schon geschaffen worden, 
ohne dass die SPD oder die Grünen 
widersprachen. Daran muss derjenige 
erinnert werden, der sich auf die voll¬ 
mundigen Absagen der SPD an den 
neuen Unionsvorstoß verlässt. Ein sozi¬ 
aldemokratisch geführtes Bundesland, 
und zwar Mecklenburg-Vorpommern, 
hat - und dies mit Hilfe der Linkspar¬ 
tei (damals PDS) - beim G8-Gipfel in 
Heiligendamm 2007 die unbewaffnete 
Unschuld verloren und Truppen gegen 
Demonstranten herangeholt sowie ge¬ 
meinsame Kommandostäbe von Bun¬ 
deswehr und Polizei wirken lassen. 

Es existieren nunmehr bundesweit 
militärgeführte Kommandostäbe der 





„Zivil-militärischen Zusammenarbeit“, 
die von allen Kommunen und Land¬ 
kreisen klaglos hingenommen wurden. 
Dafür wurden Räume in den Rathäu¬ 
sern und Landratsämtern geschaffen. 
Ein Oberst führt das Kommando über 
die Polizei, die Verwaltung, die Feu¬ 
erwehr, den Technischen Hilfsdienst. 
Dazu kommt ein „Heimatschutz“, be¬ 
stehend aus einer Reservistenarmee, 
die kurzfristig von den genannten 
Kommandostäben und vom Reservis¬ 
tenverband zusammengerufen wird. 
Sie steht beispielsweise beim Abbau 
des Streikrechtes durch Einsatz von 
Soldaten im öffentlichen Dienst bereit. 
Und die Reservisten üben schon mal 
die Bekämpfung von Demonstranten. 
Das geht aus einer Antwort der Bun¬ 
desregierung an die Linkspartei vom 
28. August 2009 hervor, die von Ulla 
Jelpke (MdB) so kommentiert wurde: 
„Die Bundesregierung hält sich damit 
alle Optionen für den Militäreinsatz im 
Inneren offen. Die ZMZ-Kommandos 
wirken gleichsam als militärische Vo¬ 
rauskommandos, die schleichend in 
die zivilen Verwaltungsstrukturen ein¬ 
sickern. Das Konzept der ZMZ läuft 
damit letzten Endes auf einen offenen 
Verfassungsbruch hinaus.“ 

Bundeskanzlerin Merkel hat schon 
lange festgestellt: Die Grenze zwischen 


Innerer und Äußerer Sicherheit ist nicht 
mehr da. Wo eine EU-weite Innenpoli¬ 
tik die nationale Innenpolitik ergänzt, 
bisweilen ersetzt, da kommt es zu Bun¬ 
deswehreinsätzen, um Grenzschutzauf¬ 
gaben zu lösen. Allerdings an den EU- 
Außengrenzen. Kein Widerspruch des 
Koalitionspartners! Schäuble und an¬ 
dere haben die Migrationsentwicklung 
schon vor längerer Zeit als Aggression 
gegen unser Land dargestellt. Und nun 
soll diese Entwicklung militärisch be¬ 
kämpft werden können. 

Und die SPD ist bereits jetzt immer 
dabei. Auch die „rot-grünen“ Länder 
haben Vereinbarungen mit der Bundes¬ 
wehr geschlossen, welche die militaris¬ 
tische Durchdringung des Bildungswe¬ 
sens ermöglichen. Bereits Jugendliche 
ab 15 Jahren werden mit Einladungen 
zu Werbeshows überhäuft, auf die mili¬ 
tärische Berufswahl eingestellt und von 
Jugendoffizieren indoktriniert. 

Die SPD-regierten Länder Rhein¬ 
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
lassen unwidersprochen Kampfdroh¬ 
nenkriege von ihrem Gebiet zu, be¬ 
ziehungsweise dulden sie ihre Vorbe¬ 
reitung in Ramstein und Kalkar. Ende 
Januar 2010 fand in Nordrhein-Westfa¬ 
len unter Beteiligung der Bundeswehr 
die Katastrophenschutzübung LÜKEX 
statt, die man besser als Bürgerkriegs¬ 
manöver bezeichnen sollte. Tausende 
Polizei- und Bundeswehrangehörige 
übten gemeinsam den Kampf „gegen 
den inneren Feind“. Nie aufgeklärt wur¬ 
de der Absturz eines „Terroristenflug¬ 
zeugs“ auf nordrhein-westfälischem 
Territorium nach einem Zusammen¬ 
stoß mit Bundeswehrflugzeugen am 
23. Juni 2014 über dem Sauerland; alle 
drei Flugzeuge wurden von Kalkar aus 
dirigiert. Solche Abschüsse aus eige¬ 
ner militärischer Anmaßung heraus 
sind verfassungswidrige Handlungen, 
wie Karlsruhe im März 2012 feststellte 
(BVG 2 PBvUl/11). Und verfassungs¬ 
widrig sind die neuen Pläne der CDU/ 
CSU ebenfalls, welche derzeit - die Ter¬ 
rordebatte und die Flüchtlingskrise nut¬ 
zend - von „der Mitte“ vorangetrieben 
werden. 

Antifaschisten verurteilten die Plä¬ 
ne der Union zum Bundeswehreinsatz 
im Innern und forderten die Gewerk¬ 
schaften auf, bei ihrer Opposition zum 
Verfassungsbruch durch die Bundes¬ 
wehr zu bleiben und sich aktiv einzu¬ 
mischen. Die VVN-BdA erklärte: Der 
Terrorismus muss mit rechtsstaatlichen, 
auch polizeilichen Mitteln bekämpft 
werden. Die militärischen „Kriege ge¬ 
gen den Terror“ haben weltweit die Ge¬ 
fahren nicht gebannt, sondern erhöht. 
Das wurde auch in den letzten Monaten 
in Europa wieder deutlich. 

Ulrich Sander ist Bundessprecher der 
VVN-BdA 


An diesem Wochenende werden sich 
wieder tausende Gewerkschafterin- 
nen und Gewerkschafter sowie um 
ihre Lebensbedingungen besorgte 
Menschen auf den Weg gemacht ha¬ 
ben - dieses Mal in Hannover - um 
gegen Freihandelsabkommen wie 



zum Beispiel TTIP, CETA oder TISA 
zu demonstrieren. 

Es ist gut, dass den Regierenden 
der einflussreichsten imperialisti¬ 
schen Staaten USA und Deutschland 
vor Augen geführt wird, dass die Men¬ 
schen dieses Landes Freihandelsab¬ 
kommen, die ausschließlich dem Ka¬ 
pital und dessen Gier nach Profitma¬ 
ximierung dienen, nicht wollen. Denn 
darum geht es bei diesen Freihandels¬ 
abkommen: Sogenannte Handels¬ 
hemmnisse, wie zum Beispiel Arbeits¬ 
und Sozialstandards, aber auch Um¬ 
weltschutzrichtlinien und gesicherte 
medizinische Verfahren, sollen besei¬ 
tigt werden. Stattdessen sollen diese 
Bedingungen durch Vertreter der Mo¬ 
nopole und des Großkapitals neu zu 
ihren Gunsten definiert werden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, arbeiten sie 
international Hand in Hand. Wenn sie 


Dokumentiert 


Das Handelsabkommen zwischen der 
EU und Kanada (CETA) steht kurz 
vor dem Ratifizierungsprozess in den 
Parlamenten. Der DGB hatte bereits 
Ende 2014 eine ablehnende Position 
zum veröffentlichten CETA-Verhand¬ 
lungsergebnis beschlossen und Nach¬ 
verhandlungen gefordert. Kritisiert 
wurde insbesondere: 

★ dass CETA ein problematisches In¬ 
vestitionsschutzkapitel und spezielle 
Klagerechte von Investoren gegen 
Staaten beinhaltete, 

★ dass CETA keine effektiv durch¬ 
setzbaren Regeln zum Schutz und zur 
Verbesserung von Arbeitnehmerrech¬ 
ten enthielt, 

★ dass CETA bei der Dienstleistungs¬ 
liberalisierung einen Negativlistenan¬ 
satz verfolgte und öffentliche Dienst¬ 
leistungen nicht ausreichend schützte. 
Unter dem Druck der öffentlichen 
Kritik ist es seitdem - im Zuge der 


Bereiten sich Sicherheitsbehörden auf 
Unruhen und Aufstände in Deutschland 
und Europa vor? Rolf Gössner, Anwalt, 
Publizist und Vizepräsident der Inter¬ 
nationalen Liga für Menschenrechte, 
befürchtet eine problematische und 
folgenschwere Entwicklung. Auf einer 
Tagung der International Association Of 
Lawyers Against Nuclear Arms (IALANA) 
vor kurzem in Wiesbaden, sprach Rolf 
Gössner über eine „schleichende Mi¬ 
litarisierung der Inneren Sicherheit.“ 
Gössner ging dabei auf eine sechs Qua¬ 
dratkilometer große Übungsstadt der 
Bundeswehrein,diederzeit in Sachsen- 
Anhalt entsteht und zur Übung des mi¬ 
litärischen Straßen- und Häuserkampfs 
im „urbanen Ballungsraum“ dienen soll. 
Nachdem die Stadt mit Namen 
„Schnöggersburg“ fertiggestellt ist, 
„werden Bundeswehr-, EU- sowie NA- 
TO-Kampfverbände gemeinsam den 
^symmetrischen' Krieg und Häuser¬ 


es jedoch erreicht haben, dann stehen 
sie sich als erbitterte Gegner auf den 
Märkten dieser Welt gegenüber. 

Leidtragende werden die Men¬ 
schen sein. Sie können sich dann da¬ 
rauf einstellen, dass sie für „wettbe¬ 
werbsgerechte Preise“ auf Lohnbe¬ 
standteile verzichten müssen oder 
aber im dann einsetzenden Run auf 
möglichst breite Privatisierungen öf¬ 
fentlicher Dienstleistungen und Da¬ 
seinsvorsorge, wie zum Beispiel Bil¬ 
dung, Gesundheit oder Wasser und 
Energie, höhere Preise zahlen müs¬ 
sen. Ganz zu schweigen von privaten 
Schiedsgerichten, in denen das Ka¬ 
pital dann Profite in Millionenhöhe 
einklagt, wenn ein Staat es wagt, die 
Lebensbedingungen seiner Menschen 
zum Beispiel durch einen Mindest¬ 
lohn zu verbessern. 

Bereits im Herbst letzten Jahres 
haben 250 000 Menschen in Berlin ge¬ 
gen TTIP und Co. demonstriert, wur¬ 
den unter einer selbstorganisierten 
europäischen Bürgerinitiative Milli¬ 
onen Unterschriften gesammelt. Mit 
der Demonstration an diesem Wo¬ 
chenende in Hannover zeigen wir, 
dass wir weiterhin aktiv sein werden, 
bis diese Freihandelsabkommen vom 
Tisch sind. Die Kommunistinnen und 
Kommunisten in der DKP werden 
diese Aktivitäten weiterhin unter¬ 
stützen. Dabei werden wir nicht ver¬ 
schweigen, dass der Kampf um besse¬ 
re Arbeits- und Lebensbedingungen 
letztendlich der Kampf gegen das Pri¬ 
vateigentum an Produktionsmitteln 
und die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen ist. Nicht nur die 
Freihandelsabkommen müssen vom 
Tisch, sondern auch der Kapitalismus. 

Olaf Harms ist Sekretär für Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik im Partei¬ 
vorstand der DKP 


„Rechtsförmlichkeitsprüfung“ und 
ohne die Verhandlungen selbst wie¬ 
der aufzunehmen - zu Veränderun¬ 
gen im CETA-Text gekommen. Eine 
Analyse dieser Veränderungen zeigt: 
Kritikpunkte wurden teilweise aufge¬ 
nommen und es hat Verbesserungen 
gegeben. Zahlreiche Probleme blei¬ 
ben aber auch im jetzt zur Abstim¬ 
mung stehenden CETA-Abkommen 
bestehen. 

Der DGB lehnt Freihandel nicht 
ab. Insgesamt entspricht der CETA- 
Text trotz Verbesserungen noch nicht 
den gewerkschaftlichen Anforderun¬ 
gen an ein zustimmungsfähiges Ab¬ 
kommen. Aus Sicht des DGB muss 
deshalb an verschiedenen Stellen 
durch die EU-Kommission weiter 
nach verhandelt werden.... 

(Auszüge aus der Stellungnahme des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
vom 5. April 2016) 


kampf in Großstädten proben - für 
bewaffnete Konflikte der Zukunft, für 
Auslandseinsätze, aber auch für künf¬ 
tige Bürgerkriegs- und Militäreinsätze 
in europäischen Städten und im Innern 
des Landes“, erklärt Gössner in einem 
Telepolis-Interview. 

Er befürchtet, dass angesichts einer 
stärker werdenden sozialen Spaltung 
in Europa derzeit sowohl auf geheim¬ 
dienstlicher als auch auf militärischer 
Ebene vorgeplant wird, um gegebe¬ 
nenfalls gegen drohende Aufstände 
in den Bevölkerungen gewappnet zu 
sein. Gössner kritisiert eine Politik, die 
die möglicherweise bevorstehenden 
Konflikte als reine „Sicherheitsproble¬ 
me“ betrachtet, aber die sozialen und 
ökonomischen Faktoren und Ursachen 
für Missstände, die zu Unruhen und 
Aufständen, auch zu Kriminalität, Ge¬ 
walt und Terror führen könnten, nicht 
entschärft und bekämpft. R.G. 


CETA: Trotz Verbesserungen bleiben Probleme 
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unsere zeit m 


Die geistigen Wegbereiter der braunen Barbarei 

Personen, Organisationen und Netzwerke der extremen Rechten zwischen 1918 und 1933 


1933, nach dem 30. Januar, kam in 
Deutschland rasch ein Buch auf den 
Markt, herausgegeben von Wilhelm 
Freiherr von Müffling, einem bedeu¬ 
tungslosen Nachkömmling des be¬ 
kannten Adelsgeschlechts, aus dem im 
18. und 19. Jahrhundert mehrere hohe 
Militärs hervorgegangen waren. Es 
enthielt Bilder und kurze Charakteri¬ 
sierungen von 168 Personen, die für den 
Weg in das „neue Deutschland“ einen 
wesentlichen Beitrag geleistet hatten. 
Im selben Jahr veröffentlichte auch Ru¬ 
dolf von Sebottendorf, eine schillernde 
Figur aus den völkischen Kreisen und 
der berüchtigten Thule-Gesellschaft, 
ein den Vorläufern des „Nationalsozia¬ 
lismus“ gewidmetes Buch. Ja, es waren 
viele Völkische, die, nachdem die Re¬ 
gierungsgewalt an Hitler übertragen 
worden war, ihren Anteil am „Sieg“ 
über die organisierte Arbeiterbewe¬ 
gung und die Weimarer Demokratie 
herauszustreichen versuchten - dies 
nicht zuletzt in der Hoffnung auf aner¬ 
kennende Ehrung und lukrative Posten 
in dem sich neu formierenden Macht¬ 
apparat. Allerdings galt ihnen und 
anderen „Wegbereitern“ im Dritten 
Reich, sofern sie nicht zu „Mitgestal¬ 
tern“ wurden, wenig Aufmerksamkeit. 
Sie unterlagen oft einer Taktik des Ver¬ 
schweigen und der Missachtung. Mit¬ 
unter wurde mit perfide zu nennender 
Bosheit und Kleinkariertheit gegen sie 
vorgegangen. So manche Publikation 
geriet auf den Index, einige ihrer Or¬ 
ganisationen wurden verboten. Vor al¬ 
lem fortgesetztes Konkurrenzgebaren, 
aber auch siegestrunkene Bemühun¬ 
gen, alte Streitigkeiten im Nachhinein 
erfolgreich zu beenden, sowie persön¬ 
liche Animositäten und lokale Inter¬ 
essen spielten eine beträchtliche Rol¬ 
le. Vom „Kampf ums Urheberrecht“ 
sprach einer der Betroffenen in seiner 
Auseinandersetzung mit Alfred Ro¬ 
senberg, dem insbesondere daran lie¬ 
gen musste, jeden Anschein eines epi¬ 
gonalen Charakters der Ideologie des 
„Nationalsozialismus“ zu vermeiden. 
Mehr noch: Der um den „Führer“ ent¬ 
fesselte Kult, ein geradezu konstitutives 
Element des neuen Machtsystems, ver¬ 
trug sich in keiner Weise mit allem, was 
an der behaupteten Originalität und 
der erwünschten Einmaligkeit Hitlers 
zu zweifeln erlaubt hätte. Ideologische 
Rechtfertigung des Faschismus an der 
Macht und der forcierten Aufrüstung 
für einen neuen Krieg verlangten an¬ 
deres als die meisten der geistigen Hel¬ 
fershelfer auf dem Weg zur Macht bis 
dahin geboten hatten. Die hielten still, 
zeigten sich enttäuscht oder marschier¬ 
ten mit in Reih und Glied. 

★ 

Erst nach 1945 gelangte das Wegberei¬ 
ter-Problem wieder in den Fokus der 


Öffentlichkeit. Da legten Betroffene 
keinen Wert mehr auf früher geprie¬ 
sene „Verdienste“. Durchaus passend 
zu dem Entlastung heischenden Motto 
„Der Hitler war’s“ begann in den west¬ 
lichen Besatzungszonen und in der frü¬ 
hen BRD eine eifrige Suche nach Mög¬ 
lichkeiten, Streitpunkte und Differenzen 
mit dem braunen Regime darzustellen. 
Tatsächlich vorhandenes kritisches, zu¬ 
meist aus elitären Vorstellungen abge¬ 
leitetes Verhalten gegenüber einzelnen 
Aktionen des Nazi-Führungspersonals 
dienten nun als Grundlage sogenannter 
Persilscheine, die allenfalls von oppor¬ 
tunistischem Mitläufertum zu künden 


hatten. Anders im Osten Deutschlands: 
Hier wurden neben jenen Großunter¬ 
nehmern und Politikern bürgerlicher 
Parteien, welche die NSDAP gefördert 
und unterstützt hatten, ebenfalls zahl¬ 
reichen Intellektuellen ihr gerüttelt 
Maß an Schuld und historischer Verant¬ 
wortung zugesprochen. Am deutlichsten 
geschah Letzteres in den Arbeiten des 
Historikers Joachim Petzold. Sein 1978 
veröffentlichtes Buch über die geistigen 
Wegbereiter der faschistischen Dikta¬ 
tur 1 erschien auch in Westdeutschland. 
Hinsichtlich jener Organisationen, die 
als Vorläufer, als Wegbegleiter oder als 
Bündnispartner gewirkt hatten, bot das 
vierbändige „Lexikon zur Parteienge¬ 
schichte“ aus den frühen 1980er Jahren 
reichhaltiges Material. Es kam eben¬ 
falls auf den westdeutschen Buchmarkt, 
jüngst sogar in digitalisierter Fassung. 2 
Diese Publikationen zu erwähnen hiel¬ 


ten indessen die Herausgeber des zu be¬ 
sprechenden Buches, zumeist ihren An¬ 
spruch auf wissenschaftlich-akribisches 
Arbeiten bekennend, nicht für notwen- 
dig. 3 

Mit der Hinwendung zur sogenann¬ 
ten Täter-Forschung und den neu gege¬ 
benen Möglichkeiten umfassender em¬ 
pirischer Untersuchungen, die u.a. auch 
für die Herausgabe der kommentierten 
Ausgabe von Hitlers „Mein Kampf“ 
erforderlich waren, offensichtlich aber 
auch im Zusammenhang mit der in den 
letzten Jahren arg zunehmenden Aus¬ 
breitung alter und neuer völkischer Ideo- 
logeme scheint gegenwärtig hinlänglich 


Anlass geboten, das Wegbereiter-Thema 
erneut aufzugreifen. Fragen zu Wirksam¬ 
keit und Bedeutung geistig-kultureller 
Faktoren für den Aufstieg der NSDAP 
gewinnen an politischer Aktualität. Man 
muss es daher nicht unbedingt als zufäl¬ 
lig betrachten, dass um die Jahreswen¬ 
de 2015/16 einige das Thema betreffen¬ 
de Publikationen erschienen. Die eine 
liegt als Sammelband vor, der Beiträge 
zu einer im Herbst 2013 veranstalteten 
Tagung 4 vereint. In den zwölf Artikeln 
des Sammelbandes wird an einzelnen 
Beispielen gefragt, in welchem Maße 
die behandelten Personen, Organisati¬ 
onen oder Netzwerke als Wegbereiter, 
Weggefährten, Schrittmacher, Steigbü¬ 
gelhalter, Vordenker, Helfershelfer, Tür¬ 
öffner, Bündnispartner usw. bezeichnet 
werden können. Die Antworten gerieten 
zwiespältig. Auf der einen Seite tragen 
alle Autoren dazu bei, das einende Dach 
zwischen der NSDAP und denen, die ihr 
halfen, den Weg zum 30. Januar 1933 zu 
bereiten, hervorzuheben und bisherige 
Forschungsergebnisse aus neu erschlos¬ 
senen Quellen zu bestätigen. Behandelt 
wird die nach dem Ersten Weltkrieg 
und nach der Novemberrevolution aus¬ 
gesprochen nationalistisch argumentie¬ 
rende Fundamentalopposition gegen die 
Weimarer Demokratie, ferner die strik¬ 
te Ablehnung aller universalistischen 
Postulate von Aufklärung und Franzö¬ 
sischer Revolution, der völkisch-rassisti¬ 
sche Antisemitismus, Aversionen gegen 
Parteienwesen und Parlamentarismus, 
die überbordende Gewaltbereitschaft - 
generell also mehrere Erscheinungsfor¬ 
men einer spätbürgerlichen Gegenrevo¬ 
lution. 

In der Tat kann die Etablierung der 
hitlerfaschistischen Herrschaft nur voll¬ 
ständig erklärt werden, wenn auch all 
jene Kräfte berücksichtigt werden, die 
sich nationalistischer, völkisch-rassisti¬ 
scher und antisemitischer Gesinnung 
verschrieben hatten, selbst wenn sie 
nicht unmittelbar zu den Organisatio¬ 
nen der NSDAP gehörten. Brigitte Zu¬ 
ber verweist zum Beispiel auf die breite 
Zustimmung katholischer Kreise zu völ¬ 
kisch-antisemitischen Positionen - eine 
Haltung, die sich vor allem aus dem vor¬ 
herrschenden Antikommunismus speis¬ 
te. Zudem spricht sie in ihrer Analyse 
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Berlin, 13. März 1920: Mit dem Einmarsch der Marinebrigade Ehrhardt, die später 
zur sogenannten Schwarzen Reichswehr gehörte, zu der im besprochenen Buch 
leider kein Beitrag aufgenommen wurde, beginnt der Kapp-Putsch. 


des Netzwerks bayerischer Eliten von 
„protofaschistischen Wegbereitern“ 
(S. 145), verdeutlicht durch eine inter¬ 
essante grafische Darstellung (S. 148 f.) 
Ihr Fazit: Es sei belegt, „dass die zum 
Sturz der Weimarer Republik gegründe¬ 
ten Organisationen sowohl im paramili¬ 
tärischen als auch im parteipolitischen 
und kulturpolitischen Bereich ihren Ur¬ 
sprungsort nicht an der Basis - ,im Volk‘ 
oder bei den Arbeitern - hatten, sondern 
gezielt durch die gesellschaftlichen Eli¬ 
ten eingerichtet oder gefördert wurden“. 
(S. 160) Ein solches Urteil ist sehr be¬ 
merkenswert angesichts der neuerlich 
von Historikern sowie von meinungsbil¬ 
denden Medien betriebenen Zuschrei¬ 
bung aller historischen Verantwortung 
einzig und allein auf Hitler, allenfalls 
auch - völlig undifferenziert - auf „die“ 
Deutschen. 

Andere Autoren des Sammelban¬ 
des versuchen, die Wegbereiter-These 
als „plakativ“ und „eindimensional“ zu 
bewerten und unterscheiden zwischen 
Faschisten nationalsozialistischer Prä¬ 
gung einerseits (hauptsächlich bestimmt 
durch Kriterien wie Vernichtungskrieg 
und antisemitischer Massenmord) und 
völkisch-rassistischen Kräften anderer¬ 
seits, die oft als „moderat Völkische“, 
„naive Wegbereiter“ und ähnliches 
mehr erscheinen. Abgesehen von einer 
notorischen Ablehnung der Demokra¬ 
tie (so dürftig fassen die Herausgeber 
es zusammen) hätte die extreme Rechte 
„ein in sich höchst differenziertes, häu¬ 
fig durch ideologische Grabenkämpfe 
und persönliche Animositäten gepräg¬ 
tes Spektrum“ dargestellt. Dessen Ver¬ 
hältnis zum „Nationalsozialismus“ sei 
„durch temporäre, regionale und perso¬ 
nelle Bündnisse sowie bisweilen osten¬ 
tative Nähe, aber auch durch Distan¬ 
zierungsprozesse, Verwerfungen und 
unverhohlene Konkurrenzen gekenn¬ 
zeichnet“ gewesen (S. 9). Dass diese je¬ 
doch keinesfalls überbewertet werden 
dürfen, zeigen insbesondere die aussa¬ 
gestarken Beiträge über den Deutsch¬ 
völkischen Schutz- und Trutzbund (Uwe 
Lohalm/Martin Ulmer), die Deutschvöl¬ 
kische Freiheitspartei (Stefanie Schrä¬ 
der), die Gesellschaft zum Studium des 
Faschismus (Manfred Wichmann), die 
paramilitärischen Verbände der öster¬ 
reichischen Heim wehren (Martin Moll), 
die im Hintergrund wirkende Figur des 
thüringischen Politikers Max Robert 
Gerstenhauer (Alexandra Esche), die 
„Wegbereiterinnen“ Mathilde Luden¬ 
dorff (Annika Spilker) und Edith Salz¬ 
burg (Heidrun Zettelbauer). Jan-Philipp 
Pomplum und Alexander Graf kommen 
in ihren Analysen zweier südwestdeut¬ 
scher Freikorps beziehungsweise stu¬ 
dentischer Verbindungen zu der Schluss¬ 
folgerung, die biografischen Kontinuitä¬ 
ten hin zu den NS-Organisationen ließen 
nicht zu, sie als „Keimzellen“ der NS¬ 
DAP zu betrachten. Einige Beiträge be¬ 
handeln unter dem Stichwort „regiona¬ 
le Netzwerke“ die Karrieren führender 
NS-Funktionäre in den NSDAP-Gauen 
Südhannover-Braunschweig und Ost¬ 
hannover (Detlef Schmiechen-Acker- 
mann) sowie den Bund für Deutsche 
Kirche in der schleswig-holsteinischen 
Landeskirche (Hansjörg Buss). 

Bedauerlich ist, dass einige Vorträ¬ 
ge, die 2013 in Gelsenkirchen gehalten 
worden sind, nicht in den Band aufge¬ 
nommen worden sind oder, aus welchen 
Gründen auch immer, nicht gedruckt 
werden konnten. Immerhin wäre z.B. 
etwas zu erfahren gewesen über die so¬ 
genannten Alten Kämpfer der Berliner 
NSDAP, deren Herkunft und Milieu¬ 
zugehörigkeit in bildungsbürgerlichen 
Schichten zu verorten seien, ferner 
über das Verhältnis der hündischen Ju¬ 
gend zur Nazipartei, zu den Nazis in der 
Schwarzen Reichswehr oder auch zur 
Übertragung politischer Ideen in die 
christliche Religion. Schließlich mag er¬ 
staunen, dass nicht einmal ansatzweise 
über die geistige und politische Wegbe¬ 
reitung hinaus auf die ganz reale Förde¬ 
rung der NSDAP durch Großindustri¬ 
elle, Großagrarier, Reichswehr, Staats¬ 
beamte und Parteipolitiker geschaut 
worden ist. Ganz und gar verrannt dürf¬ 
ten sich allerdings die Herausgeber ha¬ 


ben, wenn sie glauben machen wollen, es 
ließe sich bis 1933 und auch noch in die 
Regimephase hinein bei den im Band 
thematisierten individuellen und kollek¬ 
tiven Wegbereitern „alternative“ (sic!) 
Strömungen feststellen, weshalb die NS¬ 
DAP nicht nur als Catch-All-Party, son¬ 
dern auch als Sammlungsbewegung ei¬ 
nes Milieus verstanden werden solle, das 
seine Heterogenität bewahrte (S. 18). 
Vielleicht darf ein Lapsus vermutet wer¬ 
den, da es im Tagungsbericht ausdrück¬ 
lich heißt, es sei von „alternativen fa¬ 
schistischen Strömungen“ geredet wor¬ 
den. Dies würde durchaus Sinn machen, 
nicht aber die nahe liegende Schlussfol¬ 
gerung, dass jene Kreise, deren „Hetero¬ 
genität“ die Herausgeber bewahrt sehen, 
nicht dem 1933/34 errichteten Diktatur¬ 
system zugeordnet und nicht als Nazis 
bezeichnet werden sollten. Demgegen¬ 
über hält es der Rezensent eher mit der 
These von Karl Heinz Roth, dass die 
fünf von ihm benannten Strömungen 
(der Jungkonservatismus, die milita¬ 
ristisch-nationalistischen Kampfbünde 
und Freikorps, die völkisch-rassistische 
Bewegung, der politisch-paramilitä¬ 
rische Arm des Hugenberg-Konzerns 
sowie der Stahlhelm - Bund deutscher 
Frontsoldaten und die Deutschnationa¬ 
le Volkspartei, der universalistisch-rech¬ 
te Rand des politischen Katholizismus) 
als unterschiedliche Ausprägungen des 
deutschen Faschismus zu deuten sind. 
Für die Zeit zwischen 1933 und 1945 
spricht er von „vielstimmigen Mitgestal¬ 
tern des deutschen Faschismus“. Gerade 
mit dem Blick in die Gegenwart schei¬ 
nen die überzogenen Differenzierungs¬ 
bemühungen jene zu stützen, die zwar 
offen faschistischen Ungeist zur Schau 
stellen, zugleich lautstark und inständig 
beteuern, man sei doch kein Nazi. 

Manfred Weißbecker 

Daniel Schmidt, Michael Sturm und Mas- 
similiano Livi (Hrsg.): Wegbereiter des 
Nationalsozialismus. Personen, Organi¬ 
sationen und Netzwerke der extremen 
Rechten zwischen 1918 und 1933 (= Schrif¬ 
tenreihe des Instituts für Stadtgeschich¬ 
te. Beiträge, Bd. 9), Klartext Verlag Essen 
2015, 290 S., ISBN 978-3-8375-1303-5, 
19,95 Euro 

Anmerkungen 

1 Joachim Petzold: Konservative Theoretiker 
des deutschen Faschismus. Jungkonservative 
Ideologen in der Weimarer Republik als geis¬ 
tige Wegbereiter der faschistischen Diktatur, 
Berlin 1978 und 2./1982. 

2 Siehe Dieter Fricke (Hg.) in Zusammenarbeit 
mit Manfred Weißbecker u.a.: Lexikon zur Par¬ 
teiengeschichte 1789-1945. Band I - IV. Die bür¬ 
gerlichen und kleinbürgerlichen Parteien und 
Verbände in Deutschland. PapyRossa Verlag 
Köln (2015). 

3 Lässt sich diese politisch motivierte Selekti¬ 
on noch erklären mit wie auch immer zu be¬ 
wertenden Aversionen gegen die Geschichts¬ 
wissenschaft in der DDR, so scheinen diese 
aberebensojenen Publikationen zu gelten,die 
in den alten Bundesländern aus der Feder von 
links orientierten Wissenschaftlern stammen 
(z.B. bleiben Reinhard Kühnls bündnistheore¬ 
tischen Überlegungen völlig außen vor) oder 
die nach der sogenannten Wende in den neu¬ 
en Bundesländern erschienen. 

4 Siehe den Tagungsbericht von Kathrin Bass 
und Astrid Mohr unter: http://hsozkult.ge- 
schichte.hu-berlin.de/index 

Gekürzte Fassung (Fußnoten), Vorabdruck 
aus den Marxistischen Blättern, Heft 3_2 016 
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Zäh wie Leder, flink wie Windhunde, hart wie Kruppstahl 

Jon Favreaus „Jungle Book“ will die Rückkehr zu den Ursprüngen - des Imperialismus 


E in kleiner Mensch, ein kleiner Jun¬ 
ge, verletzlich, fast nackt in unsi¬ 
cherer gefährlicher Umgebung, 
im indischen Dschungel. Dieser kleine 
Mensch ist physisch dramatisch unter¬ 
legen. Er ist nicht so schnell, nicht so 
stark, nicht so groß wie seine weit bes¬ 
ser mit Zähnen und Krallen bewaffnete 
Umgebung. Er ist ein Gehetzter. Stän¬ 
dig auf Leben und Tod. Und er entrinnt 
jedes Mal nur mit knapper Not. Den¬ 
noch setzt er sich durch. On the long 
run gewinnt er. Selbst Shir Khan, der 
Tiger, hat keine Chance. Mowgli, der 
Frosch, (Neel Sethi) besiegt die Stärks¬ 
ten. 

Die 2016er Version des „Dschun¬ 
gelbuchs“ von Jon Favreau besticht 
durch brillante Technik. Es ist praktisch 
nicht zu unterscheiden, wo die gefilmte 
Realität aufhört und wo die Animation 
anfängt. (Damit ist aber auch der An¬ 
spruch des Films, als Beleg für irgend¬ 
etwas gelten zu können, endgültig Ge¬ 
schichte. Die Manipulationsmöglich¬ 
keiten sind unendlich.) 

Aber wohin führt diese dem US- 
Actionfilm entlehnte Brillanz? Es gibt 
beeindruckende Bilder sprechender 
Wölfe, riesiger Elefanten, dahinrasen¬ 
der Büffel, grandioser Landschaften. 
Doch alles bleibt dunkel, unheimlich, 
bedrohlich; nichts strahlt Wärme aus. 
Zwar spricht ein superrealistischer 
schwarzer Panther mit menschlich-ver¬ 
ständigen Zügen formatfüllend in die 
Kamera, allerdings fehlt diesem zwar 
tierisch realistischen, aber menschlich 
konturlosen Baghira völlig die lässige, 
selbstironische Geschmeidigkeit, das 
distinguiert-britische Understatement. 
Er bleibt ein Panther (dazu kommt, 
Joachim Kröl ist als Synchronsprecher 
eine komplette Fehlbesetzung. Lei¬ 
der nicht er allein.) Zwar müht sich 
Balu, der tapsig-tolpatschige Bär, be¬ 
tont deutlich um Lockerheit, doch 
bleibt sein „Probier’s mal mit Gemüt¬ 
lichkeit“ zitathaft aufgesetzt. In dieser 
permanenten Hetzjagd auf Leben und 
Tod ist es allenfalls für Stachelschweine 
und Gürteltiere locker und gemütlich. 
Dafür sorgt schon ein brutal-entschlos¬ 
sener Shir Khan, ein schmutzig-mäch¬ 
tiger Tiger mit vernarbtem Gesicht, 
dessen Vorbilder aus einem Splatter- 
movie von George A. Romero entflo¬ 
hen zu sein scheinen. Shir Khan hat 
sich geschworen, keine Menschen im 
Dschungel zuzulassen. Noch ist Mowgli 
ein Kind. Aber bald wird er erwachsen 
werden. 

Favreau präsentiert ein US-ame¬ 
rikanisches Weltbild, das zunehmend 
auch das europäische, das deutsche 
wird: Die Welt ist ein unsicherer Ort. 
Überall lauern Gefahren, Hinterhal¬ 
te, Angriffe, Feinde. Das Leben ist ein 
ständiges Fressen und Gefressenwer¬ 
den. Überleben ist nur den Starken 
möglich, jenen, die ihre Feinde besie¬ 
gen können. Der permanente Kampf 
wird zur einzig möglichen Existenz¬ 
form. Es ist das imperialistische Welt¬ 
bild schlechthin. Die Explosion der Ge¬ 
walt und Brutalität, das Hohelied auf 
die Supermänner und Superfrauen auf 
allen Leinwänden und Kanälen, spricht 
für sich. 

Der britische Autor Rudyard Kip¬ 
ling hatte diese Erzählungen 1894 (das 
erste Dschungelbuch) und 1895 (das 
zweite Dschungelbuch) veröffentlicht. 
Seit 1877 trug Queen Victoria den Titel 
„Empress of India“ der britische Impe¬ 
rialismus stand in seinem Zenit. Kipling 
darf, ohne ihm zu nahe zu treten, als 
einer seiner bedeutendsten Propagan¬ 
disten betrachtet werden. Konsequen¬ 
terweise bekam er 1907 als erster Brite 
den Literaturnobelpreis. Seinen Kultur- 
und Zivilisationsimperialismus hat er 
in seinem Gedicht „The White Man’s 
Bürden“ (1899) in klassische Form ge¬ 
bracht. 

„... Ergreift des weißen Mannes Bürde 
und erntet seinen typischen Lohn: 
den Tadel derer, die ihr bessert, 
den Hass derer, die ihr beschützt 
den Schrei der vielen, die ihr lockt 
(ah, langsam!) hin zum Licht: 

„ Warum habt ihr uns aus der 


Knechtschaft befreit, 
aus unserer geliebten ägyptischen 
Linsternis? ... “ 

Die Bürde eines großartigen globalen 
Zivilisationsprogramms, welches, da¬ 


Überleben in einer feindlichen Welt. 

mals noch ungehemmt rassistisch, „der 
Weiße Mann“, heute, PR-geglättet, die 
„westliche Wertegemeinschaft“, ohne 
Not auf sich nimmt, erntet als „typi¬ 
schen Lohn“ den „Schrei“, den „Tadel“ 
und den „Hass“ derer, die, statt „zum 
Lichte“ westlicher Kultur, zurück in 
ihre „geliebte ägyptische Finsternis“ 
streben. Die jahrhundertealte Aktu¬ 
alität von Kiplings imperialem Ras¬ 
sismus macht deutlich, wie sich ganze 
Generationen herzhafter Imperialisten 
im Geiste Kiplings als die verkannten, 
armen Schweine der Weltgeschichte 
begriffen haben dürften. Der Opfer¬ 
mythos ist ein kriegswichtiges Gut, 
welches in Divisionen gewogen wird, 
wusste schon Goebbels. 

So ist auch die Fabel des Kindes 
im indischen Dschungel, welches von, 
natürlich, Wölfen gerettet und groß 
gezogen wird, alles andere als eine 
unbefangen-lustige Kindergeschich¬ 
te. Kiplings „Dschungelbuch“ strotzt 
nur so von verkniffen-staubtrockener 
viktorianischer Pädagogik, inklusi¬ 
ve Prügelstrafe. Sein Dschungel (des 
Lebens) ist alles andere als ein natur¬ 
wüchsiger Ort. Er ist in seiner ausge¬ 
feilten Gesetzlichkeit ein Abbild bri¬ 
tischen Legalismus, um dessen Beach¬ 
tung es primär in der Geschichte geht. 
Es ist „das Gesetz des Dschungels“, 
welches Mowgli von den Wölfen(der 
kolonialen Funktionselite), von Ba- 
gheera und vor allem Baloo (Kiplings 
Schreibweise) und von der im Buch 
auf der Seite der Guten positionierten 
Felsenpython Kaa beständig einge¬ 
bläut. Mowglis Überlebensfähigkeit, 
sein Entwicklungsstand bemisst sich 
danach, inwieweit er „die Meisterwor¬ 
te“ welche er - klassisch - beständig 
auswendig lernen und aufsagen muss, 
verstanden und verinnerlicht hat. 

Zwar steht in dieser Welt des Fres¬ 
sens und Gefressenwerdens der Tiger 
an der Spitze der Nahrungskette. Shir 
Khan ist für alle eine potentielle Exis¬ 
tenzbedrohung. Allerdings eine ak¬ 
zeptierte. Es ist die Natur des Tigers, 
ein Killer zu sein. Worum es geht, ist, 
den Killer zu killen. Was Mowgli im 
Buch auch mit Hilfe der Büffel ge- 
lingt. 

Kiplings ganze Verachtung hinge¬ 
gen gilt den Affen, den Bandar-log, 
die sich einen Dreck um irgendwel¬ 
che Gesetze scheren. Er wendet eine 
Menge Tinte auf, um die chronische 
Unfähigkeit des anarchischen Affen¬ 
staates zu beschreiben irgendetwas 
wie eine ziel- und zweckgerichtete 
Handlung umzusetzen. Hedonisti¬ 
sche Affen, die sich dem Regime von 
Befehl und (Kadaver-)Gehorsam no¬ 


torisch verweigern, erscheinen der 
viktorianischen Disziplin- und Prü¬ 
derie-Gesellschaft so ziemlich als die 
Ausgeburt der Hölle. 

Der Stoff ist einige Male verfilmt 
worden. Die bekannteste Version dürf¬ 


te der 1967er Disney-Film von Wolf¬ 
gang Reitherman sein. Kurz zuvor war 
eine sowjetische Variante von Roman 
Dawydow erschienen. Sie gilt bis heute 
als die authentischste Verfilmung. Aber 
im Kalten Krieg ging es natürlich nicht 
um Authentizität, sondern darum, die 
Russen propagandistisch an Lockerheit 
und Easy Living auszustechen. Daher 
verwandelten Disney/Reitherman die 
ganze viktorianische Verbissenheit in 
ihr komplettes Gegenteil. Swinging 
London. Eine jazzlastige Uup-huupie- 
doo-Lockerheit, weit entfernt von je¬ 
dem pädagogischen Rohrstock. Shir 


Dreierpack 

Böhmermann, Merkel, Erdogan: Hier 
bemühen sich drei Widerlinge auf die 
ihnen jeweils eigene Weise, König aller 
Kotzbrocken zu werden. 

Böhmermann: Schmäht den „Sul¬ 
tan“ infantil vulgär einen Sodomisten, 
statt ihn politisch zu beleidigen. Zwi¬ 
schen ihm, dem Blödler, und richtigen 
Satirikern wie Georg Schramm, Max 
Uthoff oder Claus von Wagner liegen 
Welten. Nun steht er aber im Geldregen, 
das bringt nun mal ein hoher Bekannt¬ 
heitsgrad für einen Showmenschen mit 
sich, auch wenn der „Ruhm“ auf einem 
Griff in die Kloake beruht. Was sagt das 
aus über unser Land, seine Medien, sei¬ 
ne Kultur, seine (Wirtschafts-)Eliten? 

Merkel: Die Kanzlerin hatte, kaum 
war das Schmähgedicht veröffentlicht, 
nichts Eiligeres zu tun, als den türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Davutoglu 
telefonisch ihrer Entrüstung zu versi¬ 
chern. Sie erniedrigte sich aus Sorge, 
den wichtigsten Mittäter bei ihrer inhu¬ 
manen Asylpolitik zu verlieren. Ekel¬ 
haft. 

Zwar goutiert der gemeine frem¬ 
denfeindliche deutsche Spießer die 
Abschottung gegenüber „zu vielen“ 
Kriegsflüchtlingen. Aber dass die Kanz¬ 
lerin sich dazu die Komplizenschaft des 
„Sultans“ erkaufte, passt dem Spießer 
auch wieder nicht. Merkel erntete die 
miesesten Umfragewerte ihrer Regie¬ 
rungszeit, weil sie Erdogans Strafverfol¬ 
gungsbegehren nach § 103 StGB statt¬ 
gab. Zwei Drittel der vom Meinungsfor¬ 
scher Emnid Befragten fanden Merkels 
Entscheidung falsch. Mehr als zehn Pro¬ 
zent hatten nicht einmal zu diesem sim¬ 
plen Fall irgend eine Meinung. Hat eine 
solche Momentaufnahme Aussagewert 
bezüglich des künftigen Wahlverhal¬ 
tens? Nein. Was sagt das aus über unser 


Khan blieb zwar latent gefährlich, be¬ 
kam aber die elegant-snobistischen 
Züge eines blasierten britischen Adli¬ 
gen. Wenn man mordet, dann mit Stil. 
Und natürlich konnte hier die Affen¬ 
bande keine wirklichen Negativfiguren 


mehr sein. Als Sprecher für King Lou- 
ie soll Louis Armstrong im Gespräch 
gewesen sein. Auch der deutsche Syn¬ 
chronsprecher Klaus Havenstein ent¬ 
wickelte erstaunliche Jazz-Fähigkei¬ 
ten, die aus dem bananenschießenden 
King Louie einen ziemlich coolen Typ 
machten. Als Ausgleich gewissermaßen 
musste die Python die Seite wechseln. 
Aus dem Retter, der Mowgli aus dem 
Gefängnis der Affen befreit, wurde nun 
„die Schlange Kaa“, die durch ihre hyp¬ 
notischen Fähigkeiten besticht und in 
ihrem Scheitern vor allem unfreiwillig 
komisch wirkt. Ebenso komisch ist nun 


Land, seine politische Kultur und den 
politischen Bildungsgrad seiner Bürger? 

Erdogan: Längst Gewaltherrscher. 
Am 8. April erklärte er nach dem Frei¬ 
tagsgebet in Istanbul, er werde allen 
regimekritischen nicht-türkischen Bür¬ 
gern - hauptsächlich also widerstän¬ 
digen Kurden, aber auch deren tür¬ 
kisch-stämmigen Unterstützern - die 
Staatsbürgerschaft aberkennen. Solche 
Maßlosigkeit passt zum Bürgerkrieg, 
den dieser Erzfaschist im vorigen Jahr 
wieder entfacht hatte, weil vor allem 
Kurden seine Drecksgeschäfte mit den 
IS-Kopfabschneidern im benachbarten 
Syrien gewaltsam gestört hatten, in¬ 
dem sie gegen die IS-Terroristen in der 
syrisch-türkischen Grenzregion zum 
Kampf antraten. Das traf den blühen¬ 
den IS-Ölhandel mit Erdogans Famili¬ 
enclan und dessen Waffenschiebungen 
nach Syrien empfindlich. Erdogan, rach¬ 
süchtig, ordnete mörderische Militäro¬ 
perationen in der Südosttürkei an und 
ließ dort tausende Menschen von tür¬ 
kischen Sondereinheiten abschlachten. 

Edogans vom Freitagsgebet inspi¬ 
rierte Unmenschlichkeit: Nach interna¬ 
tionalem Recht hat jeder Mensch An¬ 
spruch auf Bürgerschaft und Schutz sei¬ 
nes Staates. Weltweit gibt es trotzdem 
mehr als 10 Millionen Staatenlose: 4,5 
Millionen Palästinenser, 1 Million bur¬ 
mesische Muslime, 700 000 Flüchtlinge 
aus Burkina Faso, 500 000 Thais und 
270 000 Russen in Litauen. Die staaten¬ 
los gemachten Roma und viele weite¬ 
re Afrikaner sind hier nicht aufgeführt, 
weil ich kein Zahlenmaterial über die¬ 
se Ärmsten finden konnte. Staatenlosig¬ 
keit bewirkt ein Leben ohne Schulerzie¬ 
hung, Gesundheitsvorsorge, ordnungs¬ 
gemäße Beschäftigung. Ein Leben ohne 
Bewegungsfreiheit, ohne Rechte, ohne 


auch Hathi, der vom wilden Elefanten 
zum very british skurrilen Oberst ei¬ 
ner „Dschungelpatrouille“ mutierte. 
Das Happy End inklusive kalkuliert¬ 
bezaubernder Dorfschönheit jedenfalls 
steht während des ganzen Films völlig 
außer Frage. 

Ganz anders nun 2016. Die kultu¬ 
relle Umwälzung der letzten 50 Jahre, 
die mit Jon Favreaus düsterer Neu¬ 
bearbeitung aufscheint, könnte kaum 
krasser sein - weg von einem korpo¬ 
rativen Kapitalismus, der sich ange¬ 
sichts der Systemherausforderung um 
den Anschein der Menschlichkeit und 
Zivilisiertheit bemüht, hin zum offen 
propagierten, kriegerisch-neoliberalen 
Sozialdarwinismus, der Humanismus 
als Gutmenschentum verachtet. Es ist 
ein Backlash zurück zu Kipling und in 
seiner Brutalität und Bildmächtigkeit 
deutlich darüber hinaus. Nicht nur der 
Opfer-, auch der Heldenmythos wird 
in Divisionen aufgewogen: Freigabe ab 
6 Jahre (!). Mowgli ist von einem ver¬ 
letzlichen Kind zu einem Actionhel¬ 
den mit übermenschlichen Fähigkei¬ 
ten, einer Art Dschungel-Supermann 
mutiert. Ein harter Typ, der trotz stän¬ 
diger Flucht und Lebensgefahr nie¬ 
mals aus der Fassung gerät oder gar 
verzweifelt, sondern immer für alles 
und jedes eine Lösung weiß. Er hat die 
klassischen „Tugenden“ imperialer Er¬ 
oberer, besser ihres Fußvolks: „Rank 
und schlank, flink wie Windhunde, zäh 
wie Leder, hart wie Kruppstahl“, und er 
fällt natürlich nicht, wie vor 50 Jahren, 
auf irgendeine Tussi herein. Die post¬ 
sozialistische, neoliberal-bellizistische 
Wirklichkeit des 21. Jahrhunderts er¬ 
laubt kein Innehalten, keine Reflexi¬ 
on, keinen Zweifel, sie fordert die be¬ 
dingungslose Selbstunterwerfung un¬ 
ter ihre Imperative. Sie fordert,,,The 
White Man’s Bürden“, den Kampf in 
Permanenz, „... zäh wie Leder, hart 
wie Kruppstahl“. Favreau gebührt das 
Verdienst, uns das noch einmal in al¬ 
ler Deutlichkeit vorgeführt zu haben. 
Die Begeisterung allerdings hält sich in 
Grenzen. Klaus Wagener 


Hoffnung, ohne Zukunft. Dieses Elend 
will der korrupte Niederträchtige im 
Präsidentenpalast in Ankara nun wei¬ 
teren fünf Millionen Menschen ange¬ 
deihen lassen. 

Was sagt es über unsere Berliner 
Regierung aus, dass sie ein solches 
Prachtexemplar von Unappetitlichkeit 
zu einer Schlüsselfigur ihrer ohnehin 
abstoßend aggressiven Nahost-Politik 
gemacht hat? 

Konjunktive und Mutmaßungen: 
Wäre die Kanzlerin souverän, so hät¬ 
te sie zu Böhmermanns kindischen 
Schweinigeleien den Mund gehalten. 
Sie hätte Erdogans Wunsch, nach § 103 
strafverfolgen zu lassen, mit dem Hin¬ 
weis beantwortet, der Herr Präsident 
habe doch bereits einen Strafantrag 
nach § 185 StGB wegen Beleidigung bei 
der Mainzer Staatsanwaltschaft gestellt. 
Das müsse genügen. Der Rest sei Sache 
der deutschen Justiz. 

Vermutlich baut die Kanzlerin auf 
die Staatsanwaltschaft Mainz und deren 
rheinland-pfälzischen Boss, den SPD- 
Justizminister Robbers. Die könnten 
nach einer Anstandspause das Verfah¬ 
ren gegen Böhmermann bei Zahlung ei¬ 
ner Geldbuße einstellen. Oder, im Falle 
der Anklageerhebung, im Prozess eine 
Geldbuße fordern, wie das in einem nor¬ 
malen Verfahren wegen Beleidigung üb¬ 
lich ist. Durchaus denkbar, dass Union 
und SPD unter der Hand einen solchen 
Deal bereits verabredet haben. Auf die 
SPD war hinsichtlich ihrer Bereitschaft 
zu demonstrativer Rückgratlosigkeit 
noch immer Verlass. 

Und Böhmermann? Zu dem selbst 
fällt mir einfach nichts weiter ein. Nur 
eine seinen Fall betreffende rhetorische 
Frage, zum Fenster hinausgerufen: Ha¬ 
ben wir keine anderen Sorgen? 



Kommentar von Volker Bräutigam 
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Die Träume haben sich nicht erfüllt 

Vor 100 Jahren scheiterte der Osteraufstand in Irland 


D ie Paukenschläge und die Flö¬ 
tenklänge sind verhallt, die vie¬ 
len grün-weiß-orangenen und 
wenigen roten Fahnen eingerollt - 
die irische Insel ist nach dem wegen 
des frühen Osterzeitpunkts eigentlich 
mehrere Wochen vor der Zeit gefeier¬ 
ten „Jahrhundert-Ereignis“ wieder zum 
Alltag übergegangen. 

Die Kommentare in der Presse zu 
den Feierlichkeiten anlässlich des 100. 
Jahrestages des Osteraufstandes wi¬ 
chen sehr schnell der journalistischen 
„Normalität“: 

Wie viele Arbeitsplätze wird die 
bevorstehende Abwicklung von „Bri¬ 
tish Steel“ in England auf der „Zu¬ 
liefererinsel“ Irland vernichten? War 
die Entlassung, die 1 000 Arbeiter als 
„Ostergeschenk“ von Shorts/Bombar¬ 
dier in Belfast erhielten, der Anfang 
vom Ende der ältesten und lange Zeit 
größten Flugzeugfabrik der Erde? Wie 
lange wird die Werft Harland & Woolf 
noch existieren, bei der zwei Wochen 
vor Ostern ein Drittel der Belegschaft 
die Kündigung erhielt und die jetzt ge¬ 
rade noch 120 Leute beschäftigt? 

Die Frage, ob, und wenn ja, welche 
Bedeutung der Aufstand heute hat, er¬ 
fordert einen Exkurs in die Vergangen¬ 
heit. 

Gleich vorweg: Der Osteraufstand, 
organisiert und vorbereitet von der 
Irisch-Republikanischen Bruderschaft 
bzw. deren Militärrat und von den 
Truppen der britischen Kolonialmacht 
brutal niedergeschlagen, war keine so¬ 
zialistische Revolution, wie ihn gern 
auch heißblütige Freunde der grünen 
Insel auf der ganzen Welt als eine sol¬ 
che - zumindest als den Versuch einer 
solchen - darzustellen versuchen. Er 
war auch nichts Irland-Spezifisches, 
sondern Teil eines weltweit stattfin¬ 
denden Aufbegehrens gegen die kolo¬ 
niale Unterdrückung kleiner Nationen 
durch die großen, durch Aussaugen „ih¬ 
rer“ Kolonien reich gewordenen Staa¬ 
ten. In Irland fand dieses Aufbegehren 
später statt als anderswo auf der Erde. 
Dies lag an der lange intakt gebliebe¬ 
nen Feudalstruktur der Gesellschaft, 
an der langsamen, nur in Teilen des 
Landes fortschreitenden Entwicklung 
des Kapitalismus und am starken Ein¬ 
fluss der Religion. Die katholische Kir¬ 
chenobrigkeit predigte ihren Gläubi¬ 
gen - großenteils anti-englische Iren - 
immer eine „brave“ Haltung, pflegte, 
oft unter großen Schwierigkeiten, die 
alten Traditionen und die Landesspra¬ 
che, aber Angriffe, besonders gewalttä¬ 
tige, gegen die Herrschenden waren nie 
ihr Plan, fanden keine Unterstützung. 
„Gib Gott, was Gottes, gib dem Kaiser, 
was des Kaisers ...“ 

Irland war längere Zeit Kolonie als 
irgendeine andere Nation. Seit 1690 
mit der Schlacht am Boyne-Fluss die 
endgültige Unterwerfung durch die 
Truppen Cromwells besiegelt wurde, 
regierte die Krone ihren „Lieblings¬ 
kartoffelacker“ mit eiserner Faust. Und 
wo Druck ist ... seitdem gab es immer 
wieder Versuche der landlos gewor¬ 
denen Bauern, der Entrechteten, der 
Hungernden, sich der Großmacht zu 
widersetzen. Diese waren oft isoliert 


voneinander, spontan und ohne jede 
Aussicht auf Erfolg. Das vollkommene 
Fehlen von Transport- und Kommuni¬ 
kationsmitteln, die gnadenlose Armut 
der Menschen und die fehlende Bil¬ 
dung ließen organisierte Rebellion 
nicht zu. Ein Beispiel, das den Zustand 
des Landes verdeutlichen mag: Auf den 
Blasket-Inseln vor der Westküste gab 
es bis zum Wegzug der letzten Bewoh¬ 
ner in den 50er Jahren des 20. (!) Jahr¬ 
hunderts nie ein Fahrrad oder ein Auto. 

Der erste wirklich organisierte und 
breit bekannt gewordene Versuch, die 
verhassten Besatzer loszuwerden, ließ 
gut hundert Jahre auf sich warten Die 
„United Irishmen“ (Vereinte Iren), 
eine Gruppe von Intellektuellen um 
Theobald Wolfe Tone und Henry Joy 
McCracken, legten mit dem Aufstand 
von 1798 die Grundlage für landeswei¬ 
te Unruhe. Die Anführer, meist aus der 
besitzenden Schicht kommende Leu¬ 
te, wurden von der Obrigkeit, der sie 
entstammten, geschlachtet - bis heute 
hängt an dem Gebäude in Belfast, in 
dem McCracken öffentlich enthauptet 
wurde, eine Erinnerungstafel. 

Der Fortschrittlichste unter den 
Anführern des Osteraufstands, James 
Connolly, maß der heute weitgehend 
vergessenen Rebellion von 1798 gro¬ 
ße Bedeutung zu. Sein wohl wichtigs¬ 


tes Buch „Die Arbeit in der irischen 
Geschichte“ (Labour in Irish History) 
widmet dem Aufstand mehrere Kapitel 
und er wies immer wieder auf die Be¬ 
deutung der demokratischen Prinzipi¬ 
en der Aufständischen und ihrer Ideen 
hin, die man mit „Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit“ umschreiben kann. 

Nach der Niederschlagung der Re¬ 
bellion von 1798 sollte es wieder gut 
hundert Jahre dauern, bis die Wut über 
die bittere Armut, der Hass auf die Ko¬ 
lonialmacht und deren Unterdrückung 
jeglicher Art „nichtbritischer Kultur“, 
der alten Landessprache und auch der 


ausübung der katholischen Religion in 
das umschlugen, was wir als Osterauf¬ 
stand kennen. 

Auf halbem Weg dazwischen ereig¬ 
nete sich eine außerhalb Irlands we¬ 
nig bekannte Katastrophe, deren tiefe 
Wirkung auf das Bewusstsein der Men¬ 
schen selten richtig bewertet wird: Die 
Periode des „großen Hungers“ (Great 
Famine) zwischen 1847 und 1850. 

Nach zwei durch Kartoffelfäule 
vollkommen fehlgeschlagenen Ernten 
bei gleichzeitiger Weigerung der (gro¬ 
ßenteils englischen) Grundbesitzer, die 
Getreidespeicher für die Hungernden 
zu öffnen und auch nur vorüberge¬ 
hend den Export dringend benötigter 
Nahrungsmittel zu stoppen, verlor Ir¬ 
land gut die Hälfte seiner Bevölkerung 
durch Auswanderung oder Hungertod. 
Es gibt keine Gegend auf der Insel, wo 
nicht bis heute grausame Spuren die¬ 
ser Zeit zu sehen sind: Massengräber, 
Friedhöfe, auf denen verhungerte Kin¬ 
der verscharrt wurden, die „Lazy beds“, 
im Moor mit den Händen aufgeworfe¬ 
ne Schollen, in denen die Menschen 
verzweifelt versuchten, irgendwelche 
Nahrungsmittel anzubauen. 

Die „Famine“ hat wie kein anderes 
Ereignis in der Geschichte das antieng¬ 
lische Denken der Menschen in Irland 
erzeugt und befördert. 


Als am 24. April 1916 die Irish Vo- 
lunteers (Irische Freiwillige) und die 
Citizen’s Army(Bürgerarmee) eine 
Reihe von Gebäuden in Dublin und in 
anderen Städten besetzten, in der Du- 
bliner Hauptpost ihr zentrales Quar¬ 
tier einrichteten und die Erklärung 
des siebenköpfigen Militärrats der 
provisorischen Regierung „Poblacht 
na hEireann“ (An das irische Volk) 
durch den Dichter Padraig Pearse ver¬ 
lesen wurde, waren zwei Dinge klar: 
Der Aufstand konnte nicht erfolgreich 
sein, aber auch: Die nachfolgende Pe¬ 
riode der Unruhe, das wachsende Be¬ 
wusstsein, dass es so nicht weitergehen 
könne, würden der Anfang vom Ende 
britischer Kolonialherrschaft auf der 
irischen Insel sein. 

Sowohl zahlenmäßig wie auch von 
der Bewaffnung waren die Rebellen 
der Besatzerarmee hoffnungslos un¬ 
terlegen. Die wenigen Gewehre - vie¬ 
le davon veraltet - und Pistolen wa¬ 
ren der schweren Atillerie, die gegen 
die besetzten Gebäude aufgefahren 
wurde, nicht gewachsen. Die „Four 
Courts“(Gerichtsgebäude) wurden so¬ 
gar von den Engländern bombardiert. 
Die einzige Stärke gegenüber der Ko¬ 
lonialmacht, die sich vor allem in den 
folgenden Jahren des Bürgerkriegs als 
schwerwiegend erweisen sollte, war die 
Unterstützung der Aufständischen, be¬ 
sonders im Umland bei der ländlichen 
Bevölkerung, „save houses“ (sichere 
Häuser) und materielle Unterstützung 
seitens selbst sehr armer Menschen. 
Von Kritikern wurde die Aktion als 


putschistisch und vorschnell bezeich¬ 
net. Diese Argumentation lehnte Le¬ 
nin, der sich in einem Aufsatz mit dem 
Osteraufstand beschäftigte, vehement 
ab, von Putsch könne man nur spre¬ 
chen, wenn ein Aufstand keine Unter¬ 
stützung im Volk habe. 

Es dauerte eine Woche, bis der Os¬ 
teraufstand niedergeschlagen war. Alle 
seine Anführer wurden hingerichtet, 
unter ihnen auch der erklärte Marxist 
James Connolly. Er konnte nicht er¬ 
folgreich sein, weil die mittlerweile im 
hochindustrialisierten Norden starke 
und gut organisierte Arbeiterbewegung 
und ihre Gewerkschaften ihre Unter¬ 
stützung versagten, bestenfalls halb¬ 
herzige Sympathie zeigten. Auch die 
schwache und schlecht organisierte Ar¬ 
beiterklasse des Südens war nicht zur 
Unterstützung der Ziele des Aufstandes 
zu gewinnen und - in dieser Situation 
wohl am wichtigsten - die englischen 
Gewerkschaften zeigten großenteils 
die kalte Schulter. Der Zusammen¬ 
hang zwischen antikolonialem Kampf 
und Kampf für die Befreiung der Ar¬ 
beiterklasse war zu diesem Zeitpunkt 
selbst fortschrittlichen Führern der Ar¬ 
beiterbewegung nicht oder nicht ausrei¬ 
chend bewusst. James Connolly - von 
britischen Sozialisten wegen seiner Un¬ 
terstützung des Aufstandes kritisiert - 


sagte wenige Stunden vor seiner Hin¬ 
richtung zu seiner Tochter Nora: „Die 
werden nie verstehen, warum ich hier 
bin. Sie vergessen, dass ich Ire bin.“ 

Es sollte fünfzig Jahre dauern, bis 
die Arbeiterbewegung den Osterauf¬ 
stand als das erkannte und würdigte, 
was er war: Fanal - wenn auch vielleicht 
zu früh gekommen - für das endgülti¬ 
ge Ende der kolonialen Supermacht 
England. Dieses späte Verstehen ist 
ohne den Schatten eines Zweifels das 
Verdienst der irischen Kommunisten. 
Die 70 000 Menschen, die am 18. April 
1966 hinter dem Banner des Gewerk¬ 
schafts-Dachverbandes und den Fah¬ 
nen der Einzelgewerkschaften zum 50. 
Jahrestag des Osteraufstandes demons¬ 
trierten, wurden im wahrsten Sinne des 
Wortes von den Genossinnen und Ge¬ 
nossen der CPI (Communist Party of 
Ireland) angeführt. Ein historisches 
Foto, in der vergangenen Woche von 
der KP-Wochenzeitung „Unity“ repro¬ 
duziert, zeigt die erste Reihe, in der aus¬ 
schließlich Kommunisten zu sehen sind: 
Andy Barr, Betriebsratsvorsitzender 
auf der Werft Harland & Wolff, Sean 
Morrissey, ebenfalls dort Betriebsrat, 
Lankes Noakes, Arbeitervertreter bei 
Bombardier, Jimmy Stewart, dem der 
DDR-Schriftsteller Walter Kaufmann 
Jahre später den Roman „Wir lachen, 
weil wir weinen“ widmete, und viele an¬ 
dere. Vor ihnen ging Betty Sinclair. Die 
Arbeiterin und Betriebsrätin in Irlands 
größter Leinenspinnerei war damals 1. 
Sekretärin des Gewerkschaftsverbands 
und sollte eine der Hauptrednerinnen 


bei der Kundgebung sein. Dies wurde 
vom nationalistischen „Verband Gä- 
lischer Sportarten“ (GAA) in letzter 
Minute verhindert, die Verbandsobe¬ 
ren drohten, den Kundgebungsort - das 
Stadion - zu schließen, wenn auf sei¬ 
ner „heiligen Erde“ eine Kommunistin 
spreche.* 

Die Jahrhundertfeiern von 2016 wa¬ 
ren anders, jedenfalls die meisten. Von 
Politikerreden dominierte Festakte, bei 
denen die neuen Herren den geladenen 
Gästen ihre jeweilige Interpretation 
von staatstreuem Nationalismus nahe¬ 
zubringen versuchten. Der irische Prä¬ 
sident Michael D. Higgins in Dublin bei 
der Hauptveranstaltung: „Die Führer 
der Rebellion von 1916 waren voraus¬ 
schauende Denker, selbstlose Frauen 
und Männer, die alle Risiken auf sich 
nahmen, um sicherzustellen, dass die 
Kinder Irlands in Zukunft in Freiheit 
leben können und ihren gerechten An¬ 
teil am Reichtum der Nation genießen 
... Lasst uns dieses beste Versprechen 
von 1916 neu beleben: Auch die kom¬ 
menden Generationen sollen in Frei¬ 
heit im wahrsten Sinne des Wortes le¬ 
ben - Freiheit von Armut, Freiheit von 
Gewalt und Unsicherheit, Freiheit von 
Angst.“ (Übers. H. G.-B.) 

Diese Freiheit sieht im Irland von 
2016, dem der ehrenwerte Präsident 
vorsteht, etwa so aus: 

★ Jeder vierte Bewohner der irischen 
Insel lebt laut Statistik in Armut, bei 
Kindern ist es jedes zweite. 

★ Das Gesundheitswesen steht sowohl 
in Nordirland als auch in der Republik 
vor dem Zusammenbruch, die Warte¬ 
zeiten auf Betten und lebensnotwen¬ 
dige Operationen sind die längsten in 
Europa. 

★ Gewalt gegen Frauen hat laut Poli¬ 
zeiangaben das Stadium einer akuten 
Krise erreicht. 

★ Die Studiengebühren an den Univer¬ 
sitäten liegen bei etwa 5 000 Euro pro 
Jahr, das ist Weltspitze. 

★ Kindersterblichkeit steigt, die Le¬ 
benserwartung sinkt, sie liegt im Mo¬ 
ment fast fünf Jahre unter der der Men¬ 
schen auf Kuba. 

★ Jeder zweite Bewohner Irlands unter 
25 Jahren möchte das Land verlassen, 
so die Statistik. 

Eine der „anderen“ Veranstaltun¬ 
gen zum 100. Jahrestag des Osterauf¬ 
stands fand in Belfast statt. Viel klei¬ 
ner als vor fünfzig Jahren, aber von 
Menschen besucht und organisiert, die 
nicht bereit sind, ihre Zukunft den Pre¬ 
digern des staatstreuen Nationalismus 
unter den Fittichen der EU zu überlas¬ 
sen. Mehrere hundert meist junge Ge¬ 
werkschafter zogen in den Westen der 
Stadt, der Urenkel von James Connolly 
sprach zu ihnen - und der neugewähl¬ 
te Präsident des Gewerkschaftsdach¬ 
verbandes ICTU, Brian Campfield, 
der eine Connolly-Statue enthüllte. Er 
sagte uns: „Die Träume Connollys, dass 
der Aufstand von 1916 zu einer besse¬ 
ren, letztendlich einer sozialistischen 
Gesellschaft führen würde, haben sich 
nicht erfüllt. So gesehen ist die Rebel¬ 
lion „unfinished business“, eine unvoll¬ 
endete Aufgabe. Diese ist schwer, kann 
nur von uns zu Ende gebracht werden. 
Im existierenden System lässt sich das 
nicht machen.“ Brian Campfield ist - 
das lässtt sich unschwer erraten - Kom¬ 
munist. Hermann Glaser-Baur 

★ Beim UZ-Pressefest wird es erstmalig 
in Deutschland eine Ausstellung über 
Betty Sinclair geben, am Stand der KP 
Irlands werden Dokumente und Fotos 
der Textilarbeiterin und Kommunistin 
gezeigt, auch die von irischen Gewerk- 
schafterinnen verfasste Broschüre „A 
woman's fight for socialism“ wird dort 
zu haben sein. 

Leseempfehlungen: 

Thomas Metscher: „The Marxism of 
James Connolly“ 

Herausgegeben von der KP Irlands-er- 
hältlich beim UZ-Pressefest 
Priscilla Metscher:„James Connolly und 
die erweiterte Klassenpolitik des Jah¬ 
res 1916“ 
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Samstag, 21. Mai, 19 Uhr, Nürnberg 
17 Uhr Irisches Abendessen, 

Stadteilladen Schwarze Katze im KOMM e.V., 

Untere Seitenstraße 1, Gostenhof 

Easter Rising - Irischer Widerstand gestern und heute 


Am Ostermontag vor hundert Jah¬ 
ren versuchten irische Republikaner 
durch einen Aufstand die Unabhän¬ 
gigkeit Irlands von Großbritannien zu 
erzwingen. Die brutale Niederschla¬ 
gung der Unruhen und die stand¬ 
rechtliche Exekution der Anführer 
führten zu einem Flächenbrand, der 
schließlich im irischen Unabhängig¬ 
keitskrieg 1919-1921 gipfelte. Seit¬ 
dem wurde es nicht mehr ruhig auf 
der grünen Insel. 

Den Kampf der IRA in den folgenden 
Jahrzehnten verbinden die meisten 
damit. Doch wie sah es mit den fort¬ 
schrittlichen Bewegungen außerhalb 


der IRA aus? Was passierte seit dem 
„Karfreitagsabkommen“ genannten 
Ende des militärischen Konflikts? Und 
was hat es mit dem Protest gegen die 
Erhöhung der Wassergebühren auf 
sich, die auch hierzulande in den Me¬ 
dien aufgegriffen wurden? 

Wirfreuen uns sehr zu diesemThema 
unseren irischen Genossen Hermann 
Glaser-Baur zu begrüßen, der uns 
nicht nur von der Geschichte des iri¬ 
schen Widerstands, sondern auch von 
dessen aktueller Praxis erzählen wird. 

Vor der Veranstaltung wird es ein iri¬ 
sches Abendessen geben. 
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Shakespeares Menschen in schlechter Gesellschaft 

Vor 400 Jahren starb William Shakespeare. Seine Gestalten leben • Von Dietmar Dath 



P räzision und Mehrdeutigkeit hält 
man für Gegensätze. In Shakes¬ 
peares Sprache aber sind beide im¬ 
mer da, und nehmen einander doch nie 
den Atem. Selbst simpelste Wortfolgen, 
etwa das grausige „the Tower, the Tow¬ 
er“ im Stück über Heinrich den Sechsten, 
sind bei ihm nicht etwas das bloße Ge¬ 
genteil, sondern die verstärkende zweite 
Stimme zum Reichtum kompliziertester 
Satzkonstruktionen. Bei Shakespeare 
kann man vierzehn Zeilen lang seufzen 
oder umgekehrt mit einem einzigen Wort 
eine Welt erklären. Daher kommt es, dass 
viele, die ihn verehren, über dem forma¬ 
len Glanz des Werkes die Fülle und sinn¬ 
liche Massivität seiner Stoffe vergessen, 
den menschlichen Inhalt. 

Da reden nicht einfach schöne Wor¬ 
te mit sich selbst (obwohl sie wirklich 
sehr schön sind und mit allem reden 
können, manchmal auch mit sich selbst). 
Nein, hier reden erfundene Leute, die 
plastischer aus ihren ästhetischen, so¬ 
zialen und psychologischen Vorausset¬ 
zungen herausragen als manches Mar¬ 
morbildnis in Museumshallen. Heutige 
Kunst inszeniert mit ihren tatsächlichen 
und metaphorischen Rechenmaschinen 
ja gern allerlei windige Virtualitäten 
„dreidimensional“. Gegen Shakespeares 
Figurenhandhabung sind das Strich¬ 
zeichnungen. Der Dichter schaut seine 
Schöpfungen genauer an, als die meis¬ 
ten Menschen ihre eigenen wirklichen 
Erfahrungen, Stimmungen und Ansich¬ 
ten kennen. Sogar die Überschätzung 
der Vermittlung, der Darstellungsweisen, 
gegenüber dem, was da jeweils vermit¬ 
telt wird und wie es dargestellt ist, hat 
er selbst thematisiert: Sein Hamlet stürzt 
unter anderem deshalb ins Unglück und 
reißt andere mit, weil sich dieser Zweifler 
immer wieder in Sprachbildern, „saws of 
books“, theatralischen Gleichnissen und 
Spekulationen verläuft. Selbst sein Ge¬ 
wand ist „inky“ von Tinte verschmiert, 
von Idealismus angekränkelt, und gera¬ 
de das macht ihn zum gehemmten Voll¬ 
strecker einer unmöglichen Koalition 
des überwundenen Alten mit schwär¬ 
merischen Ahnungen von Übermorgen, 
was, wie Andre Müller sen. der Welt in 
„Hamlet ohne Geheimnis“ erklärt hat, 
für eine höchst greifbare und fatale poli¬ 
tische Konstellation der Shakespearezeit 
steht. Shakespeares Figuren wissen also 
selbst Dinge, von denen seine Sprache 
eher ablenkt, und seine Sprache weiß 
umgekehrt Dinge, an denen sich etwa 
Hamlet, wenn er sie spricht, die Zähne 
ausbeißt, zum Beispiel über die uferlo¬ 
sen Bestimmungen „Sein“ und „Nicht¬ 
sein“, deren Unendlichkeit sich aber im 
Stück am Endlichen bricht, dem konkre¬ 
ten irdischen Werden und Vergehen, in 
denen, wie man von Hegel weiß, sowohl 
Sein wie Nichtsein dialektisch aufgeho¬ 
ben sind. 

Wo wir von Shakespeares Charakte¬ 
ren reden, sollten wir auch seine Lyrik 
mitmeinen - weil sie aus Sprache ge¬ 
macht ist, aber nie Sprache gegen Sache 
ausspielt, und weil sie von Menschen 
redet, zu Menschen spricht und schließ¬ 
lich, nicht zuletzt, einen sehr geheim¬ 
nisvollen Menschen entwirft, den näm¬ 
lich, dessen Stimme sich da äußert. Dass 
Shakespeares Menschen in allen seinen 
Formen mehr Beziehungen zu anderen 
Menschen in sich vereinigen als alle an¬ 
deren literarischen Schöpfungen, die 
wir kennen, hat das englische Bürger¬ 
tum spätestens im achtzehnten Jahrhun¬ 
dert dazu angeregt, sein Schaffen für die 
Ideologie des autonomen, freien, jeder¬ 
zeit und überall konkurrenzfähigen bür¬ 
gerlichen Menschen zu reklamieren, die 
diesem Bürgertum lieb und teuer war. 
Das hat seine Stichhaltigkeit: Wo, wenn 


nicht bei diesem Nationaldichter, findet 
sich Anschauungsmaterial für die Leh¬ 
re vom selbstständigen Individuum, das 
seine Anlagen in Kampf und Kollabora¬ 
tion mit andern entwickeln kann? Die 
Bourgeoisie des achtzehnten Jahrhun¬ 
derts, jener Epoche, in welcher der Ver¬ 
storbene vom Unterhalter, der sowohl 
den Pöbel wie die Königin erreicht hat¬ 
te, zum Sänger der „middle dass“ und 
Basiserbauer ihres Kulturstolzes umge¬ 
rüstet werden sollte, ließ ihn sich von 
professionellen Deutern entsprechend 
zurechtlegen und von Theaterpersonal 
demgemäß aufführen. Einer der wich¬ 
tigsten Bannerträger dieser Kampagne 
war ein Mann namens David Garrick, 
der außer als Schauspieler auch als et¬ 
was wirkte, das wir „Kulturmanager“ 
nennen würden - ein Organisator und 
Anreger des Bühnenlebens, der fürs 
bürgerliche ästhetische Bewusstsein im 
England des achtzehnten Jahrhunderts 
eine ähnliche Rolle spielte wie Brecht 
für das sozialistische in der DDR. Jene 
Klasse, die ihn anfeuerte und zu ihm auf¬ 
sah, repräsentierte Garrick auch biogra¬ 
phisch; die Familie, aus der er stammte, 
war im Weinhandel tätig. Geschäftssinn 
als schlechthin bürgerliche Ausprägung 
des Wirklichkeitssinns führte ihn als 
Schauspieler zur durchaus fortschritt¬ 
lichen Vorwegnahme eines Stils, der in 
der geschriebenen Weltdramatik erst 
deutlich später Gestalt annehmen sollte, 
des Naturalismus. Garrick brachte den 
Gestalten, die Shakespeare ihm hinter¬ 
lassen hatte, allerlei aus der alltäglichen 
Menschenbeobachtung besorgte Direkt¬ 
heiten bei, die sie freier atmen ließen. 
Dafür bekam er Vorwürfe zu hören wie 
den, sein Lear sei kein König, sondern 
ein „verrückter Schneider“. Berechtigt 
war an diesem Angriff, dass der neue 
Stil ältere, strenger formalisierte, an hö¬ 
fisches Zeremoniell angelehnte Kunst¬ 
fertigkeiten preisgab, aber die neue Be¬ 
weglichkeit war eben auch ein Gewinn, 
weil sich so zeigen ließ, dass mehr in den 
Figuren steckte, als man bisher hatte er¬ 
kennen können. Garrick ließ sich von 
der Kritik nicht beirren, räumte aber, 
weil er kein Dummkopf war, sogar ein, 
dass sein naturalisierender Ansatz nicht 
allen Gestalten gerecht wurde, mit de¬ 
nen Shakespeare ihn konfrontierte. 

Bis heute gibt uns Shakespeare das 
Rätsel auf, wie es wohl möglich ist, dass 
seine Gestalten grundverschiedene his¬ 
torische Etappen nicht nur unbeschadet 
glaubhaft überleben, sondern immer 
wieder neue Seiten an sich offen¬ 
baren, obwohl sie doch im Au¬ 
genblick ihrer Konzeption 
durch den Künstler die¬ 
sem vollkommen gegen¬ 
wärtig gewesen sein 
müssen, also seiner 
Gegenwartsgesell¬ 
schaft und deren 
Erlebnishorizon¬ 
ten gemäß wa¬ 
ren, weshalb sie 
dem zeitgenös¬ 
sischen Publi¬ 
kum, wie uns 
die Überliefe¬ 
rung versichert, 
nicht minder 
einleuchteten 
als Zuschauern, 
die heute, viel 
später, in den 
Genuss der thea¬ 
terhandwerklichen 
Früchte jahrhunder¬ 
telanger praktischer 


wie theoretischer Beschäftigung mit die¬ 
sen Figuren kommen. 

Die Verblüffung, die uns Heutigen 
der Tatbestand abnötigt, dass Shake¬ 
speares Figurenporträt-Farbenpalette 
unaufhörlich neue sozialpsychologi¬ 
sche Schattierungen zeigt, erreicht ihr 
Höchstmaß, wenn wir uns darüber Re¬ 
chenschaft abzulegen suchen, wie es 
wohl angeht, dass die Shakespearewelt 
selbst im riskanten Fall der der Umbet¬ 
tung ihrer sprachlichen und szenischen 
Muttererde in ein zur Zeit des Dichters 
noch gar nicht erfundenes Medium un¬ 
beschadet blüht und gedeiht, nämlich 
im Kino. Dieses Medium lebt bekannt¬ 
lich davon, uns die Möglichkeit von Ge¬ 
genwartsmenschen, wie wir 
selbst sind, in sämtlichen 
überhaupt nur vorstellbaren 
Erzählräumen zu suggerie¬ 
ren. Selbst auf fremden Ge¬ 
stirnen, in ferner Vergangen¬ 
heit oder entlegener Zukunft 
zeigt es lauter Leute, in denen wir uns 
wiederfinden können, die also zu lieben 
versuchen wie wir, Gesellschaften zwi¬ 
schen Konformitätsdruck und Zerfall 
des sozialen Zusammenhangs ertragen 
müssen wie wir und dabei Ängste und 
Hoffnungen erleben, die den unsrigen 
hinreichend gleichen, dass wir mit ihnen 
bangen, ihr Scheitern betrauern und und 
bei glücklichen Wendungen ihres Ge¬ 
schicks mit ihnen freuen. 

Wie aber konnte Shakespeare wissen, 
wie man Menschen erfindet, die sich ge¬ 
nau dafür eignen? Wie konnte er wissen, 
dass zum Beispiel in seinem Magier Pro- 
spero eine reife Frau steckt, deren „Ma¬ 
gie“ ein Codewort für das Ensemble von 
Fähigkeiten ist, das man erfolgreichen 
weiblichen Führungskräften zuschreibt, 
nämlich das Ineinander von Multitas¬ 
king, strategisch genutztem Einfühlungs¬ 
vermögen und verwandten Attributen 
der von unserer Lebenshilfe-Industrie 
angepriesenen sogenannten „emotiona¬ 
len Intelligenz“? Nein, es ist unmöglich, 
dass er sich über eine solche Auslegung 
dieser Rolle derartige Gedanken ge¬ 
macht hat - und trotzdem zeigt die große 
Helen Mirren in Julie Taymors Filmfas¬ 
sung des „Sturm“-Stücks von 2010, dass 
diese Auslegung funktioniert und dem 
filmischen Erzählen Aspekte des Textes 
erschließt, die der Shakespearetraditi¬ 


on andernfalls verschlossen geblieben 
wären. Wer erklärt das? Und wie kann 
Shakespeare vorausgewusst haben, dass 
es einmal emanzipierte Frauen geben 
würde, die im Zwiespalt leben müssen 
zwischen ihrer rechtlichen Gleichstel¬ 
lung einerseits und der bitteren Wahr¬ 
heit, dass von Chancengleichheit im Ka¬ 
pitalismus, je länger er vor sich hin rat¬ 
tert wie die gigantische Höllenmaschine, 
die er ist, nicht die Rede sein kann? Wie 
kann er gewusst haben, dass das Ge¬ 
schlechterverhältnis beim besten Willen 
kein freies, spielerisches werden kann, 
solange Machtverhältnisse, die tiefer 
im Sozialen verankert sind als ein paar 
oberflächliche Sonntagsemanzipations¬ 


bestimmungen reichen, jede Differenz 
nicht nur zwischen Männern und Frauen, 
sondern zwischen Menschen überhaupt 
für ihre schlechte Verewigung nutzen? 
Wie kann er gewusst haben, dass eine 
kluge, selbstbewusste Frau unter diesen 
Bedingungen nur als Spielerin und zwi¬ 
schen spröder Abweisung und kalku¬ 
liertem Angriff aufs Gegebene überle¬ 
ben kann, das heißt so, wie Amy Acker 
Shakespeares unsterbliche Beatrice in 
Joss Whedons sprachlich unveränderter, 
aber nach Schauplätzen und Manieren 
konsequent aktualisierter Kinofassung 
von „Viel Lärmen um Nichts“ aus dem 
Jahr 2012 interpretiert? Und warum 
kann der Lokalfürst, der den Römern 
bei Shakespeare Tribut zahlen soll, ohne 
Textvergewaltigung auch ein Rockerboss 
sein, der die Polizei besticht, wie in Mi¬ 
chael Almereydas „Cymbeline“-Film 
von 2014, der zwar Schwächen hat, aber 
doch vorführt, wie Shakespeares Worte 
seine Schauspielriege von Ed Harris bis 
Ethan Hawke auch nicht eine Silbe lang 
im Stich lassen, obwohl sie in denkbar 
feindseligster, in heutiger, also vor allem: 
in schlechter Gesellschaft ihre Wunder 
tun müssen? Woher schließlich kommt 
es, dass der Irrsinn des Totschlägers und 
Frondeurs Macbeth einem Fondsmana¬ 
ger überzeugend zu Gesicht steht, der 
nicht zu wissen scheint, ob er ein staats¬ 
verräterischer Adliger ist oder ein geld¬ 
gieriger Finanzpirat, der in sein Smart- 
phone-Headset spuckt, während er die 
Zerstörung von Werten kommandiert, 
die er nur noch verbrennen, nicht 
mehr aneignen kann? Den Ein¬ 
druck, dass das so ist, empfängt 
man, allen ihn umgebenden 
archaisierenden Kostümen 
und Produktionsschau¬ 
werten zum Trotz, bei 


Michael Fassbenders Verkörperung die¬ 
ses Ungeheuers in Justin Kürzels Mac¬ 
beth-Film von 2015, einer Kinoproduk¬ 
tion, an der wie an Almereydas „Cym- 
beline“ manches schief geraten ist, aber 
eben nicht Fassbenders grandiose Leis¬ 
tung, der die Verse heilig sind, die er auf¬ 
sagen darf? 

Man kann den Effekt dieser wandel¬ 
baren Langzweitwirkung von der elisa- 
bethanischen Bühne bis ins katastro¬ 
phenkapitalistische Multiplexfilmthea- 
ter durchaus erklären, ohne Shakespeare 
zum Hellseher zu verfälschen: Der Mann 
gebot einfach (aber was heißt „einfach“: 
wie selten ist dieses Einfache!) über eine 
außerordentlich empfängliche Beobach¬ 
tungsgabe für Menschliches, 
gekoppelt mit einem alles- 
durchdringenden, illusions¬ 
losen analytischen Verstand, 
der ihm gestattete, das sozi¬ 
alpsychologische Erbgut der 
seinerzeit eben erst möglich 
gewordenen Menschensorte „Bürgerin 
und Bürger“, die Mutation des Subjekts, 
das sich vom feudalen zum kapitalisti¬ 
schen mauserte, so strukturtreu in sei¬ 
ne Einzelmomente zu zerlegen, dass er 
sich das kommende Kräftespiel dieser 
Momente spekulativ als differenzierte 
Gesamtheit zahlloser kombinatorischer 
Möglichkeiten ausmalen konnte. Er sah 
bereits die schrägen Vögel, die aus den 
ihn umgebenden brandneuen Sauriern 
einmal werden mussten. In dieser Ei¬ 
genheit übertrifft Shakespeare fast alle 
abendländischen Kunstschaffenden, 
von denen wir sonst wissen, auch wenn 
einzelne Genies über zumindest ähnli¬ 
che, wenn schon nicht vergleichbar aus¬ 
geprägte Begabungen verfügten (man 
lese etwa den zweiten Teil von Goethes 
„Faust“, der sich, was Vorausschau an¬ 
geht, wirklich nicht lumpen lässt). 

Shakespeare sah, dass die bürger¬ 
liche Seele zwar die ständisch vorbe¬ 
stimmten Ränge überwinden und dem 
Individuum neue funktionale Aufgaben 
im Gemeinwesen zuweisen konnte, aber 
er sah zugleich, dass die bestimmenden 
Leidenschaften dieser bürgerlichen See¬ 
le, vom Glücksstreben bis zum Wettbe¬ 
werbsverlangen, außer neu angezapften 
Produktivkräften entsetzliche Vernich¬ 
tungspotentiale bargen. Er wusste, dass 
das, was diese neue Gesellschaftsforma¬ 
tion zusammenhielt, auch ungeheure 
asoziale Potenziale mit sich führte, die 
jede kollektive, etwa solidarische Ko¬ 
häsion zerfressen können, welche Men¬ 
schen aneinander zu binden vermag. Er 
wusste, dass Charaktere, die sich solchen 
Leidenschaften aussetzen oder gar un¬ 
terwerfen, am Ende womöglich an ihrer 
Kraft zugrunde gehen, „consumed with 
that which it was nourish‘d by“ wie es 
das dreiundsiebzigste Sonett sagt - in 
einer Welt, in der die vermeintlich freie 
individuelle Seele entsetzt und hilflos er¬ 
kennen muss, dass „einst’ge Nahrung ihr 
den Tod bereitet“, wie es in der Nach- 
von Karl Kraus 


Der Dichter schaut seine Schöpfungen 
genauer an, als die meisten Menschen ihre 
eigenen wirklichen Erfahrungen, Stimmungen 
und Ansichten kennen. 
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Unser Genosse und Freund 

Dr. Klaus Steiniger 

ist am 9. April 2016 verstorben. 

Mit außerordentlichem Lebenswillen hat er gegen die Folgen ei¬ 
ner anhaltenden Krankheit gekämpft, wollte ihr, täglich intensiv 
arbeitend, entgegenwirken und sich nicht von seinem Projekt 
abbringen lassen, ln der letzten Ausgabe der Zeitschrift „Rot- 
Fuchs", die er als Chefredakteur betreut hat, ist die Einladung 
zu einer Versammlung am 15. April enthalten, auf der er zum 
Thema: „Der Händedruck von Pieck und Grotewohl - Signal für 
den RotFuchs" sprechen wollte. 

Man wird hier an die Zeile bei Brecht erinnert: „Die Stärksten 
kämpfen ihr Leben lang. Diese sind unentbehrlich". 

Sein großes journalistisches Talent hatte viele Bewunderer. Im 
Kreise seiner Familie oder unter Vertrauten konnte man von 
ihm hören, dass hartnäckige Arbeit vor dem Talent kommt. 
Menschen seines Formats brauchen oft Helfer in den prakti¬ 
schen Dingen des Lebens. Er hatte viele und sehr zuverlässige. 
Die entscheidende Rolle dabei hat seine Frau Bruni gespielt. 

Ob ihm die ihn prägenden Fähigkeiten und Haltungen in die Wie¬ 
ge gelegt wurden, ist spekulativ. Es würde weniger erklären als 
die Bedingungen seines jungen Lebens. 

Sein Vater, Peter Alfons Steiniger, kommunistischer Rechtsan¬ 
walt, später renommierter Völkerrechtler, wurde von den Fa¬ 
schisten zum „Halbjuden" deklariert. 15 Verwandte der Familie 
wurden in Auschwitz ermordet. Klaus wurde mit 11 Jahren vom 
Gymnasium verwiesen. Vater und Sohn - die Mutter war schon 
gestorben -, damals noch Westberliner, wurden 1948 Mitglied 
der SED. Ein Jahr später gingen sie nach Ostberlin und kamen 
so in die DDR. 

Für den ehrgeizigen jungen Mann konnte es keine besseren 
Entwicklungsbedingungen geben: Jurastudium, Tätigkeit als 
Staatsanwalt und als Bürgermeister in Mecklenburg, Mitarbei¬ 
ter im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der DDR 
und schließlich ab 1967 (bis 1992) Mitglied der Redaktion der 
Tageszeitung „Neues Deutschland" und Ressortleiter für kapi¬ 
talistische Länder. 

Wer die ND-Beiträge von Klaus Steiniger gelesen hat, konn¬ 
te später nicht vom Niveau der 1998 gegründeten Zeitschrift 
„RotFuchs" überrascht sein, diesem marxistischen Leuchtturm 
in einer verkommenen Medienlandschaft. Von seinen Büchern 
sind zwei höchst informativ, emotional stark berührend und im¬ 
mer wieder mobilisierend: „Angela Davis - Eine Frau schreibt 
Geschichte", ln ihm wird gezeigt, was Internationalismus und 
Solidarität zu leisten in der Lage sind. Das zweite Buch „Portu¬ 
gal im April. Chronist der Nelkenrevolution" dokumentiert den 
schweren Weg einer Revolution und Macht und Methoden der 
Konterrevolution. 

Klaus war nicht nur hochtalentiert, er war ein konsequenter 
Marxist-Leninist und blieb es bis zu seinem letzten Tage. Der 
Sonderparteitag der PDS von 1989 war für ihn das endgültige 
Ende einer einst marxistischen Partei. Er wurde Mitglied der 
DKP, war Initiator der Gründung einer einheitlichen DKP-Bezirks- 
organisation 1995. Unter seiner Leitung nahm sie eine beein¬ 
druckende Entwicklung. Sie hatte in dieser Zeit zwei Vertreter 
in Kommunalparlamenten. 

Er war geprägt durch seine internationalistische Haltung und 
sein klares Bekenntnis zur DDR als größte Errungenschaft der 
deutschen Arbeiterbewegung. 

Schließlich übernahm er die Leitung der damaligen DKP-Gruppe 
Berlin-Nordost, einer Gruppe, die in den Auseinandersetzungen 
über den Weg der Partei eine bedeutende Rolle gespielt hat. 
Als Informationsorgan der Gruppe gab er den „Berliner Anstoß" 
heraus. 

Die Lösung der Aufgabe aber, eine politisch wirkungsvolle¬ 
re Zeitschrift zu schaffen und herauszugeben, lag dann in der 
Gründung des „RotFuchs". Sie hat inzwischen eine Auflage von 
über 10 000 Exemplaren erreicht. 

Klaus Steiniger konnte unbequem sein, ln seiner politischen 
Haltung war er aufs Äußerste konsequent. Wer mit ihm zusam¬ 
menarbeitete, hatte in allen wesentlichen Momenten und Ent¬ 
scheidungssituationen des politischen Lebens einen zuverlässi¬ 
gen Partner und klugen Ratgeber. 

Der Verlust, den die DKP und die fortschrittlichen Kräfte in 
Deutschland mit seinem Tode erlitten haben, ist groß und wird 
spürbar bleiben, ln diesem Augenblick sollten wir wieder zu 
Brecht zurückkehren: „Die Stärksten kämpfen ein Leben lang" 
mit dem Bewusstsein, dass sie auch die stärksten Spuren hin¬ 
terlassen. 

Parteivorstand der DKP 
Landesvorstand Berlin 
Grundorganisation Lichtenberg / 
Marzahn-Hellersdorf 
SDAJ Bundesvorstand 


□er Bundesverband 



trauert um sein Ehrenmitglied 


Klaus Steiniger 

28.12.1932 - 9.4.2016 


„Solange es das Vaterland 
DDR für mich und viele Mil* 
Honen andere Deutsche 
gab, blieb der Krieg eine in 
k die Schranken gewiesene 

Drohung. Als es dann aber 
nach 40 Jahren des Beste¬ 
hens und Widerstehens vom 
Deutschland des Kapitals verschlungen wurde, 
näherte sich auch in Europa die Ära des langen 
Friedens ihrem Ende. 1 ' 



Podtait und Aussage aus dem Avssteltungsprojekt „Kriegskinder 


arbeiterfotogrcrfie0com 


Leben 

Einzeln und frei 
Wie ein Baum 
Und brüderlich 
Wie ein Wald 
Ist unsere Sehnsucht 

Nazim Hikmet 

Nach langer Krankheit verstarb unsere Mutter, 
Großmutter, Schwester, Tante 
und Genossin 

Ilse Höke 

geb. Mautes 

16.1.1930 Köln 11.4. 2016 Hattingen 
früherer Wohnsitz Dortmund-Dorstfeld 

Wir sind sehr traurig. 

Sonja und Dieter, Dieter und Christiane, Freya, 
Louisa, Hanni, Bernd und Kinder und Angehörige 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung 
ist am Freitag, den 29. 4. 2016, um 11.00 Uhr in der 
Trauerhalle des Friedhofes Dortmund-Marten, Marte- 
ner Hellweg 60. 

Von freundlich zugedachten Kranz- und Blumenspen¬ 
den bitten wir abzusehen. Ilse hätte sich über eine 
Spende für unser UZ-Pressefest gefreut. 




Ilse Höke 

16.1.1930 11.4.2016 

Unsere Genossin lebt nicht mehr. 

Ilse gehörte früh zur kommunistischen Bewegung 
und seit der Gründung der DKP war sie ihr treues und 
aktives Mitglied in Dortmund. Sie lebte einen überzeug¬ 
ten und überzeugenden Antifaschismus, Friedens- und 
Klassenkampf und war aktive Gewerkschafterin. Sie hat 
kein UZ-Pressefest im Revierpark ausgelassen. 

Sie wird uns unvergessen bleiben. 

DKP Dortmund 
Gruppe Dortmund-West 
Seniorenkreis Dortmund 

Trauerstunde und Beisetzung finden am 29. April um 11 Uhr 
auf dem Friedhof Dortmund-Marten statt. 

Statt Kränzen und Blumen hätte Ilse um Spenden für das 
diesjährige UZ-Pressefest gebeten auf das Konto des Partei¬ 
vorstands, IBAN DE36 4306 0967 4002 4875 02, 

Stichwort Ilse Höke 


„ Unser Kampf bedeutet Frieden 
und wir bekämpfen euren Krieg. 

Jede Schlacht, die wir verlieren, 
bedeutet unseren nächsten Sieg. “ 

Ton Steine Scherben 

Ursula „Ursel" Fischer 

Geb. 27. 5.1940, verstorben 8. 4. 2016 

Nach einem langen schweren Krebsleiden ist unsere 
Genossin friedlich eingeschlafen. 

Unsere Anteilnahme gilt allen Angehörigen und Genos¬ 
sen, die Ursel auf ihren letzten Weg begleitet haben. 

DKP Erfurt 



DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Do., 26. Mai, bis So., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4 -tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir es in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr erfolgen. Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. 

Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 


Unsere Genossin 

Margot Honecker 

wurde am 17. April 2016 
89. Jahre 

Der Landesverband Brandenburg der DKP 
gratuliert Dir herzlich. 

An Dich ein Gruß in tiefster Verbundenheit und 
Bewunderung für Deinen Kampf um den ersten 
Arbeiter- und Bauernstaat auf deutschen Boden. 



Ferien lager 

M.ur - ia.<* 


2016 


Toskana, nah am Meer 

w*w.i«Swi»-h fc4.jf.de 1003*. Mfifi. MtfS 


Ökotiof im Olivenhain,, 
weiter R[\ck, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinde rparadies. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

_ 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Gemeinsam kämpfen 

gegen Krieg und für soziale Rechte! 

Das Sofortprogram der DKP 

Diskussion mit Patrik Köbele 
Samstag, 30. 4.16,19.00 Uhr 
Waldheim Clara-Zetkin 
Gorch-Fock-Straße 26, 

70619 Stuttgart 

DKP dkp -stuttgart.org 
fluchtverursacher.blogsport.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Wir wollen eure Mäuse! 


www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 177889-23, Fax: -28 


Süße Mäuse, selbst gehäkelt, 
zur Unterstützung des uz-Pressefestes! 
Ca. 11 cm hoch, grau oder hellbraun. 
Je Stück 5,- Euro + 2,- Porto. 


FÄUSTELS ANTIQUARIAT 
BÜCHER & PLATTEN &&& 

Antiquariat: Elsässer Str. 8a Bonn - Bad Godesberg 
(Einfahrt Fa. Härter)/U-Bahn Wurzerstr./ Bus 612 
Freitag 13-18 & Samstag 12 - 16 Uhr & nach Vereinbarung 




.- erfolgreich steuern 


www^tb-rnannherzde 
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Die Eigentumsfrage aufwerfen 

Betr.: Stahlkocher im Kampf um ihre 
Arbeitsplätze 

In seinem Beitrag zum bundesweiten 
Aktionstag der Stahlarbeiter (UZ vom 
15.4.2016) weist der Genosse Gerd 
Ziegler zu Recht darauf hin, dass es für 
die Stahlarbeiter um ihre Arbeitsplätze 
und damit um ihre Existenzgrundlage 
geht, während die Stahlbosse einzig ihre 
Profite im Sinn haben. In der heutigen 
globalen kapitalistischen Wirtschaft sei¬ 
en Arbeitsplätze und Stahlstandorte mit 
protektionistischen Maßnahmen und 
Mitteln letzten Endes nicht zu sichern. 

Ergänzend wäre noch klarzustellen: 
Auch eine Rücknahme oder Abschwä¬ 
chung von bitter notwendigen Auflagen 
zum Klima- und Umweltschutz macht 
die Arbeitsplätze nicht wirklich sicher. 
Was aber können wir den Kolleginnen 
und Kollegen dann als Orientierung 
für ihren Widerstand vorschlagen? 
Ich glaube, Lucas Zeise hat in seiner 
Kolumne zum gleichen Thema in der 
vorhergehenden Ausgabe der UZ ei¬ 
nen entscheidenden Hinweis gegeben: 
„Wenn die Stahlunternehmer mal wie¬ 
der die Hilfe des Staates suchen, soll¬ 
ten wir versuchen sicherzustellen, dass 
Eigentum und Kontrolle an den Be¬ 
trieben öffentlich werden.“ Ich denke, 
genau in dieser Situation ist es unsere 
Aufgabe als Kommunistinnen, die Ei¬ 
gentumsfrage aufzuwerfen. Auch des¬ 
halb, weil wir nur so die Entwicklung 
von Klassenbewusstsein fördern kön¬ 
nen, nicht aber, indem wir mit unserer 
Kritik an Standortlogik und Sozialpart¬ 
nerschaft hinterm Berg halten. 

Hanfried Brenner ; Dortmund 


Vor allem der Niedriglohnbereich wird 
das in Zukunft mit voller Härte zu spü¬ 
ren bekommen. Millionen von Rentnern 
werden dann Bittsteller der Sozialämter. 

Der Niedriglohnbereich war ein 
Ergebnis einer verfehlten Politik - bis 
auf die Linkspartei - aller im Bundes¬ 
tag vertretenen Parteien. Vor allem die 
Schröder/Fischer Bundesregierung hat 
sich als Befürworter dieser verfehlten 
Politik einen Namen gemacht (Stich¬ 
wort Hartz-IV). 

Die Nutznießer dieser Politik waren 
und sind die Unternehmer. (...) Mit der 
Einführung des Mindestlohns wurde 
zumindest ein minimaler Kurswechsel 
durch die große Koalition durchgeführt. 

Der frühere Vorsitzende der DKP, 
Heinz Stehr, hat in seinem Interview 
zur Rentenfrage mehr die Position 
der IGM erwähnt. Das hat sich beson¬ 
ders in der Forderung „die Rente muss 
auf mindestens 55 Prozent des Netto¬ 
verdienstes angehoben werden“ be¬ 
merkbar gemacht. Das hört sich nicht 
schlecht an. 

Für einen gut verdienenden Fachar¬ 
beiter bei BMW wird das eine Rente 
sein, mit der es sich gut leben lässt, für 
die Mehrheit der Arbeiter und Ange¬ 
stellten im Niedriglohnbereich aller¬ 
dings nicht. 

Das sollte doch eigentlich Heinz 
Stehr wissen. (...) Die DKP (...) müss¬ 
te selbst eigene Programme aufstellen. 

Zur Wohnungsfrage hat sie es sich 
ja vorgenommen. Mal sehen, wann es 
kommt. In der Rentenfrage sollte sie es 
aber auch tun. (...) 

Bernd Niereisei , Frankfurt (Oder) 

Beweis der Legitimität? 


sunggebenden Versammlung erforder¬ 
lich, nicht die Neuwahl des Parlaments 
„wie bisher üblich“. An dieser Kritik ist 
„was dran“. Aber da spielte wohl eine 
Rolle, dass sich die Regierung in Da¬ 
maskus nicht vorwerfen lassen wollte, 
zu den fälligen Neuwahlen „zu feige 
zu sein“. Gerade hat die Ausrufung ei¬ 
ner Autonomie der Kurdengebiete im 
Norden des Landes die Position der 
Assad-Regierung geschwächt, da woll¬ 
te und musste sie ihre Legitimität be¬ 
weisen. Ob das Regime durch die Te- 
heraner Unterstützung wieder stärker 
zum Hardliner wird, wie das einige von 
Willi Gerns zitierte russische Quellen 
darstellen, oder aber gerade durch die 
gemeinsam mit Russland erreichten mi¬ 
litärischen Erfolge, ist nun die Frage. 

Wir dürfen nicht übersehen, dass 
es bei den zitierten Instituten in Russ¬ 
land nicht nur eine starke prowestli¬ 
che Fraktion gibt, die jetzt wieder eine 
Möglichkeit sieht, durch den Verweis 
auf die „Brüchigkeit“ der Zusammen¬ 
arbeit mit Damaskus eine Verringerung 
der „riskanten“ außenpolitischen und 
militärischen Aktivitäten ihres Landes 
in Nah- und Mittelost zu erreichen, um 
sich mit dem Westen zu „verständigen“; 
aber der Westen kennt ja weiterhin kei¬ 
ne Zusammenarbeit auf gleicher Ebe¬ 
ne. Aber es gibt dann auch (echte oder 
vermeintliche) Realisten, die befürch¬ 
ten, dass sich Russland „überhebt“ - so 
notwendig ein Abstoppen der immer 
neuen westlichen militärischen Inter¬ 
ventionen und „farbigen Revolutio¬ 
nen“ bzw. „Regime changes“ überall in 
der Welt im Interesse des Weltfriedens 
auch sein mag. 

Volker Wirth , Berlin 


Rentenprogramm 
der DKP nötig 

Betr.: „Seniorenauftstand gegen 
Rentenklau“, UZ vom 15.4.2016, S. 2 

Die Rentenfrage tritt immer zentraler 
ins Rampenlicht der sozialen und finan¬ 
ziellen Absicherung älterer Menschen. 


Betr.: „Assads unnötiges Problem“, 
UZ vom 15.4.2016, S. 7 

Für die Annahme der vereinbarten 
neuen Verfassung wäre eigentlich, wie 
das ja auch in Deutschland nach wie 
vor im Grunde unerlässlich ist (Ar¬ 
tikel 146 GG), die Wahl einer Verfas¬ 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als 1800 Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 



Anzeige 


* Aufstehen 


< 

I 


z 

UJ 

h 

0 

CC 


D 

N 

(0 

D 

< 

CC 

I1J 

I 


gegen Kriegspolitik 

neuen Faschismus 
Sozialraub 


Kämpfen 


für Frieden 

internationale Solidarität 
soziale Gerechtigkeit 


Siegen 


13.00 Uhr Demo ab Siegerlandhalle 
13.30 Uhr Kundgebung und Maifeier 

auf dem Platz neben dem Rathaus 

Programm 

★ Sevim Dagdelen 

DIE LINKE, Mitglied des Bundestages 

★ Olaf Harms 

DKP, ver.di-Landesbezirksvorsitzender in Hamburg 

R.E.D. Siegen 

★ Verlorene Jungs Düsseldorf 

★ Kurdische Musik und Tänze 

★ Speisen und Getränke 

★ Infostände ★ Hüpfburg 

www.heraus-zum-roten-1 -mai.de 


Kunstmarkt 
auf dem UZ-Pressefest 

Nicht auszudenken wäre ein UZ-Pressefest ohne Kunst¬ 
markt. Also wird sich wieder an gleicher Stelle in der Eislauf¬ 
halle im Rund um den Büchermarkt ein Markt für linke Kunst 
finden lassen. Malerei, Grafik, Fotografie, Plastik, Karikatur, 
in einer bodenständigen Präsentation kann man eine große 
Auswahl von aktuellen Werken erleben und kaufen und/oder 
mit den Künstlern ins Gespräch kommen. Neben weiteren 
Ausstellungen wird In diesem Jahr eine Sonderausstellung 
zu den Berufsverboten und der politischen Verfolgung in 
der BRD zu sehen sein. 

Am Samstag nachmittag gibt es eine Versteigerung, bei der 
50 Prozent des Erlöses der internationalen Solidarität zu 
Gute kommen. Ein kleiner aber wichtiger Programmpunkt 
wird eine Gesprächsrunde mit Künstlerinnen und Künstlern 
zum Selbstverständnis linker Kunst sein. 

★ 

An dieser Stelle ein Aufruf an alle Künstlerinnen, die sich 
unserer Partei verbunden fühlen: Meldet euch an, stellt aus, 
zeigt eure Arbeiten auf dem größten Fest der Linken in die¬ 
sem Land. Solltet ihr Fragen zum Kunstmarkt haben, meldet 
euch. Kontakt über Toni Köhler-Terz (Tel.: 036702/351 016, 
terzart@gmx.de) oder Joachim Geserick (rerick@gmx.de). 


Termine@unsere-zeit.de 


DO ★ 28. APR 


Marburg: „Vom faschistischen Bewusstsein 
zum .Lachen der Täter’ - Massenpsycho¬ 
logie, Männerphantasien, Mörderlächeln“, 
Veranstaltung der DKP Marburg-Biedenkopf 
und derSDAJ Marburg-Gießen mit Christian 
Mark (DKP) im Rahmen der Veranstaltungs¬ 
reihe „Damals wie heute gilt: Nie wieder 
Faschismus!“. Gewerkschaftshaus, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 

Köln: „Ergebnisse des 21. Parteitags der 
DKP“, gemeinsame Veranstaltung der DKP 
Grundorganisationen Köln-Kalk, Köln-Mül¬ 
heim und Köln-Porz mit Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Bürgerhaus MüTZe, Ber- 
liner Straße 77, Saal 1,1. Etage. 19.00 Uhr. 

Dortmund: „Lenin und die Syrienfrage“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP. Z, Oes- 
terholzstraße 27,19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Kommunalpolitik - Neues aus 
dem Stadtrat“, Gruppenabend der DKP. Ro- 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Schweinfurt: Kundgebung von „Schwein- 
furt ist bunt“ gegen den Rassismus. Zeug¬ 
haus, 17.30 Uhr. 


FR ★ 29. APR 


Essen: „Gemeinsam kämpfen - gemein¬ 
sam feiern!“ Maifaier der DKP Essen, u.a. 
präsentieren Achim Bigus und Frank Dar¬ 
guß Lieder der deutschen Arbeiterbewe¬ 
gung. Hoffnungstraße 18,19.30 Uhr (Ein- 
lass 18.30 Uhr.)_ 

Hamburg: Infostand der DKP-Gruppe 
Wandsbek mit Verteilung der UZ-Extra zum 
1. Mai. Eingang auf der Rückseite des Steils- 
hooper Einkaufzentrums, 16.00 Uhr. 


SA ★ 30. APR 


Karlsruhe: Vormaifeier der DKP. Jürgen 
Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht-Schule 
spricht zum Thema „Antifaschistische Stra¬ 
tegien heute“, Politisches Kabarett mit „Kri¬ 
senstimmung“ . „Walhalla“, Augartenstra- 
ße 27,17.00 Uhr._ 

Stuttgart: Demonstration gegen den AFD- 
Bundesparteitag, Lautenschlager Stra¬ 
ße, gegenüber Stuttgart Hauptbahnhof, 
13.00 Uhr._ 

München: „Für ein Europa der Solidarität 
und Humanität“ Veranstaltung der „Eu¬ 
ropean Left“ in München mit Maite Mola, 
Vize-Präsidentin der Partei der Europäi¬ 
schen Linken, Izquierda Unida, Spanien so¬ 
wie Bernd Köhler und Jan Lindqvist aus der 
Band ewo2 mit dem Programm:„Unser die 
Welt - Trotz alledem“. Kulturzentrum Neu- 
perlach, Hanns-Seidel-Platz 1,19.00 Uhr. 

Stuttgart: „Gemeinsam kämpfen gegen 
Krieg und für soziale Rechte! Das Sofortpro¬ 
gramm der DKP.“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele. Waldheim Clara- 
Zetkin, Gorch-Fock-Straße 26,19.00 Uhr. 


SO ★ 1. MAI 


Siegen: „Aufstehen gegen Kriegspolitik, 
neuen Faschismus und Sozialraub. Kämp¬ 
fen für Frieden, internationale Solidarität 
und soziale Gerechtigkeit.“ Rote 1 .-Mai-De¬ 
monstration, Kundgebung und Maifeier u.a. 
Redebeiträge von Sevim Dagdalen (MdB 
„Die Linke“) und Olaf Harms (DKP, ver.di- 
Landesbezirksvorsitzender Hamburg). Demo 
ab Siegerlandhalle, 13.00 Uhr. Kundgebung 


und Maifeier, Rathaus, 13.30 Uhr._ 

Stuttgart: Mairede von Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Waldheim Clara-Zetkin, 
Gorch-Fock-Straße 26,15.30 Uhr._ 

Recklinghausen: „Jede Menge Pressefest¬ 
werbung“ , Infostand der DKP zur Eröffnung 
der Ruhrfestspiele. Helfer und auch Gäs¬ 
te sind gern gesehen! Zugang zum Fest¬ 
spielhügel, Dorstener Straße, 11.00 Uhr bis 
18.00 Uhr. 

Schweinfurt: Infotisch der DKP bei der Mai¬ 
kundgebung am Georg-Wichtermann-Platz, 
ab 11.00 Uhr._ 

Schwerin: Kundgebung des DGB: Grunthal- 
platz, 10.00 Uhr. Demonstration ab Marien- 
platz, 10.00 Uhr. 

Rostock: Demonstration des DGB: Dobe- 
raner Platz, 10.00 Uhr. Anschließend Fest: 
Kastanienplatz, 11.30 Uhr. 


Dl ★ 3. MAI 


Recklinghausen: „Industrie 4.0“, Diskussi¬ 
onsveranstaltung der DKP mit Lothar Geisler. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


SO ★ 8 . MAI 


Hof: Gedenken an den antifaschistischen Wi¬ 
derstand in Hof am Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus“. Kranzniederlegung der 
VVN-BdA Hof-Wunsiedel und der DKP Ober¬ 
franken an der Grabstätte von Hans Merker, 
Ewald Klein und Philipp Heller. Treffpunkt am 
Hofer Friedhof, unterer Eingang, Ecke Schlei- 
zer Straße/Plauener Straße, 11.00 Uhr. 

Bremen: Kundgebung der „Initiative Nord¬ 
bremer Bürger gegen den Krieg“ zum Tag 
der Befreiung vom Faschismus. Redebeitrag 
von Inge Höger (MdB Partei „Die Linke“), 
Kultur mit Frederick Langer.Gedenkstätte 
des KZ Bahrsplate in Blumenthal, 11.00 Uhr. 

Der Kulturtermin 

Münster, Freitag, 22. April 

„Mein Einsatzleiter - ein Abend mit der Po¬ 
lizei“ . Realsatirisches Theater. Fl - Fürs¬ 
tenberghaus, Domplatz 20-22, 19.30 Uhr. 
Auftritt auch beim UZ-Pressefest! 

Die Grundlagen unserer Politik 

Einführungslehrgang an der Karl-Lieb¬ 
knecht-Schule der DKP 
DO 26. Mai bis SO 29. Mai 
Grundlagenschulung (nicht nur) für Anfänger 
Referent: Jürgen Lloyd 
Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebe¬ 
ten (Tel: 0214/45 418, kls@karl-liebknecht- 
schule.org) 

Geschichte der Berufsverbote 

Eine Wanderausstellung zur Geschichte der 
Berufsverbote in der Bundesrepublik ist im 
Clara-Zetkin-Haus vom 12. April bis zum 
8 . Mai 2016 zu sehen. 

Gorch-Fock-Straße 26, Stuttgart-Sillenbuch. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 



Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Unsere Zeit braucht dieses Fest... 


„... weil sich hier diejenigen treffen, 
die sich mit den herrschenden Ver¬ 
hältnissen nicht abfinden wollen und 
Krieg, Imperialismus und rassisti¬ 
scher Hetze den Kampf ansagen.“ 

Dr. Arnold Schölzel, Chefredak¬ 
teur der Tageszeitung „junge Welt“ 


Was treibt Vereine 
in die Pleite? 

Lange Liste auch im Handball 


Früher - wenn ich mich irren sollte, 
bitte ich um Nachsicht - ging es auch 
im Handball um Ab- oder Aufstieg. 
Das galt für Ost wie West. Aber seit¬ 
dem wir in einem Deutschland leben, 
hat sich auch in dieser Sportart viel 
geändert. Neulich fiel mir durch Zu¬ 
fall eine aufschlussreiche Liste in die 
Hand. Die nämlich der Vereine, die 
Pleite gegangen waren. Ich wählte 
diesen ordinären Begriff, weil die Va¬ 
rianten der Konkurse vielfältig sind. 
Früher - siehe oben - sah man sein 
Ziel darin Meister zu werden oder 
nicht abzusteigen, heute suchen alle 
Sponsoren, die ihnen das Handball¬ 
spiel durch Spenden aus irgendwel¬ 
chem Gewinn finanzieren. 

Also hier zunächst die Liste: Im 
Dezember 2000 konnte der Altmeis¬ 
ter VfL Gummersbach die drohende 
Insolvenz abwenden, nachdem das 
Amtsgericht Köln sich eingeschaltet 
hatte und dem Plan eines Insolvenz¬ 
verwalters zugestimmt hatte. Es ging 
also nicht um die erzielten Tore, son¬ 
dern um das Konto des Vereins. 

Im Mai 2001 beantragte der Bun¬ 
desliga-Absteiger TuS Nettelstedt we¬ 
gen Steuernachforderungen in Milli- 
onenhöhe die Insolvenz. Der Club 
übertrug die Bundesliga-Lizenz an die 
Nachfolge-Organisation TuS N-Lüb- 
becke. Ich weiß nicht genau, wie das 
alles funktionierte, erfuhr aber auch 
nicht, wer die Millionen denn nun be¬ 
glich. Im November 2001 war die re¬ 
nommierte SG Hameln Pleite gegan¬ 
gen. Der Verein war schon längst kein 
Verein mehr, sondern eine GmbH. 
Der fehlte über Nacht eine sechsstel¬ 
lige Summe. Hinzu kamen „Altlasten“ 
in Höhe von etwa 1,6 Millionen Mark. 
Da die meisten Gläubiger auf ihr Geld 
verzichten, konnte die Insolvenz abge¬ 
wendet werden. 


Im April 2003 hatte der Handball- 
Bundesligist Eisenach einen Insol¬ 
venzantrag gestellt. Man spielte wei¬ 
ter und dann betätigte sich das Amts¬ 
gericht Mühlhausen als Retter. Über 
Nacht war der Verein schuldenfrei. 

Im Juli 2005 folgte die mit 1,4 Mil¬ 
lionen Euro verschuldete SG Wallau/ 
Massenheim. Die Liste nahm kein 
Ende: HSV Blau-Weiß Insel Use¬ 
dom, SVK Salamander Stuttgart, 
TV Kornwestheim, HSG Nordhorn- 
Lingen - zweiter Absteiger aus der 
Bundesliga -, Stralsunder HV, DHC 
Rheinland. 

Der nächste „Ausstieg“ lieferte 
Schlagzeilen. Ende Januar 2016 mel¬ 
deten die Medien: „Ohne Geld und 
ohne Spieler hat sich der HSV Ham¬ 
burg mitten in der Saison endgültig 
aus der Handball-Bundesliga verab¬ 
schiedet. Insolvenzverwalter Gideon 
Böhm meldete am Montag den mit 
rund vier Millionen Euro verschul¬ 
deten Verein mit sofortiger Wirkung 
vom Spielbetrieb der Eliteliga ab 
und beendete damit das seit mehr als 
13 Jahren laufende Projekt Bundesli¬ 
ga-Handball in Hamburg.“ 

Was treibt die Mannschaften in die 
Pleite? Nicht zuletzt die „Gagen“ für 
die Spieler. Früher kamen die aus den 
Jugendmannschaften, heute sind die 
Manager längst in den Jugendmann¬ 
schaften tätig, engagieren dort schon 
die Spieler und verkaufen sie dann an 
die großen Klubs. Ich fand ein klassi¬ 
sches Beispiel bei den Volleyballern. 
Der CV Mitteldeutschland in Sper¬ 
gau (Stadtteil von Leuna) spielt mit 
sieben Polen, einem Bosnier, einem 
US-Amerikaner, einem Niederländer, 
einem Italiener - und einem Deut¬ 
schen. Was fehlt - so die Spergauer - 
sind Sponsoren ... 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Mobiltelefonie 

In der Dokumentation geht es um die 
dunklen Seiten der Produktion von 
Smartphones. Die Rohstoffe werden 
unter unmenschlichen Bedingungen 
und durch Kinderarbeit gewonnen. 
Sa., 23.4., 14.30 -1 4.55 Uhr, arte 

Ran, J/F1985 

Das Lexikon des Internationalen 
Films schrieb: „Akira Kurosawas Al¬ 
terswerk ist inspiriert von William 
Shakespeares Tragödie ,King Lear 4 , 
von den Traditionen Japans und von 
aktuellen Endzeitvisionen. Von ge¬ 
waltiger Bildkraft und virtuoser Mon¬ 
tage, ist der Film eine Parabel über 
das Verhängnis der Macht, über ethi¬ 
sches Verantwortungsbewusstsein 
und die Relativität der Wahrheit.“ 
Mo., 25.4., 22.10 - 0.45 Uhr, arte 


Jakob der Lügner, DDR/CSSR1975 

Der Jude Jakob macht seinen Lei¬ 
densgenossen im KZ Mut mit erfun¬ 
denen Meldungen über Erfolge der 
Roten Armee. Der Spielfilm war die 
einzige Defa-Produktion, die für den 
Oscar nominiert wurde. 

Hans-Christoph Blumenberg 
schrieb für „Die Zeit“: „Seine be¬ 
merkenswerte Qualität bezieht die¬ 
ser leise Film nicht zuletzt aus einer 
Fülle von hervorragenden schauspie¬ 
lerischen Leistungen. Vor allem der 
Tscheche Vlastimil Brodsky und Er¬ 
win Geschonneck vom Berliner En¬ 
semble überzeugen mit Charakterstu¬ 
dien fern von larmoyanten Klischees.“ 
Mo., 25.4., 23.55 - 1-35 Uhr, mdr 

30 Jahre Tschernobyl 

Themenabend über die Reaktorkata¬ 
strophe in der Ukraine und die Risi¬ 
ken der Atomwirtschaft. 

Di., 26.4., 20.15 - 0.15 Uhr, arte 


Freie Fahrt für Kreuzfahrtschiffe 

Kapitalinteressen am Canale della Giudecca 


D em Canale della Giudecca, der 
die gleichnamige Insel von Ve¬ 
nedigs Stadtteil Dorsoduro 
trennt, hat das Verwaltungsgericht 
von Venetien Verkehrsregeln verpasst. 
Nicht für einen der etwa 500 Gondoli¬ 
eri - und kaum zu seinem Schutz: Oze¬ 
anriesen über 96 000 Bruttoregister¬ 
tonnen (BRT), 300 Meter Länge und 
15 Stockwerke Höhe dürfen weiter¬ 
hin passieren. Es dürfen auch mehr 
als fünf Schiffe pro Tag sein, die über 
40000 BRT haben. Die Größe, gemes¬ 
sen in BRT, hat Einfluss auf Tiefgang, 
Strömung und Wellen bis hin zum 
Uferbereich. 

Nicht nur in den engen Gassen 
herrscht Gedränge - auch auf den ver¬ 
mutlich 175 Kanälen mit 38 Kilome¬ 
ter Länge. Die Tageszeitung „Corriere 
della Sera“ zählte 3 500 Schiffe, Was¬ 
sertaxis (Vaporetti) und Gondeln. Der 
Chef der Gondolieri-Gewerkschaft, 
Aldo Rato, versicherte dem Blatt nach 
einem tödlichen Unfall auf dem Ca¬ 
nale Grande: „Ich habe schon oft ge¬ 
sagt, dass der Verkehr zu viel und zu 
schnell ist.“ Die 425 Gondolieri lehnen 
den Vorschlag ab, den Gondelverkehr 
zu beschränken. Die Gefahren gehen 
von den anderen Schiffen aus. 

Wenn Schiffe in dieser Größen¬ 
ordnung wegen der Beschränkungen 


Venedig nicht mehr anlaufen dürf¬ 
ten, dann bedeutet dies ein Minus von 
200 000 bis 300 000 Passagieren pro 
Jahr. Die Passagiere sind Tagestouris¬ 
ten. Die Angaben schwanken für ein 
Jahr zwischen 20 (Italia Nostra) und 
30 Millionen Besuchern (Unternehmer 
und Bürgermeister Luigi Brugnaro). 
Das sind mehr als die rund 60 000 der 
registrierten Bewohner (1970:120 000). 
Etwa 40 000 Pendler kommen hinzu. 
Sie wohnen nicht in der Lagunenstadt, 
weil sie die Mieten nicht mehr bezah¬ 
len können. Während die Einwohner¬ 
zahl drastisch abnahm, steigerte sich 
die Zahl der Kreuzfahrtpassagiere 
nach Angaben der „Neuen Zürcher 
Zeitung“ seit 1997 um 440 Prozent auf 
heute 1,6 Millionen pro Jahr. 

Seit 2014 sollte die Anzahl der 
Kreuzfahrtschiffe mit mehr als 40 000 
BRT von 1 639 auf 1 300 auf dem Cana¬ 
le della Giudecca vermindert werden. 
Eine Alternative zu dieser Route wur¬ 
de vorgestellt: Die Schiffe fahren nicht 
mehr durch den Giudecca-Kanal, son¬ 
dern durch die „Südtrasse“ (Canale 
Contorta Sant’ Angelo). Die Passagie¬ 
re der mehr als 700 dieser Ozeanrie¬ 
sen hätten nach Recherchen des „Ta¬ 
gesspiegels“ dann aber keinen Blick 
mehr auf Dogenpalast, Markusplatz 
und Campanile. Das Gericht entschied 
anders: Die großen Schiffe dürfen wei¬ 
terhin den Canale della Giudecca pas¬ 
sieren. Diese Erlaubnis gilt aber nur, 
bis der Canale Contorta Sant’ Angelo 
fertig ist. Kosten? 100 Millionen Euro 
werden genannt. 

Und eine weitere Alterative ist in 
der Diskussion: Die Duferco-Grup- 


pe, ein Schweizer Stahlkonzern mit 
Reederei-Aktivitäten, hat den Bau ei¬ 
ner künstlichen „Insel“ angeregt. Das 
Projekt heißt „Venis Cruise 2.0“, wird 
auf 128 Millionen Euro Baukosten 
geschätzt und liegt östlich von Vene¬ 
dig zwischen Punta Sabbioni und dem 
Flughafen von Lido. An einer 940 Me¬ 
ter langen Pier sollen fünf Kreuzfahrt¬ 
schiffe gleichzeitig abgefertigt werden 
können. Zubringerboote mit Elek¬ 
troantrieb übernähmen mit jeweils 
800 Personen die Passage in die Stadt. 

Die Klassenfronten: Tourismus¬ 
unternehmen und der venezianische 
Kreuzfahrt-Terminal VTP (Venezia 
Terminal Passeggeri) forderten die 
Durchfahrt für die Megaliner. Ebenso 
die Reedereien Costa, MCS, Carnival, 
Celebrity, Royal Caribbean, Princess 
und Norwegian. Bevor das Verwal¬ 
tungsgericht das Verbot der traditio¬ 
nellen Durchfahrt aussetzte, hatten die 
Reedereien ihre größten Pötte bereits 
in andere Häfen umgesteuert. Die Ha¬ 
fenbetreiber sehen 430 Millionen Euro 
an Einnahmen für die Stadt und 5 000 
Arbeitsplätze gefährdet, wenn die 
Ozeanriesen Venedig nicht mehr an¬ 
laufen können. 

★ 

Die Venezianer dagegen fordern das 
Verbot der Durchfahrt zwischen den 


venezianischen Inseln Giudecca und 
Dorsoduro, denn von den Ozeanriesen 
werden die Fassaden der Häuser (Welt¬ 
kulturerbe!) angegriffen, die Luft wird 
dezent durch Feinstaub, Schwefel und 
Stickoxide verpestet und das Wasser 
ökologisch beeinträchtigt. Die „Queen 
Mary 2“ hat einen Stromverbrauch, 
der einer Stadt von 200 000 Einwoh¬ 
nern entspricht - auch dann, wenn sie 
im Hafen festgemacht hat. Der Dreck 
eines Kreuzfahrtschiffes entspricht 
dem von 14 000 Autos, sagen die Um¬ 
weltschützer der Initiative „No grandi 
navi“. Wörtlich zu nehmen ist der Hin¬ 
weis, dass die Stadt sinkt. 

Wer zum Beispiel mit der „AIDA- 
bella“ (Meyer-Werft Papenburg/Ems) 


nach Fahrplanänderung von Venedig 
aus ins östliche oder westliche Mittel¬ 
meer stechen möchte, der weiß, dass es 
neben, über und unter seiner Kabine 
noch 1 024 weitere für 2 050 Passagie¬ 
re gibt, die angeblich alle gekommen 
sind, um die Reproduktion ihrer Ware 
Arbeitskraft zu erreichen - während 
andere ihre Arbeitskraft verkaufen: 
607 Kolleginnen und Kollegen gehö¬ 
ren zur Besatzung der „AIDAbella“. 
Das mag wenig erscheinen im Ver¬ 
gleich zur „Allure of the Seas“ (Royal 
Caribbean), die für maximal 6 296 Pas¬ 
sagiere auf eine Crew von 2165 Perso¬ 
nen kommt. Die Arbeitsverdichtung 
zur Steigerung des Mehrwerts vari¬ 
iert eben auch auf einem Erholungs¬ 
dampfer. Das gilt ebenso für die Pro¬ 
fiterwartungen. 

Dieser „Gewinn nach Steuern“ 
verlangt von den Reedereien Investi¬ 
tionen, zumal wenn der Blick auf das 
Weltkulturerbe Venedig nicht mehr 
aus nächster Nähe möglich sein sollte. 
Statt vom „Promenadendeck 44 auf die 
gefährdeten Häuser zu blicken, gibt 
es neue Touristenziele direkt an Bord. 
Die „Seven Seas Navigator“ von Re¬ 
gent Seven Seas Cruises wird zum Bei¬ 
spiel zur Zeit für das Luxussegment 
umgebaut. Für ihre Flotte investiert 
die Reederei 125 Millionen Dollar. 


Vorbild ist die „Seven Seas Explorer“ 
mit dem „erweiterten Kulturangebot“ 
von neuen Suiten, Kasino, Boutiquen 
und Bibliothek. 

Vormerken: Am 3. Mai legt die 
„Seven Seas Navigator“ in Venedig 
nach Barcelona ab (10 Übernachtun¬ 
gen, ab 5 259 Euro). Umgekehrt ist es 
von Barcelona nach Venedig unmerk¬ 
lich teurer: ab 5 939 Euro. Der Turn 
beinhaltet aber auch 14 Übernachtun¬ 
gen. Wer’s billiger haben möchte, der 
bucht von Rom (Civitavecchia) nach 
Venedig (ab 4 155 Euro, 7 Übernach¬ 
tungen). Oder noch billiger: Venedig - 
Piräus für 10 Übernachtungen und 
2599 Euro. Gute Fahrt! 

Uwe Koopmann 



Foto: Lisa/flickr.com/CC BY-SA 2.0/ 


Venedig,: Der Markusplatz unter Wasser. Der rege Verkehr der Ozeanriesen führt 
zu weiteren Umweltschäden. 



Kreuzfahrtschiff Celebrity Summit am Haken des Schleppschiffes Vanna C beim Verlassen Venedigs. Im Hintergrund die 
Basilika Santa Maria della Salute (Mai 2009). 













































